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: A ip Generalfeldmarschall Berlin "8, den 5, Juli 1940; 
* Göring Leipziger Str, 5 — ac  — - 
Beauftragter für den Vierjahresplen, 


Y 11192 


geheim: 


Beir.s Durchführung des Waffenstillstandsvertrages, . 

I, Einem in der Sitzung am 4,7.1940 geäußerten Wunsch 
entsprechend fasse ich meine Ausführungen über die Recht 
lage noch einmal ‘kurz dahin zusammen; ο. 
a) Der Waffenstillstandsvertrag gibt Deutschland Rechte 

auf-wirtschaftlichem Gebiet in dem unbesetzten Teil 
Frankreichs nicht. Solche Rechte können auch nicht 
im Wege extensiver Interpretation konstruert werden, 
| Dies schließt nicht aus, daß auch für das unbesetzte 
Gebiet u.a. auf Grund des Art. 10 von der fronzósi- 
schen Regierung die Aufhebung der Schwarzen Listen 80 
wie die Einstellung von Maßnahmen gegen deutsche Ver- 
mögenswerte gefordert. werden, 
Die 


An 


) den Herrn Reichswirtschaftsminister, 
Z,Hd,v,Herrn Oberregierungsret Janke ^ 


den Herrn Reichsern&hrungsminister, 
i, Zz,Hd.v.Herrn Ministerialdirbktor Mor i + £, 
fe £.Hd.v.Herrn Oberregierungsrat T h o r ma nn, 


den Herrn Reichsminister der Finanzen, 
Z.Hd.v.Herrn Ministerialrat Litter ° 


den Herrn Reichsverkehrsminister, 


den Herrn Generalbevollmüchtigien für das Kraftfahrwesen, 
z.Hd,v.Herrn Oberst Th oenni-s.s e n Re 


den Herrn Reichsarbeiteninister, 
Z.Hà.v,Herrn Ministerialrat Richter ý 


den Herrn Reichsforstmeister, 
%.Hd.v.Herrn Landforstmeister Barth ; 


'h) das Reichsbankdirektorium, 
z.Hd.v.Herrn Direktor H a r + 1 1696395, 


TERRA TIONAL MILITARY TIDONAL 
— RRB TH GERMANY 
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eberst v. . Brauchitsch, sein ständiger Vertreter General 
Streccius. Zu Zum Militärverwaltungschef ist der Württember- 
gische Wirtschaftsminister Jonathan Schmidt ernannt. Zum 
Leiter der Wirtschaftsabteilung hat der Géneralfeldmare 
schall den Ministerialdirigenten Michel bestellt, dem Rê- 
ferenten von den Wirtschaftsreseorts beizugeben sind, 

Die Verhandlungen über die wirtschaftlichen: Fragen 
des Waffenstillstandsabkommens werden in Zukunft nicht 
mehr durch die unter Leitung des Generals der Jnfanterie 
von Stülpnagel stehende deutsche Waffenstillstandskommig- 
sion geführt werden, sondern durch eine besondere Wirt- 
schafts-Delegation, zu deren Leiter der Generalfeldmar- 
schali im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt den Gesandten 
Hemmen bestellt hat. Die Wirtschafts-Delegation wird ne ` 

en den Besprechungen tiber die Durchführung der wirtschaft- 
lichenVereinbarungen des Waffenstillstandsabkommens auch 
freie Verhandlungen mit der französischen Regierung über 
wirtschaftliche Angelegenheiten zu führen haben, Jhr Zíel 
muß es dabei sein, auch die Wirtschaftskraft des unbe- 
setzten Gebiets soweit ale möglich in den Dienst der 
deutschen Kriegswirtschaft zu stellen, 

Die in der Besprechung am 4,7.1940 von Ministeriale 
direktor Eh vorgeschlagene Definition des Begriffs 
wirtschaftliche Werte in Art. 17 ist in der Anlage bei- 
gefügt. Bie werden verabredungsgemäß gebeten, den Vor- 
schlag zu überprüfen und etwaige Ergänzungs- oder Abän- 
derungswünsche möglichst bis zum 6.7.1940 12 Uhr zur Ver- 
fügung zu stellen, Die Vorschläge bitte ich, gleichzeitig 
unmittelbar den übrigen beteiligten Ressorts zuzuleiten, 

Bis zum gleichen Zeitpunkt bitte ich um gefällige 
Mitteilung der Forderungen, die auf Grund des Art, 17 
gegenüber der französischen Regierung auf Sicheretellung 
von Vorräten und wirtschaftlichen Werten im besetzten Gee 
biet erhoben werden sollen, Jch bitte, bei diesen Vore 
schlägen jeweils zu prüfen, ob es zweckmäßig ist, in dem _- _ 
Wege der Waffenstillstandsverhandlungen von der franzö- | 
sischen Regierung gesetzliche und verwaltungsmšPhge Maß- 
nahmen zu fordern oder ob autonome Yerwaltungsuaßnahmen 
des Militärbefehlshabers auf Grund von Art. 3 besser zum 
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Ziele führen, Dabei bitte ich zu bedenken, def eine ge- 
regelte franzüsische Verwaltung in den besetzten Teilen 
Frankreichs zur Zeit noch nicht besteht. 


Jm Auftrage 
gez, Dr. Gr a m g ce h , 


Beglañbigt : 


4413 4, - 
Ministeria op etrator, 





e zum Schreiben vom 


Wirtschaftliche Werte sift der umfassende 
Begriff für alles das, was für das wirtschaftliche 
Leben des Einzelnen oder der Gemeinschaft von Bes 
deutung ist. Eine erschöpfende Aufzählung dieser 
Werte ist naturgemäß nicht möglich, Um der fran 
zösischen Regierung den Jnhalt der Bestimmungen 
zu erläutern und um ihre Handhabung zu erleichtern, 
wird nachstehend eine iufzühlung von Bdspielen 
wirtschaftlicher Werte aus den wichtigsten Wirte 
schaftsgebieten gegeten: 

lebensmittel und Futtermittel aller Art, sowie 

die Rohstoffe und Anlagen zu ihrer Herstellung, 

Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren aller Lrt, 

sowie Anlagen und Einrichtungen zu ihrer Gee 

winnung einschließlich der Bodenschätze und 


des Waldes, Devisen, Zahlungsmittel etc. 


Anlage zu V.P. 11192 ; 
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| Fernidreibfteile | 


Becnichreibname Laufende Ne. 


Angenommen I 
Aufgenommen 7 


telle ausgefüllt. 


> 
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Bermerfe: 


Fernidreiben 
Pofttelegramm 
Ferniprud 
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Diefer Teil wird bon der Πετπ[ώτείδ- 





PETER 


immense Ibit aa l ESTER 


für Ministerieldirektor | Wiehl 
Berlin- 


inc T - 


_ Bermerte für Beförderung (vom Abfender auszufüllen) ` — ωτ 
Dein, Ντ, 2 CEVAS | x 
Nachstehend übersende ich Stellungnahme NERONE zur Frage 
der Besatzungskosten, Die Stellungnahme ist mit Chef des 
- Stabes und Wi Ri bei der Waffenstillstandskommission abge- 
stimmt worden, Gleiche Stellungnahme geht von Wako an OKW, 
Ich bitte um Weisung 
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AN DEN VORSITZENDEN DER DEUTSCH FRANZOESISCHEN 


WIRTSCHAFTSKOMMISSION HERRN GESANDTEN HEMMEN 


WIESBADEN HOTEL 4 JAHRESZEITEN= 


ΤΕΙ SENDE ICH IHNEN EINE ABSCHRIFT DES ENTWURFES DER 
PESAÄTZUNGSKOSTEN NOTE» DIE DEM IN DER SITZUNG DES 

VOM 31. JULI GEFASSTEN BESCHLUFSSEN ENTSPRICHT UND DIE 
INZWISCHEN DIE ZUSTIMMUNG DES CHEFS DES OKW GEFUNDEN HAT, 
ICH BITTE» DIE NOTE NUNMEHR ABZUSENDEN. 


IM AUFTRAG GEZ WIEHL= 
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FUER DEN VORSITZENDEN DER FRANZOESISCHEN ABORDNUNG BEI 





DEUTSCHEN WAFFENSTILLSTANDSKOMMISSION 
HERRN GENERAL HUNTZIGER= 


HERR GENERAL. 
IM AUFTRAG MEINER REGIERUNG HABE ICH DIE EMRE, IHNEN 


FOLGENDES MITZUTEILEN: 


1.9 NACH ARTIKEL ia DES DEUTSCH- FRANZDESISCHEN 


WAFFENSTILLSTANDSVERTRAGES VOM 22. JUNI 1940 SIND DIE 


KOSTEN FUER DEN UNTERHALT DER DEUTSCHEN BESATZUNGSTRUPPEN 


AUF FRANZOESISCHEM BIDEN VON DER FRANZOESISCHEN 
REGIERUNG ZU TRAGEN. ZUR DURCHFUEHRUNG DIESER BESTIMMUNG 


IST EINE ALSBALDIGE REGELUNG ERFORDERLICH 


IM HINBLICK AUF DIE UNMOEGLICHKEIT, DIE KOSTEN 
SIND BIS AUF WEITERES 


DERZEIT GENAU ZU BERECHNEN, 
ABSCHLAGSZAHLUNGEN VON. TAEGLICH MINDESTENS 20 MILLIONEN 


REICHSMARK ERFORDERLICH. DIESE ABSCHLAGSZAHLUNGEN KOENNEN 
IN FRANZOESISCHEN FRANKEN» REICHSKREDITKASSENSCHEINENI] 
JIDER SONSTIGEN ZU 'VEREINBARENDEN WERTEN GELEISTET WERDEN. | 
DER UMRECHNUNG IN FRANZOESISCHE FRANKEN IST VORBEHALTLICH 


EINER SPAETEREN ANDERWEITIGEN REGELUNG- DAS 


KURSVERHAELTNIS 4:20 ZU GRUNDE ZU LEGEN: ` 
IN DIE ABSCHLAGSZAHLUNSSREGELUNG IST DIE EINQUARTIERUNG 

DER DEUTSCHEN BESATZUNG AUF FRANZOESISCHEM BODEN NICHT 

MIT INBEGRIFFEN. FUER DIE GUARTIERLASTEN WERDEN DIE 
QUARTIERGEBER VON DER FRANZOESISCHEN REGIERUNG AUSSERHALB 


DER ABSCHLAGSZAHLUNGSREGELUNG ENTSCHAEDIGT WERDEN. 


ΠΠ 











DIE REGELUNG GILT FUER DIE ZEIT AB 25. JUNI 1940. 
DIE RUECKSTAENDIGEN BETRAEGE SIND BEI INKRAFTTRETEN 
DER ABSCHLAGSZAHLUNGSREGELUNG FAELLIG. DIE WEITEREN 
BETRAEGE SIND JEWEILS: FUER EINEN ZEITRAUM VON 10 TAGE! 
IM VORAUS ZU ENTRICHTEN. 





4. VON DER DEUTSCHEN BESATZUNG AUSGEGEBENE 
REGUISITIONSBESCHEINIGUNGEN FUER NATURALLEISTUNGEN 
AUSSCHLIESSLICH DER EINGUARTIERUNG KOENNEN, SOWEIT 
SIE NACH INKRAFTTRETEN DER ABSCHLAGSZAHLUNGSREGELUNG 


AUSGESTELLT SIND, VON DER FRANZOESISCHEN REGIERUNG 
EBENFALLS AUF DIE BESATZUNGSKOSTEN IN ZAHLUNG GEGEBEN 
WERDEN. DAGEGEN SIND DIE VON DER DEUTSCHEN BESATZUNG 


IN DER ZEIT BIS ZUM INKRAFTTRETEN DER 
ABSCHLAGSZAHLUNGSRE GELUNG AUSGEGBENE N 
REQUISITIONSBESCHEINIGUNGEN VON ‘DER FRANZOESI SCHEN 
REGIERUNG OHNE ANRECHNUNG AUF DIE BESATZUNGSKOSTEN 
EINZULOESEN.) ICH BITTE SIE, HERR GENERAL , MIR DEN 
EMP FANG as NOTE ZU BESTAETIGEN UND MIR VON DEN 
MASSNAHMEN KENNTNIS ZU GEBEN, DIE DIE FRANZOESISCHE 


REGIERUNG ZUR DURCHFUEHRUNG DER VORSTEHENDEN REGELUNG 
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COMMISSION SPECIALE A 
DES AFFAIRES ECONOMIQUES WIESBADEN, te. 12 Loft ae 


m 


DELEGATION FRANÇAISE 


— 
Deutide Général d'Armée HUNTZIGER 
1 Waltentilisands-Delegation Président de la Délégation Française 
M auprès de la Commission d'Armistice 


Monsieur HEMMEN , 
Ministre Plénipotentiaire, 


Président de la Délégation Allemande 
pour l'Economie et les Affaires non 
militaires. | 


Monsieur le Ministre, 


En réponse à votre lettre W.280 du 8 Août, j'ai 
l'honneur de vous faire connattre que le Gouvernement Francais 
est prét, comme il s'y est engagé par l'Art. 18 de la Conven- 
tion d'Armistice, à prendre Ë sa charge les frais d'entretien 


2S troupes d'occupat 1 i 
des troupes d AR ES tion allemandes sur le territoire français 


En assumant cet engagement, le Gouvernement Français 

' 1 

séparait nettement" ) ces troupes H d'occupation " des troupes 
--------------. ——— -- — 

" en opérations " que la poursuite de la guerre avec l'Angle- 


EA Verre conduit le Reich à entretenir sur le territoire francais. 


2? Il ne lui avait cependant pas échappé qu'il était très 
PA we difficile, pour ne pas dire impossible, de faire pratiquement 
"E. TL fet à tout momènt un départ précis entre les forces d'occupation 
ANR et celles d'opérations; comprenant d'ailleurs les raisons mili- 
taires qui empêchaient le Reich de lui faire connaltre, tant 
„que durait ce conflit, les effectife exacts et la nature des 


troupes spécialement destinées à l'occupation, il avait envisa- 


gé que le règlement de ces frais M ax - 
f | μέ μη u e 16459 25 95. lk. 


été fait part, à plusieurs reprises, à la I UT 
— 








HA e 


d 
5 effectué d'après un système forfaitaire. Il est prêt, si le 


Gouvernement allemand-le préfère, à verser dee-acomptes, le 
ee — — 


e ~- rn — - 


— 27 
- _ — 
--- 


ment définitif étant reporté A une date ultérieure. 


Encore, les bases de ces aconptes devaient-elles, dans 


son esprit, correspoñdre aux effectifs normaux d'une armée 
d'occupation et au coût normal de l'entretien de cette armée, 


Or, l'importance du versenent.journalier fixé par Ta- 
note W 280 précitée ne lui permet pas de croire que telles ont 
été les directives qui ont présidé à son établissement:les effet 
tifs correspondants seraient en effet hors de proportion avec 
tout ce que les précédents militaires et les nécessités du mo- 


ment pouvaient laisser raisonnablement prévoir (1) 


Pour les dépenses de ravitaillement, les troupes alle- 
mandes d'occupation bénéficient des prix français. Le Gouverne- 


— u 


ment Français est d'ailleurs disposé, si le Gouvernement Alle- 


^- 


mand l'accepte, à procéder à des livraisons en nature. 


o UN — — ED 
Pour les soldes des officiers et le prêt de la troupe, 
ne devraient être retenus que les soldes et le prêt moyen de 
l'armée allemande, qui seraient à convertir en tenant compte 


E 
i 


des pouvoirs d'achat respectifs des deux monnaies. 


© sé, 


E En ce qui concerne les dépénses de logement, le 
gegen el 


." 


fi) Etant entendu : | | 


d'une part, que l'entretien ne comprend ni l'armement ni l'équipement 
militaire des troupes, 

d'autre part, qu'il faudrait faire subir aux chiffres ci-dessous les 
corrections .tenant compte des cofits différents de la vie en Allemagne et en 
France, et aussi des dépenses de transport. 

comparaison suivante explique cette manière de ydir : pour l'armée 

française, le prix moyen d'entretien d'un militaire, y compris les soldes 
des Officiers et le prêt de la troupe, était, pendant la Campagne, de 22Tr 
par jour. Á ce taux, un versement Journalier de 20 millions de R.M. per- 
mettrait d'entretenir 18 millions d'hommes. 


— 





IL = 


Gouvernement Francais pourrait, pour la facilité, payer l'en- 
semble, étant entendu que ce qui concerne 188 troupes d'opéra- 


tion serait à déduire des acomptés & verser, 


o 
ο ο 


Enfin, la Délégation Allemande indique que les r | — 


sitions antérieures au 25 Juin doivent rester à la charge. du 
Français. Ce point n'ayant pas été soulevé par 


Gouvernement 
Armistice, appelle, de la part du Gouyernement 


AY 


la Convention 4 


Français, une expresse réserve. 


@. | Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, l'assurance 


de ma haute considération. 
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` Pernschreiben, 


A s 
Auswirtig Berlin 
pn, | 

Geheim ! 

Del,Nr.120 

In E rm een Fernschreiben Nr.171 vom 12. September betr. Be- 

satzungskosten, wird in Ziffer 2 zum Ausdruck gebracht, dass.auf 

Wunsch des Reichsfinanzministeriums die französische Delegation 

ausdrücklich darauf hinzuweisen,sei, " dass die Abschlagszahlun- 

gen keine Pauschalrefelung darstellten und dem tatsächlichen Be- 

dürfnis angepasst werden müssten, wie es sich aus der jeweiligen 

Kriegslage und den jeweiligen Anforderungen der Besatzungstruppen 

ergebe. " Gegen die Weitergabe dieses Wunsches an die französische 

Abordnung habe ich aus folgenden zwei Gründen erhebliche Bedenken. 

In meinen Noten vom 8. August 1940 - Del. W. 280 . vom 15. 

August 1940 - Del.W. 331 - und vom 20. August 1940 - 
Del. W. 408 . ist stets klar zum Ausdruck gebracht wor- 
den, dass es sich um Abschlagszahlungen handelt, Der 
Gedanke einer Pauschalierung ist mit dem Franzosen nie- 
mals erörtert worden. Die Französische Rexterurzg Delega- 
tion hat also bisker keinen Grund anzunehmen, dass die 
Abschlagszahlungen eine Pauschalrezelung darstellen, Der 
vom Reichsfinanzministerium gewünschte Hinweis würde im 
Gegenteil bei den Franzosen diesen Gedanken der Pauschal- 
rezelung überhaupt erst anregen, was ich für verhängnis- 
voll halten würde. e 
General von Stülpnagel hat mir jetzt amtlich mitgeteilt, 
dass zahlreiche deutsche Divisionen aus Frankreich nach 
dem Osten abtransportiert worden seien. Diese Tatsache 
werde auch den Franzosen auf die Dauer nicht unbekannt 
bleiben. Er mache mich darauf aufmerksam, weil diese 
Verminderung der Heeresstärke in Trankreich zewiss ihre 
Riickwirlung auf die Höhe der Besatzungskosten haben 
werde. 

Die Ubermittiung der vom Re ichefinaricninisterium gewünschten For- 

mulierung an die. Französische-Aboränung im gegenwärtigen Augen- 
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COMM sion ARMISTICE 


WIESBADEN, ie .....23..00t0obre... 1940 
AF RES | E OMIQUES 


DELEGATION FRANÇAISE Le Président de la Délégation francaise 


pour les Affaires économiques 
N° 6518/ DE 


Monsieur HEMMEN 
| Ministre plér®potentiairée 
Deutide ` Président de la “élégation allemande 


Waffentti tands-DelegalionE Á P / s: d'Armistice pour l'Economie 
Ei? f Aur 6v 


Monsieur Le Mind t 


D'ordre de mon Gouvernement, j'ai l'honneur 
aire la communication suivante: 


Par note en date du I2 Octobr e, le Gouver= 
lemand & répondu à la note en date du 26 
laque 1. e le Gouvernement français avait 
ers ‘otestation formelle contre les versements 
exigés de pour la couverture des dévenses des 
trou} d'occupation allemandes en France. Le Gouver= 
— CT πο ενα. “re ΕΥ {ΚΝ 
nement allemand se reiuse à toute discussion, tant 

la distinction des " troupes d'occupation " et 
des"troupes d'opération", que sur le cours du Reichs- 
mark en francs. 


refuse, en outre, ou denie au Gouvere 
nement français tout abes de regard et tout droit 
à être renseigné sur l'exploi des sommes versées 
pour les frai EXON ainsi ue sur les réqui- 


sitions de logements et les réquis sitions d'ordre 
économique. 


Le Gouvernement français regrette profon- 
iément cette réponse, Il considère, en effet. que 
e ——— — — À ` ë Er , 
les événements confirment entièrement la position 

27 


qu'il avait pr ise, 


Après avoir rappelé une fois encore la 
distinction essentielle qu'il maintient entre leg 


1646 
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"troupes d'occupation" et les " troupes ü'opération", 
Ie Gouvernement français fait valoir au Gouvernement 
du Reich les deux considérations”qui imposent, selon 
lui, un nouvel examen du problème. 


I° Les faits ont montré que le cours 
fixé pour la conversion du Reichsmark en franc z 
trop élevé. Ce cours ne tenait pas compte du niveau 
respectif des prix en France et en Allemagne au moment 
où il a été fixé. Il anticipait sur une hausse très sén- 
sible des prix français, que les autorités allemandes 
considéraient comme inévitable, Or cette hausse ne s'est 
pas produite, et Le pouvoir d'achat du franc demeure 
très supérieur à celui qu'impliquerait Le maintien de 
la parité actuelle. 


Le Gouvernement français s'étonne | 
d'autant plus qu'aucune suite ne soit donnée à S8 pro- ! 
testation relative au cours en francs du Reichsmark qu'il 
avait lui-même suggéré, en cas de modification du cours, 
une formule permettant le maintien aux chiffres actuel- | 

t 


lement versés en francs, des soldes et indemnités que 
les troupes allemandes reçoivent pour leurs dépenses 
en France, 


Une conséquence immédiate du cours 
de 20 francs pour un mark est que 1 acoupie demandé pour 
l'entretien des troupes d'occupetion, q est libellé 
/ en Reichsmarks, est hors de proportion avec les dépenses 
réelles de ces troupes. En fait, le solde du compte 
ouvert par la Banque de France à l'Administration mili- 
taire allemande suffit à assurer pendant une longue 
période à venir la couverture des charges d'occupation. 
20m Il est évident que les versements | 
exigés par le Gouvernement du Reich doivent être réduits 


blement diminué depuis la fixetion 
nalier. 


Le Gouvernement français est d'autant 
plus fondé à arguer des constatations de fait exposées” 
ci-dessus, qu'il se trouve placé de par la pénurie des 
matières premières et l'insuffisance des moyens de trang 
port qui ont déterminé un chômage important , devant 
un problème économique d'une extrême gravité. Il en 
résulte que la persistance, au niveau fixé au mois 
ltAoût, des frais d'occupation, entraîne, au fur et à 
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mesure que le temps s'écoule, une charge de plus en 
plus difficilement supportable, "o Me 


Dés lors le Gouvernement français est 
emené à demander, d'une manière formelle, une révision 
de l'acompte Journalier actuel, Cette réduction est 
amplement“justifiée, à la fois par les besoins réels 
des troupes d'occupation et par la capacité économique 
de la France. Si elle n'intervensit bas dans un délai 
rapproché, le Gouvernement français serait inéluctable- 
ment hors d'état de poursuivre ses versements, 


‘Le Gouvernement français soucieux 
d'exécuter le Convention d'Armistice qu'il a signée a 
tenu à donner au Gouvernement du Reich cette explica- 
tion loyale de la position qu'il est contraint de 
prendre, Il fait appel au sentiment de haute compréhen- 
sion du Gouvernement allemand et espère que cet exposé 
sincère aménera celui-ci à accorder 1: révision solli- 
citée par la présente note, s, 

Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, 
l'assurance de ma haute considération, 


Yra * no run 
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pour les 


AFFAIRES πώ, 
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WIESBADEN, le I8 mars 1941 


™ > 


Le Président de la Délégation française 


N, LT: pour les Affaires Economiques 


à Monsieur HEMMEN 
Ministre Plénipotentiaire 
Président de la Délégation Allemande 
d’Armistice pour l'Economie, 


Monsieur le Ministre, 


J'ai l'honneur, d'ordre de mon Gouvernement, de 
vous faire la communication suivante t: 


d ntm ec 

" Depuis que l'indemnité $eefaditadee a été fixée 

par l'Allemagne, le Gouvernement français a versé plus de 
108 milliards au titre des frais d'occupation, 


. ' Aggravée à ce point, la charge de cette contribu- 
tion ne peut plus être supportée, sans péril grave, par l'éco- 
nomie de ce pays, Elle risque d'entraîner une désor anisation 
de sa structure sociale et politique dont les interets allemand: 
seront les premiers atteints, | 


, , 155 représentants du Gouvernement allemand ont Ë 
manifesté, à plusieurs reprises, l'intention de ménager l'ordre 
intérieur de la France et ges efforts de redre ssement, 


C'est pour sauvegarder les forces economiques 
nécessaires à la collaboration franco-allemande que le Gouverne- 


ment a l'honneur d'exposer les motifs et les otjets de sa 
demande en revision d@ ferfrit / (deska, . 
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I - Monetaires, - 


Le montant des sommes versées par la France est 
tellement élevé que le financement doit etre assure par des 
appels répétés à la Banque de France, 


Il s'ensuit que la circulation monétaire s'accroît 
à un rythme exceptionnellement dangereux, 


Elle ne depassait pas 110 milliards en janvier 1939, 
Elle avait déjà doublé en janvier 1941, A la cadence actuelle, 
elle atteindra bientôt le triple de son volume d’avant-guerre, 


2 = Economiques, - 


Cette masse énorme de pouvoir d'achat pèse sur une 
économie appauvrie, dont les réserves ont été épuisées par la 
guerre, et dont la production est entravée par les lignes de 
‘démarcation, Elle ne peut être résorbée par 1*impot puisque 


les recouvrements budgétaires, qui représentent déjà un far- 
deau très lourd pour les contribuables, ne dépassent pas 

60 milliards de francs, Elle ne peut être absorbée par l'em= 
prunt, puisque la souscription des bons du Trésor parvient 
tout juste à compenser les dépenses de l'Etat français, 


La masse monétaire exerce donc une poussée considé- 
rable sur les prix dont la hausse est difficile à enrayer, 


š =~ Psychologiques, - 


‘D'autant que tous les détenteurs de francs marquent 
une propension croissante à fuir devant la monnaie, La hausse 
du cours des actions, la constitution de stocks par les com- 
me rçants et les particuliers, la surenchère sur les propré- 
tés foncières, marquent la dépréciation progressive de la 
devise nationale, 


La chute du franc s'est considérablement accélérée 
lorsque la 4ème Convention de l'Etat avec la Banque de France 
(20 janvier 1941) a été connue, Il est à craindre que la pu- 
blication de la 5ème Convention, en date du 20 février, ne 
soit plus désastreuse encore wi 16: n’est pas accompagnée 

16470 





eg Eo 
par l'annonce d'une revision du—fesfett, dr L'in t, 


II - OBJETS - 


I - Réduction de l’indemnité,- 


Le montant de l'indemnité a été fixé à 400 millions 
par jour, par décision de la Commission allemande d’Armistice 
pour l'Economie en date du 8 Aout 1940, pour subvenir aux frais 
des troupes d'occupation, 


- Or, l'importance numérique de ces troupes a décru 
depuis l'Armistice, Et il importe de tétablir la distinction 
entre les troupes d'opération et les troupes d'occupation, dont 


la Convention d'Armistice mettait seul l'entretien à la charge 
de la France, 


-D'autre part, les débits actuellement inscrits au 
compte des Reichskreditkassen à la Banque de France ont couvert 
des besoins étrangers à ceux de l'entretien des troupes alle- 
mandes, 


- Enfin, malgré ces utilisations extra-militaires de 
l'indemnité, les dépenses allemandes n’ont pas absorbé les cré- 
dite ouverts, 


C'est ainsi qu'au 12 mars 1941, les versements faits 
par la France s'élevaient à 108 milliards, alors que les prele- 


vements faits par l'Allemagne n'atteignaient que la moitié de ce 
chiffre, 


Il serait donc équitable de réduire d'une fraction 


très importante le ferfett journalier de 400 millions, 
V it bus dr 


2- Incorporation de la totalité des charges 
françaises dans l'indemnité, - 


L'indemnité actuelle n'englobe pas toutes les charges 
aue la France doit supporter, 


- L'Etat français règle séparément les frais de loge- 
ment et de cantonnement, 


- Les exonérations fiscales, dont l'Allemagne a 
récemment décidé que ses achats en France devraient bénéficier 


ROU Ec 
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privaient le Tresor Francais di inpezjanten rentrées, 
I d 
Il serait juste que le nouveau festett eourrft 
toutes les charges qui incombent à la France du fait de l’occu- 


pation, 


-- 


5 = Reduction du cours du mark,- 


— — — — — — — — — 


Le taux adopté pour le mark par la décision du 
8 Août est de 20 francs pour un reichsmark, alors que la parité 
officielle des deux monnaies est de 17 franes, et que la parité 
réelle, résultant de leur pouvoir d’achat comparatif, est encore 
inférieure à ce chiffre, 


Cette surévaluation de la devise allemande n°a 
pas seulement pour effet d'aggraver considérableme nt la charge 
du tribut. Elle exerce aussi une poussée ascensionnelle sur les 
prix francais qui tendent à s’aligner sur les prix allemands 
d'après le taux de conversion excessif du mark, 


Aussi la parité des deux monnaies devrait elle 
être ramenée à un niveau plus conforme à la réalité économique, 


4 - Transformation du mode de paiement,- 


Le reglement en espècés des prestations fournies 
aux autorités ocoupantes est la principale cause d'exagération 
de la circulation monétaire, 


En conséquence, il serait indispensable 1: 


- que les besoins des troupes allemandes d’occupa- 
tion ne fussent satisfaits, en principe, que par des prestations 
en nature; 


| = qu'à l'exemple des méthodes adoptées à partir de 
1919 en territoire rhénan, des services français soient chargés 
d'assurer ces prestations, et de débiter le compte d'occupation 
de la contrevaleur des produits dt des services fournis en 
France; 


- que les versements en espèces soient limitée à 
quelques achats directs au commerce et à l'industrie, effectuée 
sur leur solde par les soldats de l'Armée allemande; 


B 16479 





5, πα 


= que les achats en Allemagne, pour l'entretien des 
troupes d’oceupation en France, soient réglés au moyen des 

re ichsmarks dont dispose à Berlin l'Office de Compensation 
français, La contrepartie de ces fournitures serait imputée 

au débit du compte ouvert pour suivre l'emploi de l'indemnité 
ση ας. | 


d 


Le Gouvernement français espère fermement que les 
Taisons de ses préoccubations seront comprises, Il demande 
ins tamment que les pourparlers soient rapidement entamés afin 
que le réajustement de l'indemhité intervienne avant que la 
dégradation de la monnaie soit consommée, Il compte que le 
Gouvernement allemand sera d'accord pour que, les besoins des 
troupes d’occupation étant assurés pendant de nombreux mois 
par les disponibilités actuelles de leur crédit à la Banque 
de France, de nouveaux versements n'aient lieu qu'après l'abou- 
tissement des négociations nécessaires!/, 


Veuillez agréer, Monsieur 1e Ministre, l'assurance 
de ma haute considération, 


> se te 
— Roy, 
4S | 
€ He 
E | 
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T" wir, 15447/DE 


Der Vorsitzende derfranzoeischen 
Delegation für Wirtschaft 


An den Vorsitzenden der deutschen 
Waffenstillstandsdelegation für 
Wirtschaft 


Herrn Gesandten H E M M EN, 


Herr Gesandter, 


Im Auftrag meiner Regierung; beehre ich 
mich Ihnen folgendes mitzuteilen ; 


Seitdem der von Frankreich einzuzahlende 
Tagesbetrag von Deutschland festgesetzt wurde, hat 
die franzoesiäche Regierung als Besatzungskosten 


über 108 Milliarden eingezahlt, 


Damit ist die Last dieser Zahlungen solcher- 
massen angeschwollen, dass sie nicht oh 
Gefährdung von der franzoesischen W er 
getragen Werden Kamn, Der soziale ES Me) 
Aufbau des Landes ist mit Zerrüttung bedroht, wodurch 


deutsche Interessen an erster Stelle in Mitleidenschaft 
gezogen werden müssten, 


Die Vertreter der deutschen Regier haben 
zu wlederholten Malen die Absicht kundgegeben, Franke 
reichs innerer Ordnung unà Wiederaufbaubemühungen nicht 
entgegenwirken zu wollen, 


| Um die für die deutsch-franzoesische Zusam- 
menarbeit unentbehrlichen Wirtschaftskräfte zu retten, - 
beehrt sich die franzoesische Regierung Gründe und 
Ziele ihres Gesuches um Uberpriifung des festgesetzten 
Betrages darzulegen, | 


E 


I. DIE GRUENDE, 


1. Geläwesen, A 
` Der von Frankreich eingezahlte Betrag ist 


» 


Fa 
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so hoch , dass er nur durch wiederholtss Heranzishen 
der Bank von Frankreich aufgebracht werden kann, 


Infolgedessen nimmt der Geldumlauf in üus- 
serst bedenklichem Tempo Zu, 


Im Januar 1959 ging er nicht Über tio iil- 
liarden, IM Janu war er sohon aufs Doppelte 
gestlegen, Belm gegenwartigen Tempo — e das 
Dreifache des Vorkftegsvolumens erreicht haben, 


2, Wirtschaft, 


Diese ungeheure Nasse an Kaafkraft lastet 
auf einer verarmten Wirtschaft, deren Vorräte schon 
vom Kriege erschöpft wurden und deren Produktion durch 


die Demarkationslinien gehemmt wird, Sie kann nicht von 
den Steuern aufgefogen werden, da die Steuereinnahmen, 
obwo 8 für die Steuerzahler eine sehr schwere 


Last ausmachen, nicht 60 Milliarden Franken übersteigen. 
Ebensowenig kann sie durch Anleihen ausgeglichen werden. 
denn die Zeichnungen auf gehatzscheine genügen knapp, 
um die Ausgaben des franzoesischen Staates zu decken, 


Die Gelämenge übt also einen ausserordentliche 
Druck auf die Prepfle aus, deren Steigerung schwer aufzuh 
του Estrie 


de Psychologie, 


| Umso mehr als die franz, Inhaber eine immer 
deutlichere Neigung aufw®esen, sich des Geldes zu entledi- 
gen, Die St tienkurses, die Bildungen von 
Stocks durch die Geschäfts- un vatleute, das Über- 
e 


gebot beim Grundbesitz weisen eine zunehmende Entwertung 
er eigenen Devise auf, T 


| Die Entwertung des Francs nahm erheblich zu, 
als das vierte Abkommen des Staates mit der Bank von 
Frankreich (20,Januar 1941) bekannt wurde, Es ist zu be= 
fiirchten, dass die Bekanntmachung des 5ten Abkonmens 

vom <0, Februar sich nach \verhängnisvoller auswirkt, wenn 
nicht zu gleicher Zeit eine Revision des Betrags ange- 
kündigt wird, ` 


Ἓ 
+ 
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19 - Herabsetzung der Unkosten, 


- Die HŠhe des Betrages ist durch Entschlies- 
sung der Deutschen Waffenstillstandskommission vom 


gast 1640 nit 400 Millionen täglich zwecks Deckung 
er Unkosten der Besatzungstruppen festgesetzt worden, 

- Die zahlmässige Bedeutung dieser Truppen hat 
jedoch seit dem Waffenstillstand abgenomien, Ks ist von 
Wichtichtkeit, den Unterschied zwischen Operationstrup- 
pen und Besatzu zuppen wieder gelten zu lassen, wobei 


gemäss dem Vaffenstillstandsvertrag lediglich letztere 
auf Kosten Frankreichs fallen. 


> Die zur Zeit auf Konto der Reichskreäitkassen 
in der Bank von Frankreich eingetragene Zahlungen 
haben anderen Zwecken geäient als dem des Unterhalts 
er deutschen Truppen, 


- Und trotz dieser nichtmilit#ischen Verwendung 
dieses Betrages konnten die deutschen Ausgaben die er- 
Offneten Kredite nicht erschöpfen, 


So erreichten am 12, März 1941 die durch 
ankre vorzenommenen Zahlungen 108 Milliarden, obwohl 
aig FER SERA vorgenommenen Entnahmen bloss die 
Halfte dieser Summe erreichten, 
Es wäre demnach angebracht diese t'igliche Zah- 
lung von 400 Millionen beträchtlich herabzusetzen, 


2. Einschliessung der gesamten franzoesischen Belastungen 


—— r ].h MA 
in dem festgesetzten Betrag, 


Der jetzige Betrag schliesst nicht sämtliche 
Belastungen ein, welche Frankreich zu tracen hat, 


- Die franzoesische Regierung zahlt auf besonderem 
Konto die Wohnungs- und UnterkiÍnftskosten, | 


~ Die Steuererlasse, welche die deutsche Regierung 
neulich zugunsten der deutschen Ankäufe in Frankreich ces 
fordert hat, würden der Staatskasse bedeutende Einkommen 
entziehen, 


Es wäre recht unä billig, anzunehmen, dass der 
neue Betrag alle durch Frankreich”auf Grund der Besatzung 
zu tragende Belastungen einschliesst, 





Herabsetzung des Markkurses -- * 
Der am 8, August für die Reichsmark festge- 
urs beträgt 2D Frs = 1 RM, obwohl die amtliche Pa- 
, À —— — r η = LA 
r beiden Währungen nur 17 Fres beträgt und die 


Aus dieser Überschfätzung der deutschen Währung 
rührt eine bedeutende Erschwerung der Trivuvzan Ξ 
Ausserdem werden dadurch die franzoesischen Preise in die 
Höhe getrieben und sie streben zwangsläufig nach einer Aus= 
gleichung mit den deutschen Preisen auf der Basis des über- 
triebenen Wechselkurses der Reichsmark, 


Infolcedessen, wäre es Zweckmässig, die Parität 
der beiden Währungen auf einen Kurs heraWSetzen, welcher dem 
wirtschaftlichen Tatbestand besser entspricht, 


4, Abänderung des Zahlungsverfahrens. 


Die Zahlung in Gelä der für die Besatzungsbehör- 
den vorgesefiénen Leistungen ist die Hauptursache der Uber- 
treibung des Geldumlaufes, "+ dad ayo y θι A SR T v IH 

or mms — K Na har PCT -οὐξν, 
Es wäre daher unbedingt crforderlich ὁ 

- die Bedürfnisse der deutschen Besatzungs#ruppen 

rundsätzlich nur durch Leistungen in Natura zu decken; 

- jie franzoesischen Dienststellen mit Ger Sicher- 
stellung dieser Leistungen ZU DE Tt¥azen, nach dem Beispiel 
ass Verfahrens, welches ab 1919 im Rheinlande angenommen 
vurde, unä das Besatzungskonto mit dem Gegenwert der in 
Frankreich gelieferten Produkte bzw. ‚der geleisteten Dienste 
zu belasten ; L fo # ασ τα ο. 4 


oder in der. 


Stgehörigen von ihrem Sold 
— — — 

die zum Unterhalt der in Frankreich stationierten 
Besatzungstruppen in 3 inkäufe mittels 
Aer Reichsmark zu bezahlen, Über welche die französische 
" Office de Compensation" in Berlin verfügt. Der  Gegenwert 
dieser Leistungen würde dem Konto belastet werden, welches 
zur Kontrolle der Verwendung des petreffenden Betrags 
eröfinet würde, 


H4380 — 0031 
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Die französische Regierung hegt die feste Hoffnung, 
dass die Gründe ihrer Besorgnis mit Verständnis aufgenommen 
werden. Sie bittet mit allem. k , à 
möglichs en, å e Abänderung der 
Leistung vorgenommen wird, bevor die Entwertung der franzoe= 

ng eine vollendete Tatsache geworaen 1856, e 
2Ν86119 ig = Angesichts 
der Tatsache, 
auf mehrere Monate hinaus durch 
haben bei der Bank von Frankreich gedeokt 
Aufschub von weiteren Zahlungen bis zum Abschluss Q€ 
WẸ "T SnuLuuee 3 SLIVSl Opg Dr 


CALL je 3 - 1 til Tz 


Genehmigen Sie, Herr Gesanäter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung./. 
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toi S BLN AW 4 NR 106 2615 2100 ETAT 


FUER WIRTSCHAFT HERRN GESANDTEN HEMMEN WIESBADEN. 


NR 153 = κ΄. ἃ 
AUF TERESRAMM DEL W 128 VOM 18. MAERZ. 


sen RG SIE NUNMEHR — DEN BESCHLUESSEN DER HPA vom | 
— izl WEN τίσ’ | 

21. ANUAR UND 4. FEBRUAR ΠΠ UNTER BERUECKSICHTI GUNG EN | 

x FU RTE 100 vom WN 

SC REICHSFINANZMINISTERIUMS - HA ^d E 100 VON B 

31." JANUAR = SOWIE BEAUFTRAGTEN FUER DEN VIER JAHRESPLAN | 


b Tati "Hell i 166 VOM 15. MAERZ - ZU | VERFAHREN - =a Behr 


JE 


* 


—— — — 


EINGEHEN AUF GEDANKEN_ HERABSETZUNG DER ABSCH TM 
EMG acm UTOR Tag eege 


AUE BESATZUNGSKOSTEN KA KANN DANACH NUR UNTER FOLGENDEN | LSC 


BEDINGUNGEN ERFOLGEN : Bin μα 


1.) ERMAESSIGUNG KOMMT HOECHSTENS AUF 15 MIO ΗΝ — 
HIERVON WIRD ΕΙΝ BETRAG VON 10 MILLIONEN RM WIE BISHER AUR, 
DAS KONTO BEI DER BANQUE DE FRANCE EINBEZAHLT, DIE WEITERE 
5 MILLIONEN REICHSMARK SIND NACH UNSERER WAHL In ESS 


— un: 


TRANSFERIERBAREN WERTEN ODER IN FRANKEN ZU ENTRICHTEN. 


— - = A + Ü —— 


| 


ass. AN 





dk TRAGUNGEN 
DER. JAKT IENMEHRKEIT DER FRANZOESISCHEN REGIERUNG AN 


NT: STELLE DIE FORDERUNG AUF ERFUELLUNG DES ο. 





-) FRANZOESICHE REGIERUNG VERZLCHTET ‘DEUTSCHIND GEGENUEBEt 


AUF ANWENDUNG DER GESETZLICHEN BESTIMMUNGEN DIE DIE 
GUELTIGKEIT DES ABSCHLUSSES VON MERTPAPIEREVERKAEUFEN AN 
AUSLAND VON IHRER GENEHMIGUNG ΜΕΝ KACHEN + 


D 


5.) FRANZDESISCHE REGIERUNG STIMMT DER _ENTSENUNDG VON 
ARBEITERN NACH DEUTSCHLAND UNTER BEFRE | UNG VON. EINER ` TH 


GESETZLICHEN VORSCHRIFTEN VON DER REGIERUNG. EINZUKOUBENDEN 
ΒΕΝΕΗΚΙ GUNG ZU 


6.) EINWILLIGUNG 
DER AUSFUHRPREISE. 


IN EINE BEFRIEDIGENDE REGELUNG DER FRAGE 


í) ERFUELLUNG UNSERER FORDE? UNGEN BEZGL DES .FRANZOES | SCHEI 
UND POLNISCHEN GOLDES. 


5) — eue DER VOR DEM 25. JUNI AUSGESTELLTEN 
REGUISITIONSSCHEINE. 


3.) REGELUNG DER IM BESITZ VON ELSAESSERN UND LOTHRINGER| 
BEFINDLICHEN REGUS I TLONSCHEI NE FRANZOESISCHER TRUPPEN | 


.) SCHADENERSATZ FUER DIE SEIT WAFFENSTILESTAND DURCH 
DEUTSCHE TRUPPEN VERURSACHTEN SCHAEDEN. 


"IW ENT SCH AER) GUNG DER EIGENTUEMER DER VON U 


INSERER MARINE 
IN -SA CADR ka l H 


AEFEN BESCHLAGNAHMTEN WAREN, 


ICH BITTE FERNER BE | IHREN VL DIE WUENSCHE DES 


OKW ( VERGL ERLASS Dei da αμ WE 
BERUECKS | CHTIGEN. von “DER RURU le DER FRANZOESISCHEN 
ANREGUNG EINES AUFSCHUBS DER LEISTUNG DER WEITEREN 


wee CESATZUNGSKOSTENRATEN HABE Ich DIE RESSORTS BEREITS 
. VERSTAEDINGT - WIEHL + | 
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Deutiche 
Waffenjtilljtands-Delegation . — | Wiesbaden 
für Wirtfchaft — | 777 Paris, LAC d’ena l4.Juni 41 
Note 
für den Vorsitzenden der Französischen Abordnung 


bei der Deutschen Waffenstillstandsdelegation 
für Wirtschaft 


Herrn de Boisanger 
Gouverneur. der Bank von Frankreich 


Herr Vorsitzender! 


Auf Ihre Note vom ll.Juni 1941 Nr.P 251/DE beehre ich 
mich, Sie im Auftrage meiner Regierung darauf hinzuweisen, 
daß die Französische Regierung nach den bestehenden Verträgen 
verpflichtet ist, auf die Besatzungskosten eine tägliche Ab- 
schlagezahlung von RM. 20 Millionén &u leisten. Die Frenzô- 
eische Regierung bestreitet auch nicht, daß, die rechtliche 
Verpflichtung fortbestehts sie macht jedoch gewisse praktische 
Griinde geltend, “eus-deman ste tert dem ll.Mai ds b 
RM. 15 Millionen tägliche Absc legszahlung, auf die 
ee leistefzaet und die weiteren Abschlagszahlungen big 


VE) 


kosten 
zum 30. Juni 1941 nur in dieser Höhe leisten willy? 2 2.27777 
Die Deutsche Regierung kann eine Berechtigung der 
Französischen Regierung zu diesem Vorgehen nicht anerkenneng, 
enn die Deutsche Re ierung gleichwohl von dem Verlangen 
der Nachzahlung zunächet absieht, so geschieht dies nur des- 
halb, weil auch sie erwartet, daß bis zum 30.Juni 1941 eine 
zehlung auf der Grundlage des deutschen Nemorendums vom 11, 
Juni 1941 zustande kommt. 


Einigung über Neuregelung der Besatzungskosten-Abschlagg 


Für den Fall, daß diese Erwartung sich nicht erfüllt, 


behält sich die Deutsche Regierung vor, die ortige Nach- 


sot 
zehlung der Beträge zu verlangen, mit denen die Französische 


r 
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Regierung dann im Verzug sein wird, 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck der 
Vorzüglichen Hochachtung. 


yp teenies 
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1. 


Die mit Note von 8; August 1940 PP UPA CE = fest» 
sesetsten Abschlagszuhlunsen von täglich 20 Millionen RH 
werden bis auf weiteres auf 10 Millionen RM täglich herab- 
gesetzt, Im übrigen bleibt die bisherige Rereluns für die 
Abschlarszahlun-en bestehen, 


Aus dem Besatzunsskostenkonto, das künftig die Bezeichnung | 
"Besstzunsskostenkonto I" tragen wird, und über das deutscher- 
seits im übrigen unbeschränkt verfügt werden kann, ist täglich 
ein Betrag von 3 Millionen RM zu transferieren, Diese | 
> Millionen RU sind von dem Besatzunsskostenkonto I auf ein 
besonderes "Besastzunrskostenkonto II" der Hauptverwaltung der 


- Kreditkassen bei der Bank von Frankreich zu übertragen, 


Pir den Transfer gilt foleendes | 


"ai Von dem im deutsch-französischen Verrechnunssverkehr 


bei der Deutschen Verrechnunsskasse zu Gunsten Frank- 
zeichs bestehenden Saldo werden täglich 2 Mllionen RM 
durch Übertragung von dem Besatzuneskostenkonto II an 
das Office de Compensation abgedeckt. 


b) Der weitere Betrag von täglich 1 Million RM wird sun 


Erwerb von Wertpapieren, Beteiligungen, Rechten sonsti- 
ger Art, frei verfügbaren Devisen, Gold usw, nach deutscher 
Wahl verwendet werden. e 
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Die Franzósische Regierung erklürt sich bereit, 


aa) die Genehmigung zu dem Irwerd vor “ertpapieren, 
Beteiliguncon usw. generell zu erteilen, sofern ep 
sich um Wertpapiere handelt, die ausserhalb Frank- 
reichs emittiert sind oder um sonstige Beteiligungen 
und Rechte, die an ausserhalb Frankreichs befindlichen 
französischen Besitz bestehen; 


ihre Genehnisung auch zum Erwerb anderer als der unter 
aa) genannten fertpspiere, Beteilimungen usw, zu em- 
teilen, wobei die Deutsche Regierung bezüglich dieser 
Werte ihre Auswahl so treffen wird, dass hierdurch 
nationalwichtire und Versorgungsbetriebe Frankreichs 
nicht ernstlich gefährdet werden. 


Es besteht Einverständnis darüber, dass der Erwerb von 
Wertpapieren, Beteiligungen und Rechten sonstiger Art durch 
deutsche Interessenten auf Grund freier Vereinbarungen nit 
den französischen Berechtigten erfolren soll. 


Sollten solche privaten Vereinbarungen nicht sustandekonmen, 
so verpflichtet sich die Französische Regierung, die von der 
Deutschen Regierung näher zu bezeichnenden fertpapiere, Be- 
teiligunsen oder Rechte sonstiger Art selbst zu erwerben und 
sie zu angemessenen Preisen an die deutschen Interessenten | 
zu verkaufen, / 


p Amd 


Die Deutsche Reichsregierung kann jederzeit Übertragungen ` ` 
von dem Bes:tsunrekostenkonto II auf das Begatzungskostenkonto I 
vornehne Be > 
Die Abrechnungen zwischen der Deutschen Verrechnungakasse 


und dem Office de Compensation sowie zwischen der Reichs- 
kreditkasse und der Bank von Frankreich erfolgen monatlich, | 


OU 
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Der Erlass des OKH Gen St á H/Gen Qu Abt.IV a Az, 223 vom 
17. September 1940 betreffend Stenerbefreiunr für Groes- 
einkäufe der doutschen Wehrmacht wird mit € irkung vom 

15. Juli 1941 ab aufgehoben, 


Die Französische Regierung hebt ihr Gesetz vom 17. September 
1940 (Journal officiel vom 12, Oktober 1940), durch das die 
Erhebung der Produktionssteuer auch für Exporteure vorgesehen 
ist, insoweit auf, als es sich um nach dem 15, Juli 1941 abge- 
schlossene Ausfuhrgeschäfte nach Grossdeutschland und den von 
deutschen Truppen besetzten Gebieten handelt. 


Die Anlage 5 zur Verrechnunssrerelun« für den deutsch-fran- 
sösischen Zahlungsverkehr vom 14, November 1940 wird sufrehoben 


LIT, 


Die Deutsche Regierung erklärt sich bereit, die im unbesetzten 
Gebiet Frankreichs von deutschen Truppen nach den 25.Juni 1940 
ausgestellten Empfangsbescheinigungen einzulösen, Das techni- 
sche Verfahren wird besonders geregelt. 


Die Französische Regierung verpflichtet sich, alle im 
besetzten und unbesetzten Gebiet Frankreichs von deutschen 
Truppen und sonstigen deutschen Stellen vor dem 25. Juni 1940 
ausgestellten &equisitionsbescheinirungen, Quittangen usw. 

aus eigenen “ittela unverzüglich und in voller Höhe einzulösen, 


Die Französische Regierung hat die einzelösten Bescheinigungen 
der Deutschen Regierung zur Verfügung zu stellen, 


LA 
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IV, 


Ae Zur Regelung der durch deutsche Truppen in Frankreich 
verursachten Personen- und Sachschäden wird folgende 
Vereinbarung getroffen | 


Alle vor dem 25, Juni 1940 entstandenen Schäden gelten als 
Kriersschäden und sind von der Französischen Regierung selbst 
zu regeln, 


Alle Schäden, die in der Zeit vom 25, Juni 1940 bis zum 

15. Juli 1941 einschliesslich entstanden sind, werden von 
der Französischen Regierung getragen. Die Französische Re~ 
sierung verpflichtet sich, νο durch diese Schäden betrof- 
fenen Berechtigten unverzüglich zu entschádiren, 


Deutsche Wehrwachtstellen werden die Schäden foststellen, 

die nach dem 15, Juli 1941 durch deutsche Truppen, und zwar 
nicht durch Kriesshandlunsen (Besatzunrsschäden) entstanden 
sind. Nach Anerkennung der Schäden durch die deutschen Yehr~ 
machtstellen werden die Betroffenen mit Mitteln der Besatzung s- 
kostenkontos durch deutsche Zahlstellen entschädigt. Die mit 
der Feststellung der Schäden beauftragten deutschen Wehruacht~ 
stellen haben das Recht, zwecks Feststellung der Höhe der Schü- 
den französische Gachverstündire beisusiehen. 


Über das Entschädigunesverfahren wird der Mlitärbefehlshaber 
in Frankreich nähere Bestimmungen erlassen, 


B, Für Personen- und Sachschäden, die der Deutschen Wehzmacht 
oder ihren Angehéricen in Frankreich seit dem 25.Juni 1940 
zurefügt worden sind, hat die Französische Regierung aufzu- 


kormen, 
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Es besteht Einverständnis über Folgendes 1 


. Die sentrele Beschaffung der Verpflegung für die Truppe aus 
Frankreich soll unter Einschaltung des Französischen Versor- 
gungsministeriuas nach den gegebenen Wxlichkeiten weiter 
ausgebaut werden. 


Der Militärbefehlshaber in Frankreich erklärt sich bereit, 
mit den zuständigen französischen Dienststellen in eine Prü- 
fung einzutreten, inwieweit eine Förderung des bargeldlosen 
Zuhlungsverkenrs durch die Truppenteile und militärischen 
Dienststellen möglich ist, 


vI. 


Die seitens der Deutschen Regierung in diesen Memorandum 

der Franzöeischen Regierung gemachten weitge)enden Zugeständ- 
Bisse in der Neuregelung der Abschlarszahlunren auf die Be- 
Sutzunsekosten haben jedoch zur Voraussetzung, dass 


alle für eine befriedigende Regelung der wirtschaftlichen 

und finanziellen Beziehungen Elsass-Lothrinzens zu Frankreich 
deutscherseits gestellten Forderungen, einschliesslich der 
Einlösung der von den französischen Truppen oder Dienststellen 
dort eusgegebenen :equisitionsscheine, 


die Auslieferung des polnischen Goldes an Deutschland,’ 


die dem Vorsitzenden der Deutschen Saffenstillstands-Delegation 
für Wirtschaft mündlich sogebene Zusicherung über die Rückfüh- 
zung des französischen Goldbestandes aus Afrika nach Frankreich 


von der Französischen Regie nunnehr mit tunlichster | 
Beschleunigung erfüllt werden, 4 
| 


i 
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Délégation française à 

pour les Paris, le 21 Juillet I941 


Affaires Économiques Deutite 

WallewkMitands-Belegation 

N° P, 585/DE Abba. ducet 
2 4, JULI "d 


à Monsieur HEMMEN 
Ministre Plénipotentiaire 
Président de la Délégation Allemande 
d'Armistice pour l'Economie 


Monsieur le Ministre, 


remettre un memorandum relatif aux décisions prises par le Gou- 
vernement allemand au sujet du réglement des frais d'ocoupa- 
tion, 


Depuis le 3 Juillet, je vous ai suggéré certaines 
modifications aux paragraphes I et IV de ce mémorandum gui 
pourraient Stre proposées au Gouvernement du Reich, cette nou- 
velle rédaction étant reproduite dans la note annexée & la 
présente lettre. 


i 
À la date du 3 Juillet I94I, vous avez bien voulu me l 


J'ai l'honneur de vous faire savoir que ce réglement 
appelle de la part du Gouvernement français les observations T 
suivantes: | 


1°. Le Gouvernement français prend note avec satisfaction 
de la décision prise par le Gouvernement du Reich de ramener 
les acomptes journaliers à payer sur les frais d'occupation de 
20 à IO millions de RM, | 


Ces réglements restent bien entendu très supérieur 
encore à la capacité de paiement de la France, puisque leur ed 
tal seul pour une année -(72 milliards de francs) dépasse l'en“ 
semble des recettes d'impôts du Trésor français (évaluées pour | 
1941 ἃ 68 milliards de francs), Le Couvernement français ne 
peut done considérer ce réglement que comme une étape vers 15. 
ajustement de la charge des frais d'ocoupation, 
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Mais, en attendant cet ajustement, la décision prise par 
le Gouvernement allemand améliore la situation dans le sens de- 
mandé par le Gouvernement français dés le mois d'aout 1940, Tou- 
tes dispositions sont prises pour assurer les paiements ainsi 
notifiés à compter du IO mai 1941. 


20. En ce qui concerne les transferts prescrits par le mé- 
morandum du š Juillet, toutes mesures utiles seront prises, sous 
réserve de l'existence au clearing franco-allemand de disponibi- 
lités suffisantes, pour les versements — — de 3 millions! 
de Reichsmarks par l'Office des Changes(Service de la Compensa- | 
tion) du II mai au IO juillet, et de 2 millions à partir du II | 
juillet. 


Par contre, le Gouvernement français doit formuler les 
réserves les plus expresses au sujet des achats de valeurs mo- 
bilières et participations exigés par le Gouvernement allemand 
à concurrence de I million de Reichsmarks par jour à compter 
du II Juillet, 


J'ai eu l'occasion de vous indiquer à différentes repri- 
ses les raisons pour lesquelles le Gouvernement français estime 
que le Reich n'est pas fondé à imposer de telles prestations 
pour la couverture des frais d'occupation, 


D'autre part, les montants indiqués, qui atteindraient 
pour une année 365 millions de RM, soit 7,500 millions de francs 
sont hors de proportion avec les possibilités. 


Dans ces conditions, le Gouvernement français ne peut en- 
visager de faire face aux obligations oui lui sont imposées à 
cet égard que pendant une courte période, qu'il doit fixer à 
trois mois au maximum. 


3°. Le memorandum du 3 juillet met à la charge de la France 
le réglement des réquisitions antérieures au 25 Juin 1940 et des 
dommages causés par les troupes d'occupation entre le 25 Juin 
I940 et le I5 Juillet I94I. 


Le Gouvernement frangais est dans l'obligation de faire 
des réserves formelles sur cette décision, car 11 estime n'être 
tenu à couvrir ces charges ni par la Convention G'armistice, ni 
par les Conventions internationales en vigueur, 


Il doit préciser en particulier que la procédure qui Lut 
est ainsi imposée ne préjuge en rien la question ge savoir Ë 
qui incombent en définitive les réglements en question, Tous ses 
droits sont réserÇés à cet égard, 
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4°. Le memorandum du 3 Juillet propose que satisfaction soit 
donnée à la demande faite du côté frangais de supprimer les exo- 
nérations fiscales prescrites par les Autorités d'occupation en 
France au bénéfice de "Wehrmacht, si en contrepartie le Gouver 
nement français rétablit l'exonération à la taxe à la production 
pour les exportations françaises à destination de l'Allemagne et 
des territoires occupés par les armées allemandes et si, d'autre 
part, l'annexe δ ἃ l'accord de compensation du 14 novembre 1940 
est supprimée, 


La Délégation française a déjà précisé les raisons qui ne 
lui permettent pas d'accepter complètement cette maniére de voir 
Cependant, le Gouvernement français est pret étant entendu que 
le premier alinéa du paragraphe II du memorandum entre en ap- 
plication: 


a) & prendre des dispositions pour exonérer de la taxe 4 la 
production les exportations françaises vers l'Allemagne et les 
territoires occupés par les armées allemandes, lorsque les prix 
français de ces exportations sont supérieurs aux prix allemanäs 
correspondants; | 


b) à engager immédiatement des négociations avec la Déléga- 
tion allemande d'armistice pour l'Economie au xi Ad de la ques- 
tion des prix des marchandises françaises exportées vers 1!A1- 
lemagne et les territoires occupés par les armées allemandes, 


-- 


5°- Le Gouvernement français premi note des assurances 
‘données en ce qui concerne le ravitaillement de la Wehrmacht en | 
France et des paiements par écritures de la troupe et des ser- | 
vices militaires, 


6°. Le memorandum du 3 Juillet pose au nouveau réglement 
des frais d'occupation décidé par le Gouvernement du Reich trois 
conditions, relatives aux relations économiques et financières 
entre la France et les départements d'Alsace-Lorraine, à l'or 
polonais et au rapatriement de l'or frangais déposé & Kayes, 


Le Gouvernement français doit souligner que ces questions 
sont sans aucun rapport avec celle des frais d'occupation, Il 
entend exécuter loyalement toutes les clauses de la Convention 
d'Armistice. Mais il ne peut pas croire que le Gouvernement du 
Reich vèuille à l'occasion d'un nouveau réglement des frais d' 
occupation, lui imposer d'autres obligations, 


Néanmoins, entrant dans les vues du Gouvernement allemand 
le Gouvernement français: | 
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a) est prêt à mener dans un«sspritnde bonne volonté les né- 
gociations relatives à la fixation du régime des paiements en=". 
tre les trois départements d'Alsace-Lorraine et le reste du 
territoire français; 


b) est prêt à transporter à bref délai en territoire français 
non occupé l'or polonais entreposé à Kayes et à soumettre à un ή 
nouvel examen la demande allemande de Livraison au Reich de cet PW: 
Or. a." 

ο) préoccupé, comme 11 en a déjà donné l'assurance, de veil- E 
ler à la sécurité de l'encaisse-or actuellement déposée à Kayes, 
est pret à prendre toutes les dispositions, et notamment à ef- 
fectuer tous les transports matériellement réalisables, qu'im- 
posent les circonstances, 


Le Gouvernement français pense que, compte tenu des as- 
surances données dans la yrésente lettre, le réglement nouveau 
des frais d'occupation entre immédiatement en vigueur, 


Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, l'assurance de 
ma haute considération, 


TTL 
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I) Les paiements d'acomptes fixés par la note du 8 août 1940 
= Del.W. N°280 - à 20 millions de RM, par jour sont ramenés 
à partir du II mai I94I et jusqu'à nouvel ordre à IO millions 
de Reichsmarks par jour. Par ailleurs, la réglementation an- 
terieurement appliquée aux acomptes reste en vigueur, 


2) Une somme de 3 millions de Reichsmarks devra être transférée 
chaque jour du compte des frais d'occupation, qui portera à 
l'avenir le titre de "Compte des frais d'occupation I" et 
dont les autorités allemandes pourront par ailleurs disposer 
sans restrictions. Ces 3 millions de Reichsmarks seront 
transférés du "Compte des frais d'occupation I" à un compte 
spécial "Compte des frais d'occupation II" ouvert par la 
Banque de France à l'Aïministration Centrale des Reichskre- 


+ ditkassen, 


Pour ce transfert seront appliquées les dispositions 
suivantes: 


a) Sur le solde existant au crédit de la France auprès de la 
Deutsche Verrechnungskasse, par suite des opérations frans. 
co-allemandes de compensation, 2 millions de Reichsmarks 
par jour seront prélevés par virement du "Compte des frais 
d'occupation II" au compte de l'Office des Changes (Servi- 
ce de la Compensation). 


Le reliquat de I million de Reichsmarks sera utilisé pour 
l'acquisition de valeurs mobilières, de participations f1- 
nanciéres ou de droits divers, au choix du Gouv ernement 
allemand, 


Le Gouvernement allemand se mettra d'accord avec le Gou- 
vernement francais eur le choix de ces valeurs. Si une entente 
n'intervient pas dans le délai d'un mois aprés la remise de la 
liste de propositions allemande, le Gouvernement allemand se ré- 
serve le droit d'imposer tout autre mode de réglement, Il en se- 
ra de meme si un accord sur l'achat des titres, participations 
et droits divers n'intervient pas entre les détenteurs français 
et les acquéreurs allemands, Ϊ | 


Le Gouvernement français donnera les autorisations néces- 
salres, dans le cadre de la réglementation française, pour le. 
transfert des valeurs sur lesquelles les deux Gouvernements se 
seront mis d'accord. | | 


Il est entendu que l'achat des titres, participations et 


droits divers sera effectué par Y/entente directe-entre 150 dé- 
tenteurs français et les-acquéreurs allemands, 
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Il est entendu d'autre part Que, sauf accord, particulier 
entre les deux Gouvernements, aucun transfert de France en Alle- 


magne de titres, participations et droits divers ne peut avoir 
lieu en dehors des achats prévus par le présent paragraphe b). 


©) Pour la période du II mai au IO Juillet I94I, les trois 
millions de Reichsmarks visés au premier alinéa ci-dessus 
seront couverts en totalité par virement du Compte des 
Frais d'occupation TI au compte de l'Office âes Changes 
(service de la Compensation). 


IV, 


A) Le réglement des dommages causés aux biens et aux personnes 
par les troupes allemandes en France est fixé par l'accord 
suivant: 


I) Tous les dommages antérieurs au 25 Juin 1940 sont con- 
sidérés comme dommages de guerre et & ce titre mis à la 
Charge du Gouvernement francais. 


2) 


Les Services de l'Armée allemande constateront les dö- 
gats causés postérieurement au I5 Juillet 1941 par les 
troupes allemandes, à l'exception de ceux causés par les 
opérations de guerre (dégâts dus à l'occupation). Aprés 
recomnaissance de ces dégâts par les services de l'ar- 
mée allemande, les intéressés recevront des bureaux 
payeurs allemands une indemnité prélevée sur le compte 
des frais d'occupation. Les services de l'armée alle- 
mande chargés de constater les dommages ont 1e droit, 
en vue d'apprécier leur importance, de s'ad joindre des 
experts français, 


Le Militürbefehlshaber in Franckreich prendra des dispo- 
sltions précises au sujet de la procédure d'indemnisation. 


4, 
B) La répartftion des domma ges pausés aux personnes, ainsi que 
des dégats matériels dont l'armée allemande ou ses membres ont 
été victimes en France depuis le 26 Juin I940 incombe au Gou- 
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FRANZOS ISCHE RDN 
Ü E ABORDNUNG 2Is Juli 1941 


FÜR WIRTSOHAPT li. 95 04 


N° P 585/DB 
Der Vorsitzende der Französischen Abordnung 


für Wirtschaft, 


an den Vorsitzenden der Deutschen 
Waffenstillstandsdelegation für Wirtschaft, 
Herrn Gesandten HEMMEN 


Herr Gesandter, 


Am 5. Juli I94I haben Sie mir ein Menorandum 
übermittelt, das sich auf Entscheidungen der Deutschen Re- 
gierung betr. die Regelung der Besatzungskosten bezieht. 


M 
e 


Seit dem 3. Juli habe ich Ihnen gewisse ïn- 
derungen vorgeschlagen, die in den Parag. I und IV dieser 
Denkschrift vorgenommen und der Reichsregierung vorgelegt 
werden könnten. Die neue Fassung ist in der dem vorliegen- 
den Schreiben beigefügten Note wiedergegeben, 


Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen , dass 
diese Regelung die Französische Regierung zu nachfolgenden 
Bemerkungen veranlasst: 


I°) Die Französische Regierung stellt nit 
Genugtuung fest, dass die Reichsregierung den Beschluss 
gefasst hat, die täglichen Abschlagszahlungen der Besat- 
zungskosten von 20-auf 10 Millionen RM zu ermässigen, 


Die so festgesetzte:. Summe übersteigt selbst- 
verständlich auch noch jetzt die französische Zahlungsfä- 
higkeit ganz erheblich, da die Gesamtsumme allein für ein 
Jahr (72 Milliarden Franken) sämtliche Steuereinnahmen des 
Französischen Schatzes, die für I94I auf 68 Milliarden Frs. 
veranschlagt sind, überschreitet, Die Französische Regie- 
rung kann diese Regelung also nur als eine Etappe auf dem 
Weg zù einer richtigen Anpassung der Besatzungskostenagnse— 


hen, 


....... 
Li 
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Dennoch, bis diese Anpassung verwirklicht wird, 
bedeutet die von der Deutschen Regierung getroffene Ent- 
Scheidung eine Yérbesserung der Lage iu-von der Französi- 
schen Regierung seit dem Monat August 1940 gewünschten Sinn, 
Es werden alle Massnahmen getroffen, um die so-angweigten 
Zahlungen vom IQ. Mai I94I an sicherzustellen, 


2°) Was die im Memorandum vom 3, Juli vorgesehenen 
Uberweisungen anlangt, werden alle notwendigen Massnahmen 
unter der Voraussetzung getroffen, dass ausreichende Betrš- 
ge im deutsch-französischen Clearing verfügbar sind, um die 
täglichen Zahlungen-von 3 Millionen RM durch die Wechsel- 
stelle (Verrechnungssßelle) vom 11. Mai zum IO; Juli und von 
2 Millionen vom 11. Juli an zu ermöglichen, . 


Dagegen sieht sich die Französische Regierung ge- 
zwungen, die ausdricklichsten Woëbehalte inbezug auf den 
Ankauf von Wertpapieren und Beteiligungen zu machen, deg | 
die DeutschenRegierung bis zur Höchstgrenze von I Million | 
RM pro Tag vou 11. Juli an beansprucht, | 


Ich hatte die Gelegenheit, Ihnen wiederhelt anzu- 
zeigen, aus welchen Gründen die Französische Regierung weint, 
dass das Reich nicht berechtigt ist, solche Leistungen zur | 


Deckung der Besatzungskosten aufzuzwingen, | 


Andererseits stehen die vorbezeichneten Betršge, 
die für ein Jahr 365 Millionen RM erreichen würden, in gar 
keinem Verhältnis zu den vorhandenen Möglichkeiten, 

Unter solchen Umständen kann die Französische Re- 
gierung.nur für kurze Zeit die Verantwortung übernehmen, den 
ihr so auferlegten Verpflichtungen nachzukommen: Bs könnten 
höchsten drei Monate in Betracht kommen, 


3°) Gemäss dem Memorandum von 3, Juli geht die 
Regelung der Requisitionen, die vor dem 25. Juni I940 got, ! 
genommen wurden, und der Schäden, die zwischen dem 25, Juni | 
1940 und dem I5. Juli I94I von den Beeatzungatzuppen verur- | 
sacht worden sind, zu Lasten Frankreichs, | 
) 
Bezüglich dieser £ntscheidung sieht sich die | 
Französische Regierung gezwungen, ausdrückliche Vorbehalte Í 
zu machen — denn Sie steht auf dem Standpunkt, dass weder 
die Waffenstillstandskonvention, noch die gültigen intérna- 


tionalen Konventionen sie verpflichten, diese Last zu über- 
nehmen, , 
2 


Sie muss ganz besonders hervorheben, dass das 
ihr auf diese Art aufgezwungene Verfahren nur den Wert ei- 
nes Vorbescheids haben kann und die Frage offen bleibt, wer 
die betreffende Regelung letzten Endes_zu übernehmen hat, 
Aliş ihre diesbezüglichen Rechte bleiben vorbehalten, 


b 16426 ri 


' 





| —— 
H4380 -- 0051 


4°) Die Denkschrift von 3, Juli schlägt vor, dass 
dem französischen Antrag auf Aufhebung der von den Besat- 
zungsbehörden in Frankreich zugunsten der Wehrmacht be- 
sohlossenen Steuerentlastung stattgegeben wird, wenn die 
Französische Regierung inbezug auf die französische Aus- 
fuhr nach Deutschland und den von deutschen Truppen besetz- 
ten Gebieten die Befreiung von der Produktionssteuer wie- 
der eingeführt — und wenn amderseits die Anlage 5 zum Ver- 
rechnungsabkemmen vom I4, November 1540 beseitigt wird, 


' Die Französische Abordnung hat schon dargelegt, 

aus welchen Gründen sie sich diese Ansicht nicht ganz zu 
eigen machen kann, Gleichwohl erklärt sich die Französische 
Regierung unter der Voraussetzung, -dass der erste Absatz 
des Parag. II des Kemoranduans in Kraft treten wird, bereit: 


a) Massnahmen zu treffen, um die französischen 
Ausfuhrgeschäfte mit Deutschlam@ und den von den deutschen 
Truppen besetzten Gebääten von der Produktionssteuer zu 
befreien, wenn die Preise der betreffetdenlfranzésischen 
Ausfuhrwaren die entsprechenden deutschen Preise-über- 
schreiten; e 


b) sofort Verhandlungen mit der Deutschen Waffen- 
stillstandsdelegation für Wirtschaft aufzunehmen inbe zug 
auf die Frage um die Preise der nach Deutschland und den 
von Deutschen Truppen besetzten Gebieten ausgeführten 


5°) Die Französische Regierumg nimmt Notiz von den 
ihr gegebenen Zusicherungen, was die Versorgung der Wehr- 
macht in Frankreich und die verbuchten Zahlungen der Trup- 
penverbénde und Militärdienststellen betrifft, 


6°) Das Memorandum vom 3, Juli stellt hinsichtlich 
der neuen Regelung der Besatzungskosten, so wie sie von 
der Reichsregierung festgesetzt wurde, drei Bedingungen, 
die sich auf die Finanz -und Wirtschaftsbeziehungen zwie 
schen Frankreich und den elsässischz-lothringischen Dépar- 
tements. einerseits, auf die polnischen Goldbestande und 
die Heimschaffung des in Kayes deponierten französischen 
Goldes anderseits beziehen, £ 


| Die Französische Regierung muss hervorheben, dass 
diese Fragen in gar keinen Zusammenhang mit der Frage der 
Besatzungskosten stehen. Sie ist willens, alle Klauseln 
der Waffenstillstandskonvention redlich innezuhalten, Sie 
kann aber nicht glauben, dass die Reichsregierung ihr an- 
lässlich einer Neuregelung der Besatzungskosten weitere 
Verpflichtungen, aufzuzwingen gesonnen ist, o 
Nichtsdestoweniger erklärt sich die Erangësische 
Regierung, die so auf ‘die Absichten der Reichsregierung 


eingeht, bereits 
iS 16407 
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i a) Die Verhandlungen betr, die Festlegung des Zah- 
lungsverfahrens zwischen den drei elsüsséech-lothringischen 
Departements und dem übrigen französischen Gebiet mit Aus- 
gesprochener Bereitwilligkeit zu führen; 


b) die in Kayes deponierten polnischen Goldbestände 
in kurzer Frist ins unbesetzte Gebiet Frankreichs transpor- 
tieren zu lassen und den deutschen Antrag auf Auslieferung 
dieses Goldes an das Reich einer neuen Prüfung zu unter- 
ziehen, : 


e) Im Bestreben (wif — schon versichert hat), für 
die Sicherung der gegenwärtig in Kayes deponierten Goldbe- 
stände Sorge zu tragen, ist die Französische Regierung bereit 
alle nötigen Vorkehrungen zu treffen,-und insbesondere alle 
nur irgend möglichen Transporte die die vorhandenen Ver- 
hältnisse erheischen, durchzuführen, 


Die Französische Regierung meint, dass die Neure- 
gelung der Besatzungskosten, unter Berücksichtigung der im 
vorliegenden Schreiben gegebenen Zusicherungen, mit sofor- 
tiger Wirkung in Kraft tritt, 


Genehmigen Sie, 


aer. xorziüglieben Hochachiung. 


Signé: de sorum X 


Imm 
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I)Die in der Note von 8. August 1940 - Del;W; Nr 280 — auf 20 
Millionen RM pro Tag festgesetzten Abschlasszahlungen werden 
von 11, Mai I94I an und bis auf weiteres auf IO Milliosen pro 
Tag eruässigt. Im übrigen bleibt die vorher auf die Abschlags- 
zahlungen angewanäte Regelung wetter in Kraft, | 

` 
Bin Betrag von 5 Willionen RM ist täglich aus dem Konto I der 

Besatzungskosten zu uberweisen, das-voninun an als"Konto I=der 

Besatzungskosten" bezeichnet wird und den Besatzungsbehörden 

ohne irgend welche sinschränkungen zur Verfügung stehen soll. 

Diese 5 Millionen RM werden aus dem "Konto I. der Besatzunes- 

kosten" auf ein besonderes"Konto II der Besatzungskosten" über- 

wiesen, das der Zentralverwaltung der Reichskreditkassen von 
der Bank von Frankreich eröffnet wird. 


Zum Zweck der in Frage kommenden Überweisung kommen nach- 
folgende Bestimmungen in Anwendung: 


a) Aus dem Kreditorensaldo Frankreichs bei der Deutschen Ver- 
rechnungskasse, das sich aus den deutsch-französischen Ver- 
rechnungsoperationen ergibt, sind 2 Millionen RM täglich 
durch Überweisung vou "Konto II der Besatzungskosten" auf 
das Konto der Wechselstelle (Verrechnungsstelle) zu ent- 
nehmen, 


Die Verwendugg des Restbetrags in Höhe von I Million RM 
gilt dem Erwerb von Wertpapieren, Kapitalbeteiligungen 
oder verschiedenen Rechten, wie es der Deutschen Regierung 
beliebt, 


Die Deutsche Regierung wird sich über die zu treffende 
Auswahl nit der Französischen Regierung einigen, Sollte! das 
erstrebte Einverständnis pioht zur gehörigen Zeit zustande 
kommen und zwar nach Ablauf eines lionats nach der Überreichung 
der deutschen Vorschläge, dann behält sich die Deutschen Re gie- 
rung vor, irgend eine-Art der Regelung vorzuschreiben td 


Dies gilt auch für den Fall, wo keine Einigung über den 
Ankauf von Wertpapieren, Beteiligungen und verschidenenm Rech- 
ten zwischen den Franzôsischen Inhabern und den Deutscher Er- 
werbern erzielt werden könnte; 


Die Französische. Regierung wird im Rahmen der bestehenden 
französischen Ordnung die erforderlichen Genehuigungen ertei- 
len inbezug auf die Übertragung der Wertpapiere, über welche 
eine sinigung zwischen beiden Regierungen erzielt worden ist, 


Es gilt als verabredet, dass der Ankauf von Wertpapieren, 
Beteiligungen und verschiedenen Rechten auf den Weg einer un- 
mittelbaren Übereinkunft zwischen Französischen Inhabern und 
deutschen Erwerbern erfolgt. : 


ΠῚ I 
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“Ys gilt auch als ausgemacht, dass, abgesehen vom Fall 
eines Sonderabkomnens zwischen beideweKegierungen, keine A 
Uberweisung von Wertpapieren, Beteiligungen und verschiedenen 
Rechten aus Frankreich nach Deutschland ausser den eben im 
Parag. Ὁ) vorgesehenen Ankäufen stattfindenkann, 


ο) Für die Zeit vom 11. Mai bis 10. Juli 194I ist der 
Gesantbetrag der im ersten Absatz vorbezeichneten drei Millio- 
nen Reichsmark durch Dberweisugg vom Konto II der Besatzungs- 
kosten aufs Konto der-Wechselstelle (Verrechnungsstelle) gedec 


IV 


A) Die Regelung der von den Deutschen-fruppen in Frankreich 
den Personen und den Gütern verursachten Schäden wird im nach- 
folgenden Abkommen festgesetzt: 


T)Alle vor dem 25. Juni 1940 verursachten Schäden wer- 
den als Kriegsschäden angesehen und somit gehen sie-der fran- 
zösischen Regierung zu Lasten, 


2)Alle zwischen dem 25, Juni 1940 und dem 15. Juli I94I 
einschl. verursachten Schäden gehen der Französischen Regierung 
zu Lasten. Die Französische Regierung verpfliehtet sich, alle 
Personen zu entschädigen, denen sie in Hinblick auf solche 
Schäden ein Recht auf Schadenersatz zuspricht. 


3) Die Dienststellen der Wehrmacht werden die nach dem 
15. Juli I94I von deutschen Trupp@y; verursachten Schäden uit 
Ausnahme von infolge der Kriegsoperationen verursachten 5chä- 
den (Schäden, die von der Besetzung herrühren) feststellen,- 
Nach Feststellung solcher Schäden durch die Vienststellen der 
Wehrmacht erhalten die Interessenten von den deutschen Zahl- 
stellen eine dem Konto der Besatzungskosten entnommene Snt- 
schädigungssumae. Die Wehrnachtsdienststellen, die die Schäden 
festzustellen haben, sind berechtigt, um ihren Umfang abzu- 
schätzen, Französische Sachverständige hinzuzuziehen, 


Der l'ilitärbefehlshaber in Frankreich wird hinsichtlich” 
des EnsschädigungsWerfahrens genaue Bestimmungen erlassen, 


B) Die Wiedergutmachung. der den lienschen zußefügten 
Schäden sowie der Sachschäden, die die Wehrmacht oder. deren 
Augehfoge betroffen haben, fällt der Französischen Regierung 
zur Last, 


ET 
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Paris, den 22.Juli 1941. | ; zu  Del.W.Nr.3959- ‘> 


Auswärtig 


Del.W.Nr.372 vom 22.7.41 
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Betr. Besatzungskosten. 
«- | Im Anschluß an mein Fernschreiben vom 3. „Juli, Nr. 
| Del.W.333, | 


Seit Überreichung des deutschen Memorandums vom 
5.Juli 1941 ist mit dem Vorsitzenden und der Franzö- 
sischen Abordnung und im Unterausschuß fast täglich / 

Faber de Waahi ch rn verhandelt worden. Enälich hat nunmehr die Französi- 
dir Read nen sche Aboränung grundsätzlich unsere Hauptforderungen: 
Transfer 1 Mill.RM pro Tag in Werten, Einlösung Re- 
quisitionsscheine vor 25.6.40 und Übernahme der Be- 
setzungsechäden bis zum 15.Juli 1941 angenommen und 
e mit Note vom 21.Juli bestätigt. Text der Note, im ——— 
EN scher Übersetzung folgt anschlieBend. U ZA o Crée Ú | 
Zu den Abweichungen dieser Note von unserem Me- 
© morandum vom 3.Juli nehme ich wie folgt Stellung: 
Zu Ziffer I des deutschen Memorandums: 


a) Für die Zeit vom 11.Mai bis 10.Juli 1941 ist 
der Transfer in voller Höhe, also mit 3 Millionen RW, 
zur Abdeckung des Clearingsaldos zu verwenden. Wert- 
transfer beginnt also erst ab 11.Juli. 

b) Die Werte "freiverfügbare Devisen und Gola" 
sind von der Französischen Regierung mus optischen 


Gründen 


Im 
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Gründen gestrichen worden (siehe englische Presse- 
angriffe gegenübér Darlan in dieser Frage). Unsere 
Forderung auf Überlassung auch solcher Werte bleibt 
aber tatsächlich anerkannt, weil ausdrücklich das 
Recht gesichert ist, bei Nichteinigung über den 
Erwerb von Wertpapieren und Beteiligungen der Fran- 
zösischen Regierung jede andere Art von Transfer 
aufzuerlegen (imposer); darunter ist nach hiesiger 
Absprache ausdrücklich die Hergabe von Gold und 
Devisen verstanden. | 

e) Das Genehmigungsverfahren ist zwar geändert 
worden, jecoch bietet die vorstehend wiedergegebene 
Regelung ausreichend Gewähr, die deutschen Wünsche 
durchzusetzen,um so mehr als einwandfrei sicherge- 
stellt ist, daß die deutsche Entscheidung auch 


Platz greift für den Fall, daß sich die beidersei- ` 


tigen Interessen über ein uns erwünschtes Wertpapier 
nicht einigen. M 

d) Die Französische Regierung beschränkt das 
Anerkenninis suf den Transfer von Werten und Betei- 
ligungen zunächst auf drei Monate. Solange diese 
zeitliche Begrenzung eine einsfétige Erklärung der 
französischen Seite bleibt, sollten wir vorerst die 
jetzt mögliche Regelung nicht scheitern lässen, 
sondern die weitere Entwicklung in der angegebenen 
Frist zunächst einmsl abwarten und inzwischen besorgt 
bleiben, alle uns darin gegebenen Erwerbsmöglichkei- 
ten bis zu 9o Mill.RM voll auszuschöpfen, damit 
nach Ablauf von drei Monaten den Franzosen keine 
Handhabe gegeben ist, eine Herabminderung des Wert- 
transfers zu fordern. 


Zu Ziffer. II des deutschen Memorandums: 


Die Französische Regierung hält es einmal 
aus steuerlichen Gründen für unerläßlich, an der 
Erhebung der Produktionssteuer 
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festzuhalten, zum anderen um Berufungen dritter Länder, 

mit welchen noch Handelsverkehr besteht, z.B.Italien,Schweiz 
und Spanien, zu vermeiden. Nach langen Verhandlungen hat 

dis Französische Abordnung sich zu der in der Note festge- 
legten Formulierung bereit erklärt, Ich halte den französi- 
schen Vorschlag für annehmbar, wenn die Franzosen darauf 
verzichten, daß der im Deutschen Memorandum unter II erwähn- 
te Erlaß des Oberkommandos des Heereg, betreffend Großein- 
käufe der Deutschen Wehrmacht nichtVjetzt aufgehoben wird, 
sondern seine Aufhebung von dem Ergebnis der mit vorgeschla- 
genen Preisverhandlungen abhängig gemacht wird. Solche Preis - 
verhandlungen sind in der Tat auch uns erwünscht, wie sich 
aus dem Schreiben des Oberkommandos der Wehrmacht vom 4. - 
Juli 1941 an den Herrn Reichskommissar für die Preisbildung 
ergibt. Sie entsprechen zudem den Wünschen des R,W.M.sowie 
des Militärbefehlshabers, der eine grundsätzliche Regelung 
der Preisgestaltung für die französischen Exporte nach Groß- 


deutschland für erforderlich hält. 


Zu Ziffer III und IV des Deutschen Memoranduns, 

Die deutsche Forderung wird grundsätzlich angenommen 
mit dem Hinweis, daß die Französische Regierung sich das 
Recht vorbehält, ihre diesbezüglichen Forderungen später 
geltend zu machen. Die Französische Abordnung wies in den 
Sitzungen insbesondere darauf hin, daß wir auch unsererseits 
immer nur von Abschlagszahlungen und nicht von endgültigen 
Zahlungen, der Besatzungskosten sprechen und ihr demzufolge 
bei einer etwaigen späteren endgültigen Abrechnung ebenfalls 
das Recht vorbehalten bleiben müsse, ihrefseits entsprechen- 
de Forderungen anzumelden. 
| Bie Ziffer IV hat insofern noch eine Einschränkung er- 
fahren, als sich die Französische Abordnung bezüglich der 
Schäden, die in der Besatzungszeit, nämlich vom 25.Juni 
1940 bis zum 15. Juli 1941 entstanden sind, vorbehält,nur 
die Personen zu entschädigen, denen sie wegen ihrer Schäden 
ein Recht auf Entschädigung zubilligt. 


Zu V des Deutschen Memorandums. 
__ Keine Änderungsvorschläga.. 
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Zu VI des Deutschen Memorandums, 


a) Elsass-Lothringen, Die französische Fassung gibt 
die Grundlage, nunmehr zu einef befriedigenden Regelung 


der wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen Elsass- 
Lothringens zu Frankreich zu Pfindeng lag im | 

b) Polnisches Gold.Der Erkläruag der Französischen 
Regierung,die Auslieferung des polnischen Goldes an das 
Reich einer neuen Prüfung zu unterziehen,liegt unser Krieg 
mit Rußland und der Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
Frankreichs mit Rußland zu Grunde, sodaß angenommen werden 
darf, daß auch hier eine für Deutschland befriedigende 
Lösung im Rahmen späterer Verhandlungen gefunden werden 
wird, 

e) Französisches Gold, Die französische Erklärung 
ist gegenüber der mir seinerzeit von Laval gegebenen viel 
weitergehenden Zusicherung ungenügend. Indes scheint es 
nicht praktisch, darauf jetzt zu insistieren, weil die 
praktische Durchführung schon an der Unmöglichkeit des 
Transportes scheitern würde.Die jetzige Formel bietet 
andererseits die Möglichkeit,nachdem das belgische und 
polnische Gold aus Cayes an die Bestimmungsorte zurück- 
geführt ist, Jie Frage des französischen Goldes ME so- 
fort praktisfh anzupacken und darauf zu bestehen, daß 
ihre Sicherheit nur im Mutterlande Frankreichs gewährt 
ist.) Ich wäre für eine umgehende Zustimmung zu den Vor- 
schlägen dankbar, die ich dann in einer Note der Fran- 
zösäschen Regierung als neue Regelung der Besatzungs- 
kostenzahlungen mitteilen werde, 


folgt Tasch Her Wade bref SES Capoten 
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[BITTE BIS AUF WEITERE WEISUNG IN FRAGE BESATZUNGSKOSTEN 


EX DEN FRANZOSEN GEGENUEBER NICHTS ZU VERANLASSEN .= WIEHL + 


— Í 


=> ` | 
e 40505 


DT 








Berlin, den 29, Juli 41 | nicht vervielfältigt 
An Paris, den 20/7/1615 Uhr | 
— 


f 


Telegramm (Geh Ch V) 
k. d 


Nr. 107 vom 28, Juli | Für Delegation Hemmen. 


| 

\ 
Herr Reichsaussenminister hat in Weisung an Botschafter 
Abetz angeordnet, dass Verhandlungen über Besatzungskostenfrage 
dilatowisch EL behandeln SE Bitte sich mit Botschafter Abetz 


Fe ως 
wegen Inhalt Weisung in Verbindung setzen. / 
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NACH. VORTRAG DES DORT DURCH ἘΕΗΕΝ HBAPTLIEB BEKANNTEN | 
ERGEBNISSES DER SITZUNG DES- ΗΡΑ VOM 23." JULI HAT HERR RAM 
ENTSCHIEDEN, DASS ES BIS AUF WEITERES BEI SEINER WET SUNG ^ 


VERBLEIBT, DIE BESATZUNGSKOSTE NFRAGE DILATORISCH ZU 
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| e NOTE UNTER BEZUGNAHME AUF IHRE NOTE DEL W 
el Ὁ INR 7504- VOM 14. JUNI ( VERGL . DEL W NR 289 


© VOM 14.6.) ZU UEBERRENCHEN — ''. ANGESICHTS DER— 
TATSACHE » DASS DIE FRANZOESISCHE REGIERUNG SEIT 
DEM 11. ΜΑΙ D.J. DIE TAEGLICHEN ABSCHLAGSZAHLUNGEN 
AUF DIE BESATZUNGSKOSTEN STATT MIT 20 MILI. 
EIGENMAECHTIG NUR MIT 15. MLLL.RM LEISTET » 
IEN MICH » IM AUFTRAGE MEINER REGIERUNG AUF MEINE 
NOTE VOM 14. JUNI ZURUECKZUKOMMEN . DIE DARIN 
AUSGESPROCHENE — ERWARTUNG » DASS BIS ZUM $0. JUNI 
EINE NEUREGELUNG DER ABSCHLAGSZAHLUNGEN 


BEEHRE 


D. J 
ZUSTANDE KOMMEN WUERDE + HAT SICH NICHT ERFUELLT 


DIE DEUTSCHE REGIERUNG MUSS DAHER IHREN IN MEINER 
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NOTE VOM 14. JUNI 
AUFRECHTERHAL FEN * 
BITTE DRAHTBERICHT UEBER AUSFUEHRUNG 
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Paris, den2f. August 1941 


Am 25.8.1941, 19 Uhr, habe ich Herrn VIR Dumost 
angerufen und ihn gefragt, ob der Inhalt des Fernschreibens 
des AA vom 25.8.1941 Nr. 125 "Zahlung" oder "Aufrechterhaltug 
der Anspruchs" bedeute. Herr Dumont erklärte mir darauf, dass 
dadurch die"Aufrechterhaltung des Anspruchs! klargestellt wer 
den solle. 

Ich habe Herrn Dumont darauf aufmerksam,gemacht, 
dass die Formulierung der zu übergebenden Note den tatsäch- 
lichen Verhältnissen nicht gerecht würde und somit gewisse 
Unrichtigkeiten emthielte. Herr Dumont erwiderte mir darauf, 
dass die Formulierung von höchster Stelle, dem Herrn Reichs- 
aussenminister, gebilligt und teilweise erfolgt sei und etwaiæs 
Vorstelligwerden der Delegation keine Aussücht auf Brfolg 
hštte. 

, Meine Anfrage, ob wie bisher üblich, auch hierüber 
eine Verständigung der Botschaft erfolgen solle, bejahte 
Herr Dumont, 


V 
2.) Herrn Gesandten Hesnep4n.R.vorzulegen. 


| < M 
3.) SÉ, A. — ter 1 
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Zu unserer mit dortigem Telegramm vom 2, August 
1941- Nr. 3863- verfügten und bisher strikt einge- 
haltenen dilatorischen Behandlung der Besatzungs- 
kostenfrage möchte ich nach eingehender Prüfung der 
Lage dringend anregen, einen neuen Appel an den 
Herrn Reichsaussenminister zu richten, mich zu er- 
mächtigen, die gemäss meinem Fernschreiben vom 22, 
Juli 1941 - Del.W.Nr. 372 - mit der Französischen 
Aboränung erzielten Einigung über die Neuregelung 
nunmehr zu unterzeichnen und in Kraft zu setzen. 

Es trifft in der Tat die von Botschafter Abetz 
mit seinem Telegramm vom 15.8.1941 Abs. 1 dorthin 
übermittelte Auffassung durchaus zu, dase unsere 
Zusage über eine grundsätzliche Bereitschaft zur 
Herabsetzung der Besatzungskosten Admiral Darlan 
am 7,Mai 1941 für die uns in Syrien gewährten Zu- | 

E -—! Le geständnisse gegeben worden ist. Wie mir mitgeteilt? 


m 


"EA, 


f], til die Auffassung vertreten, dass vielleicht ein Irrtum 
σι 


` 


jwird, hat General Huntziger gegenüber de Boisanger 
F * - ~ - GE 


\ , € ` (der eine unvollständige Unterrichtung der zustän- 
|/ / C digen Deutschen Stellen vorliege, wenn jetzt die 
z 
49 f Pesatzungskostenregeluns mil ı Nordafrikafragen 
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Millionen RM, utschrit plus 3 Millio- 
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Wichtiger ist noch, dass mit einer weitem 
Verzögerung der Besatzungskostenregelung zugleich 
auch eine Reihe wichtiger Fragen, die mit der 
Neuregelung zugleich geordnet wurden, weiterhin 
ungelöst bleiben und daraus Nachteile für uns ent- 
stehen: FER 

1) Der Erwerb von weiteren französischen 


Auslandsbeteiligungen ist in den meisten 


fällen aus kriegswirtschaftlichen Gründen 
geboten, Die gefundene Neuregelung kann 
aber dafür nicht in Anspruch genommen wer- 
den, solange die Gesamtlös>ung noch offen 
ist. Das R.W.M.. meldet, dass aus diesem 
Grunde alle Verhandlungen zurzeit praktisch 
ruhen, Auf diesen wichtigen Gebieten trifft 
deshalb der Nachteil allein uns, während 
wir bei Inkraftsetzung der Neuregelung so- 
fort über 60 Millionen RM, zum Erwerb von 
eiligungen verfügen. 
dank route ie der Rüstungslieferungen 
aus Frankreich bereitet unseren Wehrmachts- 
behörden ständig Schwierigkeiten, die sich 
aus der Bezahlung ergeben. Eine sofortige 
Inkraftsetzung des Warentransfers würde 
sich also unmittelbar zu Gunsten unseres 
Kriegspotentials auswirken, 
Die endgültige Einsetzung des’ Deutschen 
Aussenhandelskommsears konnte ich gleich- 
zeitig mit der neuen Besatzungskoetenre- 
gelung sicherstellen, wofür insbesondere 
beinVierjahresplan und beim Militärbe- 
fehlshaber ein lebhaftes Interesse geltend 
ht wird, | | 
Stopp wirkt sich aber auch auf die übrigen 
er Delegation nachteilig aus. Ich bin 
allwöchentlich mit neuen meist Krieeg- 
haftlich:wichtigen Forderungen an die Franzó- 
egierung heranzutreten, 1.4. die 


einer Deutsch-französischen Tonerdefs- 
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brik in Frankreich für Lieferunzen von zusätzlich 
100.000 t Tonerd@pro Jahr; 
(Anmietung einiger tausend Lastkraftwagen mit fran- 
zösischen Fahrern; 
(and Erwerb von 15.000 auf Holzgas umgebaute franzö- 
sische Lastkraftwagen für Russland-Transporte. 
Überall bedarf es hierbei der tatkräftigen 
Mitwirkung der Französischen Regierung zur Durch- 
führung dieser Au fagen und zum Teil ernstevPressio- 
nen der Regierung auf ihre eigenen Wirtschaftskreise, 
Bei der allbekannten Neigung der Französischen Re- 
gierung, sich bei solchen wirtschaftlichen Wünschen 


hinter die ällgemeine politische Lage zu verschan- 
desharb e = a2 

zen, stossen/meine Bemühungen jetzt aufimmer weh» 
Schwierigkeiten. Es wäre deshalb erwünscht, sobald 
wie möglich den früheren Zustand wieder herzustellen, 
und den Aufgabenkreis meiner Delegation, soweit 
irgend möglich, frei und .unabhängig von der jewei- 
ligen politischen Konstellation zu halten. 

Aus all diesen Gründen empfehle ich, dass dem 


r 


augenblicklichen Schwebezustand auf dem 
kostengebiet, der sich nachteilig ausschliesslich 
für uns selber auswirkt, ein baldiges Ende zemacht 


Te die neue Regelung 


jetzt von uns verfügt wird. 
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| | Deutsche Waffenetillstandsr l Ä AA 
Delegation für Wirtechaft Paris, — — "E 
: | aks del 0” 
Del. W. Nr., 10095 P : | 


Lieber Herr Ritter! 


Ich habe unlängst den beigefügten Ap- 
pell, der die Herabsetzung der Besatzungs- 
kosten betrifft, an den Herrn Reichsaussen- 
minister richten lassen, den Wiehl inzwischen 
seinerseits unterstützt und erneut vorgelegt 
hat, 

Ausden Mitteilungen von Botschafter 
Abetz, der mir ausführlich über seine Unter- 
haltung im Pührerhauptquartier berichtete, er- 
fuhr ich, dass eihe gewisse Auflockerung un= 
serer Beziehungen zu Viehy nunmehr eingetreten 
ist. Deshalb bin ich der Meinung, dass nun 
auch die neue Besatzungekostenregelung zur 
Unterzeichnung freigegeben werden sollte. Alle 
Gründe, die auf meinem Gebiet dafür angeführt 
werden können, ergeben sich aus dem hier noch“ 
male beigefügten Telegramm. 

Botschafter Abetz erzählte mir dazu, 

p dass 
d EE Dr.C. Ritter | 
Auswärtiges Amt 
Berlin 
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Auswärtiges Amt 


Betlin-PD-8 


4-76- 


Rotschzsfter 


"Westf len", d en 14, Okt. 1941 


° 


‘elegation 


— 


18 OKT. 1941 


'hreiben vom 29, September 1941 


alata | KE 217 4 
12095 P = erhalten. 


Reichsaußenminister 


— —— — 


hält es zur Zeit 
í gF: τ br: cht, 


c 


den Führer auf die Rezgelung 
skosten anzusprechen. 


^ 


lichen rrugen 


Heil 


Hitler! 


Ihr 
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Paris, le 4 Novembre 1941, 


PLACE DU PALAIS-ROYAL. 





DÉLÉGATION FRANÇAISE 
AUPRÈS DE LA DÉLÉGATION ALLEMAND 
D'ARMISTICE POUR L'ÉCONOMIE 


EET 0 me 
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Le Président de la Délégation Française 
es Affaires Economimes 


er 2 à Monsieur HEMMEN 
ν΄ í y Ministre Plénipotentiaire 
„President de la Délégation Allemande I 


d'Armistice pour l'Economie, 


— 


Monsieur le Ministre, 






Ne Μ 4 6 1, oe 























En exécution des décisions prises par Le Gouvernement 


allemand au sujet du ο. EE edel le Gouver- 
nement françeis a effectué depuis le mois 30 des 


versements périodiques qui formaient à la date du 21 octobre 1941! 
une somme totale de 153 milliards 200 millions de franca, Il s 

dd, αι outre, acquitter directement certaines dépenses (loge- 

ment des troupes notamment) ai s'élevaient à le même époque 

à près de 8 milliaräs et couvrir le déficit du clearing franco- 
allemand qui est, à l'heure actuelle, de l'ordre de 11 milliards I 
de francs, p 


Le Gouverneme nt français a élevé à plusieurs reprises 
des protestations contre l'importance de cette contribution, 
en attirant l'attention du Gouvernement allemand sur les graves H 
dangers qu'elle fait naître tant au point de vue financier αἱ ‘au 
point de vue économime, 





Ses craintes, à cet égard, se révèlent malheureusement 
cheque jour plus fondées, 


Les dépenses résultent pour le Trésor francais NAP 
pation sont, à elles seules, aussi élevées que les dépenses 
propres de l'Etat, Les sommes versées pour les frais d'occupea- 
tion servent d'ailleurs souvent, et dans une large mesure, à 
régler des dépenses qui ne concernent pas l'entretien des troupes, 


Il est clair que de telles charges sont disproportionndes 


aux ressources actuelles de la France et qu'elles ne peuvent 
tre couvertes que par des expädients de trésorerie. 


Bucsig ED see 
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Le revenu national ne cesse de décroftre, si l'effort 
rait du c6té de l'agriculture permet d'augmenter le rendement 
du sol, l'activité industrielle se ralentit, Une aggravation 
de la figcalitó ne produirait a "απ rendement peu appréciable, 
et il faut s'attendfe, au contraire, à voir le produit des 
impôts diminuer à plus ou moízz bref délai, Force est done 
d'emprunter à court terme, soit auprès de la Bangre åS France, 
soit auprès des particuliers et des Etablissements de crédit, 

à concurrence d'environ 70 % des besoins, Les avances de lijns- 
titut d'Emission et la Dette Publique s'enflent de cette mante. 
re à une rapidité o ihr que 1 gao soit l'effet des me- 
sures prises pour aménager certains éléments de cette dette et 
la rendre moins onéreuse (conversion, consolidations, réduc- 
tions de taux d'intérêt), 


La masée des moyens de paiement créés pour faire face 
aux dépenses qui résultent de l'occupation, met en grave péril 
"'équilibre économique, L'inflation se développe en dépit des 
efforts déployés par le Gouvernement pour en limiter le volume 
ou les conséquences, 


Les prix des denrées courantes et des produits indus- 
triels, maintenus par des mesures de rationnement et de taxa- 
tion, marquent cependant une tendance à la hausse de plus en 
pius irrésistible et il est chaque jour plus malaisó d'éviter 
que les cours des valeurs mobilières et ceux des immeubles ne 
s'élèvent trop rapidement, 


L'abondance croissante des disponibilités est révélée 
tant per l'augmentation du montant des billets de banque en 
circulation que par l'accroissement des dépôts dans les óta- 
blissements privés ou publics, 


La circulation monétaire qui était de 160 milliards 
de francs environ en juin 1940 atteint aujourd'hui 250 millia 
soit une augmentation de plus de 56 %, Durant la même période 
les dépôts en banque se sont accrus ata peu près 50 $s | 


La rareté des biens offerts s'accentue dans le même 
temps par suite de la difficulté des epprovisionnements et de 
l'importance des prélèvements opérés sur le territoire occupé, 


vette évolution conduit à une catastrophe: semblable à 
celle dont l'Allemagne a souffert voici vingt ans, 


Lorsqu'il a signé l'Armistice, le Gouvernement français 
avait le ferme dessein de rétablir la situation économique, 
Tous ses efforts ont notamment tendu, depuis lors, à maintenir 
L'oräre monétaire en dépit de difficultés de toutes sortes et, 
en particulier, de l'énomité des frais d'ocoupation, 
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DELEGATION. FRANÇAISE >i 


POUR Paris, den 4, November 1941 
LES AFFAIRES ECONOMIQULS 


r 


F-11601 


Der Vörsitzende der Französischen 
Aboränung für Wirtschaft, 


an den Vorsitzenden der Deutschen 
VWaffenstillstandsdelegation für Wirtschaft, 
Herrn Gesandten HEIMEN. 


Herr Gesandter! 


sel Ausführung der durch die Deutsche Dës 
gierung betreifs der Regelung der Okkupationskosten getroffenen 
“assnahmen hat die Französische Regierung seit dem Monat August 
1940 periodische Einzahlungen geleistet; die am 3I. Oktober 1947 
eine Gesamtsumme von 183 Milliarden 200 Millionen Franken bil- 
deten. Sie musste tbricens gewisse Zahlungen nänlich(Einquartie- 
rung der Truppen) direkt leisten, welche sich in derselben Zeit 
auf fast 8 Milliarden Franken belief, und das Defizit der deutech- 
französischen Verrechnuneskasse decken, das heute unge Tähr 
11 Milliarden Franken beträgt, 


Die französische Regierung hat mehrmals 
segen die Grösse dieses Beitrages Einspruch erhoben und die Deut- 
sche négierung auf die bedenkliche Gefahr aufmerksam gemacht, die 
von diesem Jeibrag ebensowohl in finanzieller wie in wirtschaft, 
licher Hinsicht herrühren. 


in dieser Bezichgng haben sich leider Befür- 
chtungen der französischen Rerierung jeden Tag mehr begründet 
erwiesen, 


Die zur Last der französischen Schatzkammer 
gehenden Okkupationskosten sind allein so gross wie dic eigent- 
lichen Ausgaben des Staates, Ubrisens dienen oft die zur Hege- 
lung dér Okkupationskosten bezahlten Summen, und zwar in einen 
hohen Mass, um Auszaben zu begleichen, die sich nicht auf His 

nterhaltungskosten der Truppen beziehen. 


Daraus erhellt, dase solche Lasten unverkält- 
heuti;en Ressourcen Frankreichs sind, und 
‚en nur durch finanzielle Ausflüchte zedeckt Were 
<önnen. 
Die nationalen Einkommen nehmen dauernd ab. Wenn: 
esielzerte Arbeit Seitens der Landwirtschaft es erutglicht hat, 
116 A BEI des Dödens zu erhöhen, erschlaffen die jetriebe. 


Bassıq nn 
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Í. L. ` — — 1941, 
t ‘6 ae 
Dele # Nr. 1116 P 
2, Abschriftlich mits2 Anlagen 


Herrn Gesandten Schleier 
„Deutsche Botschaft, 
Paris 
mit Beziehung auf die Unterredung mit Herrn Gesandten Hemmer 


über die Lebensmittelpreise und die Kaufkraft des Franc zur 
gefülligen Kenntnisnahme ergebenst übersandt, 


"mr 
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Frage der Be 
Delegation aught mit d 
worden, αι 
Unter Recriff: douteche Besatzungebsupgen im Sinne des Art.18 
des Wsffenstillstandsvertrazes fallen alle auf französischen 
Boden befindlichen deutschen Truppen, also sowohl diejenigen, 
die der Aufrechterhsl tung der Sicherheit und Ordnung „dienen, 
wie auch diejenigen, die für Zwecke der Kriegführung gegen 
England verwendet werden sollen. Dies ergibt sich klar aus 
den bei Abschluss des Waffenstillstandsvertrags von deutscher 
Seite insbesondere zu Artikel 2 erteilten Antworten (Abdruck 
der Antworten liegt bei), Sin Vorstoß der Franzosen, Unter- 
scheidung innerhalb des Begriffs der Besstzungstruppen zu 
machen, ist übrigens bereits in Verlaufe der Wiesbadener Vep- 
handlungen militärischerseits zurückgewiesen worden, 

Begriff: Unterhalt in Art,18 ist nach einhelliger Auffassung 
der Delegation einschliesslich militärischer Mitelieder weit 
auszulegen im Anschluss an Regelung und Praxis auf Grund Vem 
sailler Vertrags. Abgrenzung gegenüber solchen aus Frankreich 
für militärische Zwecke erforderten Leistungen, die nicht 

mehr unter Begriff Unterhalt frllen, noch Angnbe militärischer 
Vertreter zurzeit nicht möglich, Angaben über Höhe der teils 
in Frankreich, teils im Reich für Zwecke der Besetzungstruppen 
entstandenen oder entstehenden Aufwendungen/@hne EEN 
und zeitraubende Ermittlungen nicht möglich, 

Auch nach Auffassung militärischer Vertreter IN ML 
keit bleiben, Aufwendungen in frankreich ausser unmittelbar 
durch Barzahlung in französischen Franken auch durch Reiche 
kreditinesenscheine und durch Nequisitionsscheine zu beglei- 
chen, Dabei bestuht Minigkeit darüber, dass Verwendung von 
Reichskreditkassenscheinen und Requisitionsscheinen sowelt 
írgend möglich eingeschränkt werden soll. ilitirieche Be- 
dürfnisse können Verwendung dieser Zahlungsmittel aber auch 
weiter noch erfordern. 16529 

4) Gedanke der Peuschalierung der Besatzungskosten wird 
von der Delegation einmütig im Grundsets gebilligt. Die Höhe 
der den Franzosen aufsuerlegenden Zahlungen lässt sich mangels 


genauerer 
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genauerer Unerlagen nur in Wege gans roher Schätzungen er 

mitteln, Dabei ist nach Ansicht der Delegation leitender 

Gedanke, Forderung so hoch zu bemessen, als es mit der 

Leistungefihigkeit Frankreichs noch vereinbar ist. Jede rek- 

tisch in Betracht kommende Zahl wird die wirklichen Auf- ` 

wendungen für Zwecke der Besatzungstruppen kaum erreichen 
und jedenfalls nicht übersteigen. Geht man von täglichen 

Gesamtkriecskosten des Reichs von rund 100 willionen RM aus, 

und vergleicht man die beim Oberkommando der Wehrmacht noch 

näher festzustellende Stärke der in Frankreich befindlichen 

Besotzungstruppen mit der Gesautstärke der deutschen Streit- 

kräfte, so erscheint ein beträchtlicher Prozentsats der 

Gesantkosten als Aufwendungen für Unterhalt der Besatzungs- 

truppen gerechtfertigt. Delegation ist der Meinung, dass von 

den Franzosen die Zahlung des Gegomwerts von täglich, 

20 Mill = bis auf weiteres täglich 400 Millionen ffrs, 

eeneg sollte, und dass — — be ründete | 

Qegenvorstel n der i gun zogen i 

könnten. Die Zahl mag hoch W zu ëm 
techeftlichen Lege Frankreichs, lässt sich aber wohl 

insbesondere im Hinblick auf folgende Gesichtspunkte recht- 
fertigen 

a) einmal durch die Tatsache, dass die Franzosen Kosten für 
eigene Kriegsführung in wesentlichen nicht mehr aufzu- 
bringen haben und 

b) ferner im Hinblick darauf, dass die Bet 
in Frankreich verwendet werden und damit in nicht une 
heblichen Umfange auch der Wiederingangsetzung der fran- 
sösischen Wirtschaft dienen; 

6) schliesslich mit Rücksicht auf unser allgemeines Ziel, die | 
Franzosen en einer raschen Beendigung des Krieges zu im 
teressieren. | 

Dass die Zahl nicht unveränderlich ist, bedarf kaum 
besonderer Hervorbebung. Sie kann yon Zeit zu Zeit überprüft 
erden. Militärischerseits wird Zahlung alle 10 Tage in 
voraus vorgeschlagen. 


μα {655} 5) 
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5) Diese Regelung würde nit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Waffenstillstandsvertrages, also für die Zeit ab 25. Juni 
1940, gelten. Roi Inkrafttreten der Peuschslregelung würde 


—— ein erheblicher Schuldposten der französischen 
die 


E 


bestehen. Den Franzosen könnte gestattet werden, 

ung nach ihrer Wahl in französischen Franken oder 
in Reichskreditkassenscheinen zu bewirken, von denen in 
Frankreich schätzungsweise 500 millionen RU susgegeben worden 
sind, Die in Frankreich in der Zeit von Beginn der Besetzung 
bis zum Inkrafttreten des Pouschalierungsabkommens von der 
deutschen Besstzungsarnee ausgegebenen Requisitionsbeschei- 
nigungen, deren Betrag nicht bekennt, aber sehr bedeutend 
ist, dürften nicht auf Besatzungskosten verrechnet werden, 
weil auch bei Zugrundelegung von 20 Millionen RN täglich 
in Hinblick auf Höhe der Reichskreditkassensoheine und der 
Requisitionsscheine Anrechnungsmöglichkeit auf Besatzungs- 
kosten für die Zeit bis Inkrafttreten der Pauschalierungs- 
regelung wahrscheinlich nicht gegeben ist, Die Franzosen 
müssten die iinlösung dieser Requisitionsscheine sunichst 
selbst bewirken und endgültige Verrechnung müsste sté dem 
Friedensschluß vorbehalten bleiben, Im übrigen ist diese 
zusätzliche äinlösung der Franzosen für die erste Zeit der 
Besatzung auch dadurch gerechtfertigt, dass die Besstzungs- 
kosten in dieser Zeit sicherlich besonders hoch waren. | 
Dagegen könnte ien Franzosen gestattet werden, Requisitions- 
scheine, die nach Inkrafttreten der Pouschalierungsrecelung 
in Frankreich ausgegeben werden, auf Besatzungskosten su 
verrechnen, da diese Requisitionsecheine nur noch eins se 
ringe Höhe haben werden. | 

Im Hinblick suf die bedeutend Beträge der Besatzungs- 

kosten weise ich auf die in meinen y — ua 
bandelten liassnahmen hin, die sur Wiederherstellung eines 
geordneten üirtschaftslebens und erträglicher Währungsvem 
höltnisse in Frankreich erforderlich erscheinen. 


6) Fühlungnahme nit Itslienern in Frage Besstzungskosten 
bitte zufolge Fernschreiben vom 16.Juli 1940 Nr,20, falls 
dort für erforderlich erachtet, von dort aus vornehmen. 


à “ΣΤΉΝ 
il 








= 2 ; 
1141-88 /2 4 my 


2 3 


7) Erbitten Weisung, ob Verhandlungen über Besatzungs- 
kosten in vorstehenden Sinne alsbald aufgenomnen werden 
sollen, Bemerken dabei, dass im Zussmmenbeng mit den in 

Nr, 4, behandelten Fragen Problem der Besatzungs- 
kosten voraussichtlich in die Erörterung einbezogen werdeh 
wird. Daher Entscheidung möglichst bald erbeten; de Fort“ 
setzung der Verhandlungen much über Gegenstänie des telegrams 
von—ll.Jaii 3940377 hiermit susamenhängt, 


Im 





Entwurf (M) 


Del. W Nr. 11116 p Paris, den 
2 Berichtsdurchschläge 
1 Anlage (dreifach) d 
Betr. Besatgungskostenzahlungen 
Bezug: Tagesmeldung- vom-7,11,41. 
| - Del.—-Nr.—311181- P - 
Bericht vom 24.10.41 


Beifolgend übersende ich Durchschrift einer Note der 
Frenz.Abordnung vom 4.11.1941 - Nr. P.1161/DE - in deut- 
schem und französischen Wortlaut mit der Bitte um &enntnis- 
nahme, Jch beabsichtige, die Note unbeantwortet zu lassen. 

Die Note untersucht die “esatzungskostenzahlungen in 
ihren Auswirkungen auf die französische Pinanzwirtschaft 
und dariiber hinaus auf die Währung und Volkswirtschaft und 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Bemtihungen der französischen | 
Regierung auf Stabilerhal tang nicht erfolgreich sein k6nnen, 
wenn die Frankreich von Deutschlend auferlegten Zehlungen 
weiterhin geleistet werden müssen. Die gleichen Zusammen- 

X vif hänge habe ich in meinem Bericht vom 24.10.1941 = Del.W 
^ 10510 P - ausführlich dargelegt. 
45, / 1. Das in der Note angegebene Zahlenmaterial ist im all- 
Sp ΣΣ gemeinen zutreffend, Die von Frankreich insgesamt geleiste- 
ten Zahlungen für Besatzung kosten sind mit ffrs 183,2 Mia | 
per 31.10.41 richtig angegeben. Die mit ffrs 8 Mia beziffer- 
ten Quartierleistungen können von mir nicht nachgeprüft 
werden, dürften aber laut Nitteilung des Intendanten beim 
Militärbefehlshaber möglich sein. Die bevorschussten frenzö- 
"Kischen Guthaben sue Zen. Clearing mit Deutschland sind mit - 
ffrs 11 Mia eher zu niedrig els zu hoch angezeben, da das 
französische Guthaben sich am 31.10.41 bereits auf ffres /j Mie 
helief. Die Auffühtung der Clearingvorschtisse in diesem Zu- 
sammenhang erscheint zulässig, da sie zunächst eine Be- | 
1.An | | 
das Auswärtige Ant, 5 IREO 
Berlin 10520 


2.Abschrift an Gesandten schleier 


3. TNT 


Im 





Belastung des Staatsheushalts darstellen und den Nötenun- 
lauf steigern. Damit ergibt sich von der Zeit des Waffen- 
stillstands bis zum 31.1041941 ein Betrag von ffrs 202 Mia, 
der gu Dasten des französischen Staatshaushaltes aufzebracht 
worden ist, 


Diese Leistung idt nach der Vote ebenso hoch wie alle 
— zusammen, Nach meMfen Unterlecen be- 
trugen die monatlichen Staatsauszeben einschl, Besatzungs- 


kosten in den ersten 7 Monaten d, Te ffrs 23,3 Mia, Die 
vorerwähnten ffrs 202 Mia erstrecken sich auf die Zeit vom 
25.6.40 bis 31.10.41, elso suf 16 Monate. Dies bedeutet 
pro Monat rund ffrs 12,5 Mia bzw. = unter Nichtberticksich- 
tigung der Clearingvorschiisse - ffrg 12 Mia, so dass auf 
alle übrigen Staatsauszaben weniger als ffrs 12 Mia ent- 

' fallen, Für die Zeit nach dem 10.5.41 sind die Besatzungs- 
kogtenzshlungen zwar niedriger, belaufen sich aber fiir 
die Monate Mai bis Juli d.Jg8. immer noch auf mindestens 
85 % der übri-en Staatsaustaben. 

Die französische Behauptung, dass die Besatzungskosten- 
beiträge in zahlreichen Fallen für Ausgaben verwendet wer- 
den, die nicht zur Unterhaltung der deutschen Truppen in 
Frankreich dienen, ist zutreffend. Zurzeit wird vom Jnten- 
danten beim Militärbefehlshaber die Verwendung der Ausgaben 
im einzelnen nachgepr"ift, um die Möglichkeit für Binsparun- 
sen zu untersuchen. 

Es ist ferner zutreffend, dass bis zu 70 d der Staats 
ausgaben durch kurzfristige Kreditaufnahme fenanziert wer- 
den missen und dass die Vorschlisse bei der Notenbank und 
die sonstigen öffentlichen Sohulden bedenklich anschwellen. 
Dies wurde im einzelnen in meinem Bericht vom 24.10.41 a 
näher ausgeführt, Diese Entwicklung hat sich inzwischen 
fortgesetzt, 

sine inflatorische Entwicklung in Frankreich, für die 
als Kriterien die Preisgestaltung, die Hñhe des Geldumlaurs 
(Banknoten-und Giral eld) und das sinkende Warenangebot en- 

ebenfalls unbestreitbsr, Amtliche Jn- 
ise und Lebenshe]ltun#skosten 
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jeweis für seiner grossen Umfang 
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Au 


gilt nicht nur für 


1. Es liegt auch 
erung Zunächst 
»ingeleitet hat, weil eine 

onmunen die Staatsfinanzen 
| Eure befürchten 


slfinanzen 


nicht 
aie K OH? 
oument für die frag- 


Zwar hat die 
gung eines Steuerausschusses von 


herangezozen wird. 


ir die Staatssteuern 
em EL weie, zum Teil em 1.1.43 
allergrésste, Zweifel 
aren deutschen Druck go gestaltet 
betrieben Be dass sie iu Brgebnis 
Das Ziel muss sein, 
euern zu decken, deh. das 
uf ffrs 125 Mia zu stei- 
race hängt die Frage der Preisent- 
schwarzeh Marktes zusammen, Das 


ist schwer sbzuschäftzen, aber 


kann die Tatsache 


d ast c 


sich bereits Ordnungsregeln suf ihm 
den Warenmarkt, sondern 
arzen Markt der Wertpapiere und Devisen. 
schätzen französische Kreise, 
aller Umsätze der französischen 
Markt getätigt werden, Die 
leiten der Preise und. Zu- 
ke Schädigung der Staats— 
kommen suf dem schwarzen 


teuerkräftig 


und ausserden 
offiziellen und tat- 
eine Kontrolle und Len- 
Nur hierdurch können 
rungen der offisielien 
jpfung von immer mehr Kauf- 
Inflation, beschleunigen 
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müssten, vermieden werden, Die Schwierigkeiten einer Be- ` 
kigpfuss des schwarzen Marktes, schon in rein personeller 
Hinsicht, sind bekannt, sollten &ber nicht davon abhalten, 
dieses Problem ernstlich anzufassen, 

Joh würde es daher im Jnteresse einer Gesundung des 
französischen Staatshaushalts begrüssen, wenn die Bemühun- 
gen des Militürbefehlshabers in Frankre auf. eine gründli- 
che Ausechopfung der französischen 3teuerquellen mit dem 
Ziele einer wesentlichen Erhdhung des Steueraufkommens von 
ellen deutschen Stellen stärkstens unterstützt und wenn die 
Unterbindung des schwarzen Marktes mit allen Mitteln durch- 
geführt würde. Ein deutsches Entgezenkommen in der Höhe der 
Besatzungsköstenzehlungen, wie es die französische Note für 
notwendig erachtet, könnte nur eine vorüberzehende het? 
stung des Steatshaushalts bringen,nber keineswegs eine wei- 
tere Fortsetzung der Jnflation verhindern, wenn nicht vor- 
her die genannten Massnahmen von der Französischen Regierung 


-- 


tatkräftig durchgeführt werden, 
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NEL 
DÉLÉGATION FRANCAISE 7? 


AUPRÈS DE LA DÉLÉGATION ALLEMANDE Paris, le 22 Décembre 1941 
D'ARMISTICE POUR L'ÉCONOMIE PLACE DU PALAIS-ROYAL. 


(M EE, 


ie Président de la Délégation Francaise 
auprès de le Délégation Allemande 
d'Amistice pour l'Economie 


à Monsieur HEN EN 
Ministre Plónipotentiaire 


sident de la Délégation Allemande 
d'Armistice pour l'Economie 


Monsieur le Ministre, 
| 9 D 
Com e suite à la communication que vous m'avez faite le 
20 Décembre, j'ai l'honneur, d'ordre de mon Gouvernement, de 
vous "— ci-jointes, sept notes concernant des questions que 


— SLED ENED EL ων, "Steg 
le Gouvernement frameis m'a charge de soumettre à la D616 gation 


OTLEY a t TREN ο a tmn Di 


allemande d'A mistice pour l'I Economie, et “dont il souhaite que 

la di scussion puisse etre engagée 19 plus tot possible et aboutisse 

à des so lutions favorables de la part du Gouvernement du Reich à 
Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, l'assurance de ma 


haute considération : 


DT 





NO TE au sujet des frais d'occupation 
— 
I = Il y a plus d'un an que le Gouvernement Français s'est pré- 
occupé d'entreprendre, avec les Autorités allemandes, une négo- 
ciation destinée à obitenir un allègement du paiement des acompres 


journeliers de 400 millions de francs au titre des frais d*occu- 


II = A la suite de longs pourparlers, le wemorandum 
allemand du 5 Juillet I941 
envisagealent: 
1°) de réduire ce 400 à 200 willions 
çais les acouptes journalie Y ter du Il 
le solde dis ‚le au compte alle: 
Banque de r ; s'élevent £ ) milliarós, d'effectue 
jour les transferts suivants au profit de l'Allemagne : 
ions de R.M. (40 millions) par στό] 


le clearing franmm-allex 


ae france) Dar acgqui-| 
valeurs mobilières ou par- I 
na financières cnoisies par 
ornegent allemand, d'accord 
| Gouvernement français. 


E Im^ 


trou Nes 


2 -ς ΕΣ ΤΠ ` LA ὁ 


a compte journalier de I5 millions de 


par 


Im 





-£ 
£^ 
- Augmentation continue du recours aux avances de 
la Banque de Trance. 
- Inflation rendant de plus en plus difficile te 
maintien des prix ét entraînant, sur tous les marchés des ca- 


pitaux, une hausse deg Plus dangereuse pour 18 situation o= 


nétaire. 


IV — Demandes 
Aussi le Gouvernement Français demande-t—ils 
1°) la mise en vigueur immédiate du memorandum 
3-2I Juillet pour 18 période prévue du EE Mai-I0 octobre. 
20) à partir du IO Octobre, la reprise des 
paiements sur là base de I5 millions de R.W. par jour et ok 
verture de négociations en vue d'un nouveau régime, 
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MEA 


plus d'un sn que le Gouvernenent fran- 

çais fort inguiet des conséquences qu'entraînait pour i'écono- 
mie du pays le paiement au titre des frais d'occupation des 
&comptes, journaliers de 400 millions qui lui avaient été impo- 
sés au mois d'aôut 1940, s'est préoccupé d'entreprendre aveo 
les autorités allemandes une négocáation destinée à obtenir un 
allègement de ce fardeau. 

L'ouverture de ces pourparlers retardée à diffé- 
rentes reprises pour des raisons d'ordre politique fut réola- 
mée le IS mars I941 par une note remise au Président de la Dé- 


légetion d'Armis tice pour 
H 


Elle fut subordonnée 
tation et à l'instsllation des consi 
cours des conversations que l'Awi 
et 7 Yai, les négociations purent | 
cise. Le principe d'une réduction de 25%, sóit 
lions de R.M, des acomptes journaliers avait été XUL CE 


£ 


A m ` ⸗ A ` . 3 
coté allemand: et enregistré du côté Lrancsis comme une première 
mesure insuffisante et dəwgant être élarvie au cours des conver- 


sations ultérieures. 


II - Les conversations engagées aboutirent à 
un memorsndum allemand du 5 Juillet et à une lettre francaise 
du 2T Juillet. kn substance les négociateurs allenands envi 88-- 
sealent: | 
| de 400 à 200 millions de francs 


- 


français Dé jour à co er du LI wai I94I les acoı 
naliers, 
qu'à raison de 3 millions de r 
Au . 4 , D + h à ἭΝ | B . 
(60 Millions de rane ançais) var jour des transferts se- 


raient effectués au που à L'Allemagne par prélèvement 


mm] 
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Aviron 60 nillisrds à savoir: 

2) pour 2 millions de marks (40 millions de francs) par 
prélèvement sur les disponibilités du clearing franco-allemand, 
c'est-à-dire. par exportation de marchandises françaises en Alle- 
magne, | 

b) à raison de I million de marks ou 20 uff^ions de, 
ancs par jour, par l'aoquisition de valeurs moblilières, par- 
ticipations financières ou droits divers ohois&s par le Gouver- 
nement allemand d'accord aveo le Gouvemenent francais, 19 
souvernenient allemand se réservant le droit à' tout autre 
node de règlement si l'accord prévu ne pouvait intervenir. 
5°) le règkement des dommages causés aux biens et aux 
es par les troupes allemandes en Trance était mis à 18 
charge du Gouvernement francais pour la période antérieure au 
I94I, vais devait être ef ectué par les autorités 

à partir de cette date. 

Le Gouvernement français," tot en considérant la 
réduction consentie sur les acomotes journaliers comme très in- 
suffisante l'aoceptait comme une première satisfaction, se dé- 
clarait d'accord sous réserve. de l'existence au clearing de 
disponibilités suffisantes sur le prélèvement ἃ faire sur ce 
compte, mais formulait les réserves les plus expresses au sujet 
des valeurs mobilières et des participations et déclsrait ne pou- 
voir s'engager à faire face à cette dernière condition que pen- 
dant une période fixée à 3 mois (II Juillet - IO octobre). 


III - Le projet de règlement sorti de ces conversa- 
tions fut sounis au Gouvernement allemand, qui ἃ la date de ce 
jour ne l'a pas ‘ratifié, malgré les nombreuses démarches .ver- 
bales faites par les autorités française et malgré la remise par 


M. de Boisanger à M.llemmen d'une lettre en date du 4 novenbre. 


lors, le Gouverneuent français à di conti- 
de verser les acomptes journaliers de I5 millions de marks” 


ions de francs francais par jour denuis de II Mai 


STEET dÄ 
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e 


e 


novembre a mis en lumière les consé- 
pour l'économie française: ρα18- 
nation aussi élevées à elles seules 
mses propres de l'Etat, impossibilité de 
harge aussi lourde; "as 
en circulation rendant de 
prix et entraînant sur 
neiers, valeurs mobilières 
janzereuse pour situation mo- 


jes dépenses des troupes 
?nisgions de billets, faites 
disposant de moyens tels qu'elle 
‘observer aucune régle, que 
ité de la charge imposée ἃ 
uelle toute réduction 


" 
La: 


ú 
A 
— 


entation d'impôts apparaît injustifiée 


supporter l'effet, cetée situation  ris- 
difficultés moné- 
conséquences 80- 


n vigueux imaédiate des mesures envisa- 

trainerait un arrêt au moins mpuen- 

cette situation, 
nptes journaliers depuis le 

qui aurait aa ‘être payé a, en 

ulé ré VE i rermettrait. de suspendre tout 

1: délais le montant des 
trouverait ainsi stabilisé. 


francais demande donc la mise 


nrévues dans sa lettre du 
/ 
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Uber die son CT v 


Je - Yor mehr als einem J.hr bonlikte sich die PramsUsieche Re» 
iorung mit den deutschen Lenbréon Verhandlungen su Zühren mit 
om Ziel, eine Erleichtorung in den tiglichen A 

von 400 Millionen Franken auf "-antsungaxosterionto su errs 


Il. = Naoh Absohluss langer Verhandlungen schen dns deutsche 
TETE vom 5, duli 1941 und der fransteiscae Brief vom 21% 
ul 41 wort 


1) die täglichen Abschlagusahlungen vou — mon 1941 av von 
400 auf 200 Willionen Fromkem Τ᾽, ΠΤ ΤΡ ΓΙ 
2) von dem bei der Bank von Frankreich verbleibenden, sich 
ouf 60 Williurden belwafenden Saldo Τμ" 
bertragungen zugunsten Deutschland vorsunchmens 
CE 2 hillionen Ad (40 Millionen) durch Abbuskung auf 
des doutsch-frinsisisehen Clearing, 
b) 1 Million RA (20 Millionen) durch den Erverb m 
“er tpupieren oder finanziellen Jsteiiigungen nash 
Vahl der Deutschen } pee im Minvernehmen mit der 
ΡΥ» γιπῷ sischen ® egicrung 
5) Vbermehme zu Lasten — ⸗ der 


Personen» und 
sohiden, welche dio deutschen Truppen you 15. Juli 1941 
an verursachen würden, 


Ill, = Dieser "ntwurf ist von dan deutschen Behtrden noch nicht 
ratifisiert worden, 

Infolgedesoen erfolgen die —— — vorläufigen 
Grundlage einer täglichen Abechleagesahlung von κ Willionen RZ 
oder 300 Killionen Franken, 

Daraus ergeben sien für Yramkreich dio nechstehenden sehr 
ernsten wirtschaftlichen und technischen Po 

- Unaigliehkeit,solche Ausgeben dureh — * abe 

zudecken; 

e ständige fymchme dog füekgriffs auf dis Vorschlisse der 

— velshe οἱ in lai 
— ation, we e Sg er 
stabil £us erhalten und auf allen Fe Ze — 
die tührungelage nuñerordentlioh zeführliche Hnuese ο à 
sich bringt, 
Ve = Ant rig 9 
# bic Fransösische jiegierung beantragt daherı 


1) Umverstigliche Inkraftsetsung des Memorandums you Se 
Juri 1941 für die vorgonchene Perfeain vou 10. Wa Nai 
bio 10, Jktobete 

2) Yom 10. Oktober sb Viederaufnshme der — — 
Orundlago von 15 Millionen PA und 
von Verhandiungen nit den gia) Leuregolunge 


B 16529 
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ΠΠ rg 


ARLAGE Nryoocas ti 


Besataungskostens 

L = Yor über einem Jahre hat sich die Pranzteische Regie- 
Fuge stark beunruhigt über die Folgen für die wirtschaft des 

ee, die sich nus der ihr im August 1940 mg y Zahlung 
von 405 Millionen täglicher Ab esehiungen auf die Besat 
otre | “hs ergúbon, darum bemüht, mit den deutschen Behbréen @ 
ne Verhandlung aufzunehmen, die asu bestimmt sein sollte, eine 
Erleichterung dieser Last zu erwirken. 


Die Brüffmuns dieser sus politischen Orlnden mohrmcle vore 
schobenen Verhandlungen warde am 18.Märe 1941 verkündet dureh 
Übergabe einer Note an den Vorsitsenden der /uifonetilletandsde- 
Legation für Wirtschaft, 


Auf deutacher Seite wurde sie, abhängig gemacht von der Ane 
nahme und Binsetzung deutscher Auseenhandélskommisenre,  Naoháem 
diese letstere Frage im Laufe der Lesprechungen, welohe Admiral 
Darlan am 6, und 7. Mai in Paris gohabt hatte, geregelt worden 
war, konnten die Verhandlungen über die sigentlichen Fragen auf- 

nonien werden, Der Orundsstz einer Nerabsetaung der rm 
| ΠΡ um 29%, üsh, von 20 Millionen auf 15 Millionen, 
war von deutscher Seite ins Auge gefasst und von Zransösincher 
Seite als cine erste, ne ng ane Kaßnalıne zur Kenntnis — 
Ke im Verlaufe der nnäteren Verhandlungen erweitert wer- 
en nmilsste. | 


Ile = Die aufgenommenen Vorhandlungen führten su einen 
deutschen Nemorandum von 3. Juli und zu einen französincohen 
Brief vom 21. Juli, Im wesentlichen sahen die deutschen Unter 
händler vor: | 

1.) vom 11, Noni 1941 ab die tüglichon Abschlagszahlungen 
von 400 auf 200 Willionen — echey Frenken horabsusetsen], 

2.) zugunsten Deutschlands duroh Verfügung über den bei 
der Bank von Frankreich vorbleibenden freien Saldo in Höhe von 
etwa 60 Milldarden Übertragungen in Höhe von je 3 Millionen RZ 
(60 Millionen frunsösischey Premken) täglich vorzunehmen und 


gwari ws 
a) fur 2 Millionen Re (40 Millionen Franken) durch Abe 
buchung von den verfügbaren Setriigen in deutsoh- 
französischen Clearing, deh. durch die Ausfuhr fran- 
sösischer "eren nach Deutschland; | 
b) für je 1 Million Au oder 20 Millionen Pranken dureh 
Gen Zrwerb von .ertípspieren, Xspitalbeteiligungem . 
oder sonstigen Rechten nach Wahl der Doutschen Re» 
gierung im kinvernehmen mit der Französischen Regie- 
rung, wobei sich die Deutsche Regierung das Rech 
nern vorbohielt, jede andere Art der legekung anzuwenden, 
4 Uo V wenn das vorgesehene Abkommen nicht wirksam werden 


sollte, l 

3) Die Regulierung der von der deutschen Truppen in Pranks 
reich verursachten Sach- und Personenschiiden wurde für die Zeit 
vom des 15, Juli 1941 der FranzUsiscben Nogiezung Übertragen, 
sollte jedoch von diesem Zeitpunkt nb zu Lasten der deutschen 
Behörden gehen, | 

Obwohl die Französische Legierung die ührte Herabset 
der tüglichen e —— als Diss — 
tete, nahm sie áiegelbe ale erste Gemugtuung an, erklärte sich 
damit cinveretenden mit dem Vorbehalt, dans auf dem C1 aus 
reichende Lotrige zur Verfiigung stehen würden, um die dar vore 


2539 Ir LA. 
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zunehmenden ininanmen zu ermöclichen, gab jedoch zugleich dem 
ausdrücklicheir?srttbehnlt Ausdruck bezligiich der .ertpeptere und 
Beteiligungen und erklärte, dasa sie sich gur Jbernehme dieser 
ketsteren Bedingung; uur für eine auf drei Conste begrensten Pee 
riode (11, Juli = 10, 0ktobor) versilichten künnee 


Ill, - Der sug diesen Despreohungon horvorgegangene intwurf 
einer Rogelung wurde der Deutschen Regierung vorgelegt, welohe 
bis heute demselben noch nicht ratifisiert hat, trotz der zahle 
reichen mündlichen Vorstellungen seitens der französischen Nehör- 
den und ungeachtet des sm 4, November von Herrn ée Boisanger an 
Herrn Homen überreichten Sriefes, 


infolgedessen musste die Französische Kkegirrung weiterhin 
die täglichen Abschlagszuhlungen von 15 Millionen R oder 300 
Killionen französischer Franken seit dem 11, Yai 1941 weiter 
leisten, 


Der Brief von 4, Kuvanber hat die Folgen nufgeseigt, die 
sich für die Französische "Wirtschaft ergeben haben: Bezahlung 
der Desatzungskoeten, dic für sich nllein so hoch waren wie die 
gesamten cigenen Ausgaben des Staates; Unmöglichkeit der Abéeokung 
einer so schweren Lest durch die normalen :innshmen; Frhöhung des 
Sahlungsmittelumlaufs, welche dia Aufrechterhaltung der Preise 
immer eciwitriger macht und auf allen Kupitälnärkten (Grundbesite, 
Wertpapiere usw.) eine ftir die Währung außerordentlich gefährliche 
Hausse bewirkt, 


Sowohl für die rein mechrnische Auswirkung der durch die Now 
tenpresse gedeckten Ausgaben Ger Besntzungstruppen, die sehr groß- 
zügig von einer Armee vorzenomuen werden, welche über die nötigen 
Wittel verfügt, um weder Über Preise zu streiten noch Vorschriften 
einhalten zu müssen, als auch durch die psychologische Aückwirkung 
der ungeheuerlichen, der französischen wirtschaft auferlegten Last 
im Vergleich zu welcher jede Ausgabdeeinschriinkung oder Steusrerhö- 
hung denjenigen, Die davon betroffen sind, als ungerechtfertigt 
erscheint, droht diene 1 ge jeden Monat etwas menr, aulerordente 
lich ernste Währungsschwierigkeiten mit allen ihren sozialen Fol- 
gen nach eich zu wieaon, 


IVe - Die sofortige Inkraftsetzung der im Juli vorgesehenen 
Bußnehnen würde wenigstens eine vortibergohende nterbrechung in 
der weiteren intwicklung dieser Lage bewirken, 


De der jetrag der täglichen Abachlagezahlungen seit dem Noe 
neat Mai 1941 denjenigen, der zu zahlen gewesen wäre, überste AT 
ist in der Tot eine Reserve angesazmelt worden, welche es gestate 
ten würde, jede nèue Zahlung während einer ziemlich langen Zeit- 
raume einzustellen, wodurch der Zetrug der Vorschüsse der Dank 
von Frankreich stabilisiert wiirde. ' 


Ve = Amtrigee 

&) Die lronsüsieche Fegierung beantragt daher die sofortige 
Inkzaftsotsung der iu ihrem Brief von 25.Juli vorgesetmnen Bestim» 
mungen, o würden auf dieser Grundlsge Für den Zoitraum von Te 
Mead bis zum 11,0ktober die $ hlungcen in Franken geregelt, wovon 


ER Teil transferiert werden würde (Zeit von 11,Juli bis TO. Ole 
over 


} 

A Pir dia Zeit nach dem 10,0ktober wiirde die ranaöeische 
kegiorun; um sofortigen suginn newer Verhandlungen bitten, um die 
Grundlagen wid Singelheiten fir die Zahlungen fostzuloren velche 
sn die Stelle der im oben erwlhnten Brief von ^1, Juli vorgesahe- 


nen hegelung treten sollen, "SA. 
Vo "A š 
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Em οὔ..." 
'6 BERLIN - ` e F0 Te O 
ERNSCHREIBEN DÉI ν. T" Fa 
πο ΗΝ. 49 CINE 
GOUVERNEUR DE ‚BOISANGER -RKUNDIGTE SICH GESTERN ABEND ΒΕ [ΗΝ 
WANN MIT EINER BEANTWORTUNG DES SCHREIBENS AN ` 
[FINANZMINISTER SCHWERIN- KROSIGK GERECHNET WERDEN KOENNE| 
"ABEI VERTRAULICH UND PERSOENLICH.MIT DASS 
“NDE, DIESER WOCHE DAS FRANZOESISCHE KABINETT MIT DER 
RAGE DER EINSTELLUNG DER BESAT TZUNGSKOSTENZAHLUNG Te Ἢ 
-SURAEFTIGEN WERDE, ER.PERSOENLICH HABE DAE BEFUERCHTUNG 
"SEN MIT ENDE FEBRUAR.E INGESTEL LI WERDEN SÉ 
REDIT BEI DER BANQUE 


Ge EI V * 
if ` 


UND TEILTE 


D IC! 


DE FRANCE DANN 
FRANZOESISCHE FINAZMINISTER . BEI 
UNS IN DER ORM MITZUTEILEN, DASS DIE κ, 


ma VE 
ENDE. FEBRUAR NUR.S@ WEIT 
| ALS SIE VEBER EIGENE ΜΙΤΤΕΙ 
>EN VERFUEGE, DAS SOLL WORE HEISSEN , SOWEIT 
JETRAEGE DURCH SCHATZSEHE I NE OHNE WEITERE SC ae 
S UCHNAHME DES KREDDTS "DER BANGUE HR FRANCE AUFBRINGEN 
= | P a: f * Wun, Fa w : -g j u 
EI HABE HERRN Dt CUISANGER VOR EINER EINSTELLUNG DER 
F ZAHLUNGEN , GLEICHWIE IN WELCHER FORM, 


ΗΙ ERNST GEWARNT UND Á 
WORINGEND GERATEN, SOLCHE.ENTS 


LLSCHE! DUNGEN NICHT UEBERELLT HI 
ΙΠΕΕΕΕΝ. à Εἰ AT MIR: ZUGESAGT, ΙΝ 


DIEDEM SINNE MAF -- 
FINAZMINISTER SUUTHILLIER 2} SFRECHENY BEVOR ER ZU i 
"'KABINETTS] 7 UNG N / Vif Y FAHRE d —— 
— 


f 
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dr κάν, 
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ESISCHE 'PEGII UNG AB 
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Telegramm (Geh Ch V) 
Berlin, den 19, Februar 1942 15,45 Uhr 


Wako Paris 


Nr 50 vom 19.2. 


Für Herrn Hemmen, 


ze 


Auf Bericht vom 3. und 11. Pebruar-Nr 756 und Nr 189 vom 


E —— 


16. Februar und auf Telegramm vom 18. Nr 43. 
— -———— — 


1.) ReichsauBenminister hat am 16. Februar angeordnet, daß 


Sie dem Gouverneur de Boissnger mündlich mitteilen, die 


„Deutsche Regierung betrachte den Brief der Finanzministers 

< Bouthillier an den Reichsfinanzminister lediglich als eine 

', peesinliche Mitteilung, nicht als eine amtliche Erklšrung der 
„Französischen Regierung. Falls die Französische Regierung eine 


, Erklärung in der Besatzungskostenfrage abzugeben habe, "E. έξι. 


, diese von deg bevollmächtigten franzósisohen Verhandlungsführer 


an den bevollmächtigten deutschen Verhandlungsführer zu richten. 


Im Anschluß an diese Mitteilung sollen Sie Herrn de Boisanger 


| im Hinblick auf den Schluß- des Briefs von Herrn Bouthillier 
eindringlich vor eine eigenmächtige Einstellung der Besatzungs- 
kostenzahlungen durch die Französische Regierung warnen und 
ihn darauf hinweisen, daß eine solche Einstellung eine ernste 
Situation schaffen und entsprechende deutsche Gegenmaßnahmen 
zur Folge haben würde. | 


mm — wm 


2.) Der Herr Reichsfinsnzminister hat sich am 17. Februar 
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mit diesem Vorgehen einverstanden erklärt und wird den Brief 


nicht beantworten. Er hat jedoch eine interne Überprüfung der 
€— m — n — 


Besätzungskostenfrage angeregt, welcher Reichsaufenmigister auch 
im Hinblick Ph "URS, on des OKW über die tatsächlichen 
täglichen Ausgaben zugestimmt hat, Die Überprüfung wird im 
Benehmen mit zuständigen Ressorts demnächst stattfinden, wobei 
Ihre eingäugh αμ ην zur Erörterung 


gestellt werden. 


'3.) Reichsaußenminister hat im übrigen als allgemeine 


— — — — ——— — —— ee ———— 


Richtlinie für die Führung aller Ihrer Verhandlungen die schon 
früher erwogene Weisung erlassen, daß Sie, falls etwa die 
———( 


— — — — ne illt — 
Franzosen dabei eine ihnen als Besiegte nicht zustehende 


ti 


Lë PRED SEE 
Haltung einnehmen sollten, die Verhandlungen abbreehem und nach 
HE deena On E οποιο... 


Berlin abreisen sollen, 


(HQ 








I 


Paris, den 20,Februar 1942 . Dei .W.Nr, 1309/42 P 


: 


d 


1) Fernschreiten an 
Auswärtige Berlin 


AE 20.2. 


F ern schreiben 


— — — — — ——e " m" y" -. M — — — -- 


E geheim - 


Auf Nr, 50 v.19.2. 


Auftrag des Reichsaussenministers vom 16.d.M. 
gemäss dortigen Weisung vom 19.4.M. Ziffer 1 
heute auseefuhrt, 
Hemmen | 


| 
I 


IL Hit) 
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Le Président àe la Délégation Française 
auprës àe la Délégation Allemande 

àt Armistice pour l'Economie 


Monsieur HE MEI 

Ministre Plénipotentiaire, 

Président de la Délégation Allemande 
d'Àrnistice pour l'Economie. 


Monsieur le Ministre, 


D'orûre de mon Gouvernement, j'ai l'honneur de vous 
faire la comnunicetion suivante : 


Depuis le mois d'Août 1940, le Gouvernement français 
n'a cessé d'attirer l'attention du Gouvernement allemand sur les 
conséquences extrèmement graves que ne pourraient manquer de provo- 
quer pour l'économie et la monnaie françaises les paiements relatifs 
aux frais G'occupation. 


La Lélégetion Française auprès de la Délégation álle- 
mande d'armistice pour l'Economie a multiplié à ce sujet les inter- 
ventions et les notes, la question a été également évoquée par les 
membres du Gouvernement français et leurs représentants chaque fois 
que l'occasion leur a été donnée óà'entretenir les autorités alleman- 
des (es problèmes franco-ällemanäs; en dernier lieu, le Ministre deg 
Finances français a jugé, devant la gravité de la situation, qu'il 

ar 


était de son devoir dh 
nances du Reich. 


ésser un appel direct au Ministre des Fi- 


ès que lui ont été sirnifiées les exirences du Gou= 


vernement allemand, le Gouvernement français a déclaré qu'il n'acen 
tait que sous la contrainte de faire des versements hors de propor 
tion avec les charges qui lui incombent en vertu de la Convention 
d'Armistice; il a protesté contre le refus opposé par le Reich d'é= 
tablir une distinction entre les troupes d'occupation et les troupes 


MUN 
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en opération et contre la parité imposée du franc par rapport au 
mark qui a permis à l'armée allemande, en raison du niveau très bas 
des prix français, d'effectuer d'immenses prélèvements en territoire 
occupé. Il n'a cessé enfin de démontrer que les acomptes journaliers 
de £U millions de Reichsmarks étaient supérieurs aux besoins cumulés 
des troupes d'occupation et des troupes en opération, puisque les 
somnes mises à la disposition des autorités allemandes qui ont cepen 
dant servi à d'autres emplois que des dépenses de l'armée allemande 
en France (achats de stocks par Le Reich, achats de valeurs, etc ..) 
n'ont jamais pu être intégrelement utilisées. 


Ces interventions sont demeurées sans effet, et ces pro 
testations n'ont pas été accueillies. Une seule conversation a été 
engagée au mois de Mai 1941; elle s'est poursuivie pendant plus de 
trois mois et n'a eu d'autre suite qu'une réduction effective de 
l'acompte journalier à 15 Millions de Reichsmarks et 14 Teconnaissan 
ce par le Gouvernement du Reich du fait que cette somme pourrait en- 
core 6tre, à bon droit, trés notablement réduite. Encore ces conces- 
sions étaient-elles subordonnées, du côté allemand, à des contrepar- 
ties extrèmement onéreuses, sous forme de transferts que le Gouverne- 
ment français n'avait acceptés que pour une période limitée et dans 
le but de faciliter une solution. 


Plus de sept mois ont passé et la question est toujours 
en l'état. Il n'est plus possible maintenant de différer\ davantage 
une décision car les conséquences pour l'économie et les finances 
françaises des versements exigés du fait des frais d'occupation appa= 
raissent aujourd'hui dans toute leur. ampleur. 


Au 28 Février, soit après 20 mois d'occupation, la Frang 
aure versé 219 milliards 200 millions de francs, plus 9 milliards 
environ au titre des dépenses de logement des troupes. Les versements 
a D: ir sur les bases actuelles, compte non tenu du logement, ate 
teindraient 110 milliards pour l'année 1942, soit sensiblement plus 
que le total des recettes fiscales de l'Etat Francais, 


Ces chiffres montrent var eux-mêmes que le problème fi- 
pose par les frais d'occupation dans leur consistance actuel 

à priori insoluble. Pensant que les données ne pouvaient pas 
as en Être prochainement revisées, le Gouvernement français n'a 
cepencant négligé aucun effort pour tenter de le résoudre. Il a, par 
tous les moyens en son pouvoir, essayé de limiter l'inflation gran- 
dissaute en résorbant les moyens de paiement mis en circulation pour 

le compte de l'armée allemande, par l'augmentation des impôts, le. 


développement des emprunts du Tresor, la limitation des prix, la τὸ» 
slementation des salaires et des bénéfices. 
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Compte tenu de l'importance des sommes à verser, ces 
mesures n'étalent que des palliatifs. Elles ne pouvaient que re- 
tarder un peu le développement du processus d'inflation, et ceci 
d'autaut plus que l'économie française est chaque jour davantage 
appauvrie par le manque de matières premières, les difficultés de 
transport et le fait que l'activité industrielle est presque tout 
entière consacrée à des fournitures pour l'Allemagne qui sont de- 
meurées jusqu'à présent, dans une large mesure, une prestation 
sans contrepartie. kama; τ 
οὶ 

L'expérience de ces 20 mois montre done clairement la 
vanité des efforts entrepris par la France tant que subsiste, dans 
ses données actuelles, l'élément de désordre économique et finan- 
cier que constitue le régime présent des frais d'occupation. 


Le Gouvernement français a la conviction de se trouver 
à un tournant de l'évolution économique et monétaire, 11 est encore 
maitre de la situation, mais divers symptômes donnent à pensef Que 
le système de défense économique laborisusement établi va céder 
sous la pression de la hausse désordonnée des prix et de I'inflä- 


tion. 


Si le Gouvernement français avait envisagé l'affaire des 
frais d'occupation sous son aspect exclusivement financier, il au- 
rait depuis longtemps suspendu les paiements. Les frais de L'armée 
allemande sont largement couverts pour de longs mois par les som- 
mes qui restent au crédit de son compte à la Banque de France, La 
suspension des paiements ne gênerait donc en rien 1 Administration 
militaire allemande en France. Au contraire la continuation des 
versements, même s'ils ne sont pas effectivement utilisés, consti- 
tue un élément de trouble monétaire par les appréhensions qu'elle 
fait justement naître dans le public français. Le Gouvernement a 
retardé jusqu'ici la décision de suspendre les paiements. C'est 
qu'il refusait de croire qu'il ne serait pas possible d'arriver à 
une entente sur une question qui n'intéresse pas seulement la Fran- 
ce, mais qui est liée au problème plus vaste de l'organisation éco- 
nomique de l'Europe, 


Il est d'autant plus essentiel, dans le moment présent, 
d'éviter à la France une crise monétaire que la prolongation du 
blocus rend nécessaire qu'aucun des éléments 
ropéenne ne so it brisé 

n apport de la production 
française si Le Frise tait désorganisée 
par l'inflation. d — 


βιοδλυ 
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Le Gouvernement allemand possède, mais pour peu de 
temps, les moyens d'arrêter la catastrophe éConomiqueé en France 
“én réduisant massivement une contribution dont il a lui-même 
reconnu l'excès. S'il n'y consent pas, deux voies s'ouvriront 
au Gouvernement français: ou bien continuer à assumer des obli- 
gations qui, en ruinant l'économie du pays, imposeront à la po- 
pulation des souffrances imméritées qu'elle ne pourra supporter 
sans troubles, ou bien arrêter des versements qui, dans leur 
montant actuel, ne correspondent pas aux engagements inclus dans | 
la Convention d'Armistice. na - 


Le Gouvernement français ne choisira pas la première e 
voie. Il souhaite donc que, par la mise en vigueur de la solution 
provisoire élaborée au mois de Juillet I94I, le Gouvernement du 
Reich lui accorde le délai nécessaire à l'issue de pourparlers 

„plus urgents que jamais. 


Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, l'expression 
de ma haute considération. 


5 d 65 U Li t 
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Dir. Ha Pol Nr, Berlin, den Deg 1942, jo? 


Büro RAM mit der Bitte 
um Weitergabe, 


- 


Aufseilchanune 
betr, Besatzungskostenregelung. 


— 


>~ 


sich heute alle Ressorts erneut mit der Frage der Besat zy- 
kosten befasst, 

Nach der dabei einmütig zum Ausdruck gekommenen Auf- 
fassung aller Ministerien sind Verhandlungen über die Be- 
satzungskosten mit Frankreich notwendig geworden, weil e 
seits von französischer Seite eine μυ. 

Herabsetzung der Zahlungen zu befürchten ist ib 

Brief), und andererseits das OKW wegen seines laufenden A 
bedarfs in Prankreich sich neuerdings mit Entschi | 
die im Juli 1941 projektierte Ernissigung def Ms ei am: * 
gen auf 10 Mio RM pro Tag ausgesprochen bat, 

Alle Ressorts, einschliesslich der Wehrmacht, Wes s. 
sich nach eingehender Durchberatung der Frage auf den Stand= ’ 
punkt gestellt, dass den Franzosen bei neñerlichen Yerhandlune 
gen jedoch die Ermässigung auf 10 Mio RM als egelung ni 
eingeräumt, dass ihnen aber eine Atempause Von etwa'6 Monaten, 
b dre 1942 - 1, Oktober 1942, gewährt werden sollte, — 

bis dahin jede weitere Diskussion der Frage ausgeshlos- 
sen bleibt. Taktisch ist wichtig, dass auf diese Weise für 
die Zukunft die alte Höhe der Abschlagszahlungen von 15 berg, 
20 Mio RM und damit das wichtige Zugeständnis einer Ermässi= 
gung auf 10 Mio RM als politische Konzession offon gehalten 


Unter Zustimmung des Herrn Reichsaussenministers m 


wird, ` 
"T m besteht Einigkeit darüber, dass - ; 


der A der sog. äusseren Pesatzungs- 
kosten È ον. antenden Transfer aus dem vorhandenen 
Guthaben 
E | Y 
| M “ο. > 16551 
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von 2 Mio RM pro Tag in Waren und 1 Mio RM 
zungen bestanden werden muse} 

ile französische Regierung die Ausgabe für 

ordänungzsgemäss etatisiert und dass 


generelle Rerelung der absolut notwendigen 
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Hiermit 


1’ Herrn Staatssekretär 
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N Reichsaussenminister 
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CPAT ga: 


" ENE € a | — | à Wien? 
| Le Président de la Délégation françai se 


| + | aMprés de la Délégation allemande d'Armistice 
Ἂ T / pour l'Economie, 


ë, 


Monsieur HEMMEN, 
Ministre Plénipotentiaire, 
Président de la Délégation allemande d'Armi stice 
pour L'Economte. 
ΓΝ 


e 


Monsieur le Ministre, 


Par ordre de mon Gouvernement, j'ai i'honneur de vous 
faire la communication suivante : 


» T 
| x 

Depuis qu'a été fixé par une décision/des Autorités 
gilenande le montant du forfait”journalier à verser par la FRANCE 
au t car? frais d'occupation, le Gouvernement fr çals a feit 
face sans défaillance à l'obligation qui lui est στ imposée, 
Il craint aujourd'hui de ne pas être en mesure de continuer Long- 
temps dans cette voie. Il juge indispensable d'attirer de la facon τ 
la plus pressante l'attention Au Gouvernement allemand sur la 
situation qui lui est ainsi faite et il désire examiner avec lui 
les atténuations et les remèdes qui pourraient y être apportés. 
Auparavant, 11 tient à préciser la portée des contributions qui 


lui ont été imposées et rappeler l'effort qu'il a réalisé pour y 
faire face. | 


` 


- De l'Armistice jusqu'à la fin du mois de Juin dernier, 
les sommes versées au compte de l'ALLEMAGNE à la Banque de FRANCE 
s'élèvent à 256 milliards de francs. A cette contribution fixe se 
sont ajoutés les paiements feits directement au titre du logement 
et du cantonnement des troupes, les travaux dits de remise en état 
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et les dépenses de personnel qui forment aujourd'hui un total de 
13 milliards, 


Enfin, le découvert du clearing franco-allemand est 
actuellement de 1,600.000.000 de reichmarks, soit 32 milliards de 


francs. Ainsi, ce que l'on peut appeler 

représente depuis l'origine Une charge globale de près de 300 mil- 
Harde nettement supérieure à l'ensemble des dépenses intérieures 
françaises pour la même période, 


A cette énome charge financière correspondent des 
prélèvements de produits qui s'étendent à tous les secteurs de 
l'économie française même étrangers aux besoins d'une armée. 


Le Gouvernement peut mettre sar ce point à la dispo» 
sition du Gouvernement. allemand une documentation précise., Il ` 
tient dès maintenant à souligner que ces prélèvements excèdent 
sans conteste ce qu'aureit permis de prévoir la simple définition 
des frais d'occupation et qu'ils ont d'autre n apportó à 
l'économie de guerre allemande une aide fort étendue. 


Placé devant la nécessité de cet effort massif, le 
Gouvernement français n'a pas tenté de l'óluder, Il s'est au 
contraire employé de toutes ses forces à limiter l'inflation et 
à éviter la hausse des prix qui en aurait pourtant rapidement 
atténué la portée, 


Malgré la diminution des facultés productrices du 
pays résul Want des destructions de la guerre, du maintien des 
prisonniers en captivité, de la rigueur et de la durée du blocus, 

il a élargi l'assiette et accru le rendement des impôts. IL s'est 
attaché d'une façon persévérante et malgré les conséquences péni- ~~ 
bles qui pouvaient en résulter pour une partie de la population, 
à réduire les charges de la dette publique et à abaisser le coût 
des emprunts nouveaux. Il s'est appliqué à développer le volume 
de ses emprunts, recourant à la fois à l'énission des bons à court 
ou à moyen terme et à celle d'emprunts consolidés, améliorant sans 
ο:.::. les méthodes Ger lesquelles le pouvoir d'achat correspondant 
aux dópepses publiques peut être résorbé au profit du Trésor. Il ` 
est arrivé ainsi à l'extrême limite des économies qu'il éteit ^ 
possible de réaliser dans une période d'entiére réorganisation du ” 
pays ainsi que des capacités contributives de la nation appauvrie, 


Aussi s'il a pu assurer grace à des ressources nor- 
males la couverture de toutes les dépenses intérieures et d'une 
pertie importante des frais d'occupation a-t-il dû recourir pour 
faire face en entier à ces derniers aux avances de l'Institut 
d'Emission, Celles-ci ont atteint en deux ans 180 milliards. 


Le Gouvernement français n'en a pas moins tout mis 
en oeuvre pour que cette inflation inévitable n'ait pas sur la 
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monnaie et sur les prix toutes les conséquences qu'on pouvait 
craindre, Melgré toutes les difficultés que provocuait au lende- 
main de l'Armistice la confusion jetée dans l'économie de la 
FRANCE par la compagne militaire et par l'exode, par l'arrêt 
brusque des communications et des échanges avec les pays d'outremer, 
par la fixation de la parité du mark à 20 francs français, c'est- 
a-dire ἃ un niveau très supérieur à celui qui eût résulté de la 
perite du pouvoir d'achat des deux monnaies, tous les efforts furent 
aits pour maintenir le plus possible la valeur extérieure et in- 
térieure de la monnsie. La réglementation du contrôle des changes 
fut étendue et renforcée, la législation du contrôle des prix et 
des selaires rendue plus rigide et assortie des services d'exécu- 
tion plus importants, le marché immobilier et les bourses de 
Valeur soumis à des restrictions et à un contrôle administratir 
plus strict. 


Ces mesures n'ont pu aboutir à assurer la stabilisa- 
tion complète des salaires et des prix. Eiles ont du moins rendu 
la hausse des salaires plus lente et plus faible que celle qui 
eurait correspondu normalement aux nouvelles parités monétaires et 
à l'accroissement des moyens de paiement imposés à l'économie fran- 

aise. À l'heure actuelle encore, les prix français sont assez 
oin de s'être alignés sur les prix allemands, 


Ces efforts n'ont pas seulement eu pour but de 
sauvegarder le sort des classes sociales les plus humbles, ils ont 
eu ég'lement pour conséquence de préserver l'ordre économinue sans 
lequel l'ALLEMAGNE n'eurait pu attendre de la FRANCE u'une aide 

 illusoire. 


‚insi depuis l'Armistice, le coût de l'occupation 
allemande s'élève pour La FRANCE à plus de 300 milliaräs, Cette 
somme paraît des plus lourdes pour un pays de 40 millions d'habi- 
tants et il aurait semblé a priori que de longs délais de réglement 
auraient normalement dû être prévus pour que La FRANCE puisse s'en 
acquitter. C'est pourtant en deux ans à peine qu'elle a effectué 
ces ‘versements et cela pendant. une période Ou, coupée de ses prine 
cipales ressources d'approvisionnement en matières premières et 
privée de plus d'un million et demi de ses travailleurs les plus 
actifs, elle devait mettre au ralenti son industrie toute entière. 
En menant à bien cet effort, le Gouvernement français a conscience 
d'avoir epporté au Gouvernement allemand non seulement une preuve 
des plus tangibles de sa bonne volonté, mais aussi une aide puis- 
sante dans le cadre de la solidarité européenne, C'est dans cet 
esprit qu'à son arrivée cu pouvoir, l'actuel Gouvernement n'a pas 
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voulu remettre en cause le principe des versements décadeires et 
qu'il n'a pas hésité, pour faire face aux obligations qui en 
résultaient pour lui, à recourir à nouveau par deux fois aux 
avances de l'Institut d'Emission, Une telle attitude lui était 
également dictée per la confiance qui l'anime dans le réalisme 

du Gouvernement allemand éclairé par sa connaissance exacte des 
possibilités de la FRANCE, Ce réalisme devait, pensait-il, conduire 
le Gouvernement allemand & accorder >» la FRANCE une rédaction subs- 
tantielle du montant du forfeit. 


C'est en effet au prix q'un appsuvrissement profond 
ue la FRANCE a pu payer à l'occupant au cours de ces deux années 
un aussi lourd tribut, Les ressources du pays sont aujourd'hui ró= 

äultes à leur expression la plus simple, ses stocks sont épuisés 

et la masse des disponibilités monétaires que le Gouvernement conti- 
nuerait de mettre à la disposition de l'armée d'occupation si le 
montant du forfait n'était pas revisé, se trouverait dans une di s- 
proportion sans cesse croissante par rapport à celle des pro dui ts 
disponibles. Dans cette situetion, la politique financière et óco- 
nomique que le Gouvernement frengais a adoptée, politique qui peut 
masquer partiellement l'appauvrissement de la FRANCE mais qui ne 
saurait le conjurer, n'aurait plus qu'une efficacité réduite, 


Cette politique que le Gouvernement croit conforme 
à l'intérêt fraagais a toujours reçu l'assentiment des Autorités 
allemandes et ne saurait être contraire aux intérêts de l'occupant. 
Il faut. souligner toutefois que la FRANCE, pays où la propriété est 
plus morcelée qu'en sucun autre et où l'individualisme demeure le | 
ressort essentiel de l'action, ne saurait supporter sans dommage une 
accentuation des mesures de contrainte oui ont été prises en Mas 
tière économique. De telles mesures ont pu retarder passagérement 
la désagrégation de L'économie française sous Le poids d'une charge 
trop lourde pour elle mais leur efficacité ne saurait être indéfi- 
nie et leur multiplication serait tout à fait illusoire pour faire 
face aux difficultés nouvelles qui ne manqueront pas de se produire 
si cette charge n'est pas allégée dans l'avenir, On ne saurait, en 
un mot, lutter durablement contre les symptômes du mal si l'on ne 
cherche d'abord à en atténuer les causes. 


Celles-ci ne sont pas seulement d'ordre matériel; 
elles sont aussi d'oräre psychologique. Le peuple français a fait 
dé4à l'expérience des aventures monétaires. et il est fort averti 
de leurs dangers. Chaque consommateur sait fort bien que le recours 
sux avances de L'Institut d'Enission pour financer Les dépenses de 
l'Etat doit représenter pour lui dans un délai de plus en plus 
bref, une réduction de sa capacité de consommation. C'est là une 
constatation de fait en présence de laquelle le Gouvernement se 
trouve inpuissant et dont Les conséquences ne peuvent que tendre 
à renäre plus imminentes les difficultés auxquelles il creint de 
n'être plus bientôt en état de faire face, Il lui paraît donc 
indispensable, s'il ne veut pas se trouver au seuil du prochain 
hiver en face d'une situation financière économique et sociale 


$4 ` € 
6562 
AA é U ai 





KE 
E 


—— 


désespérée, de cesser pendant un délai aussi long que possible 
d'evoir recours à la Zen de FRANCE. Seule une-réduction-impor- 
tante de l'indemnité d'occupation permettreit d'atteindre ce but. 


Au surplus, l'effet psychologique d'une telle mesure 
ne permettrait pas seulement d'obtenir les résultats techniques que 
Le Gouvernement français estime indispensables à la poursuite de 
sa politique économique et financière; il sereit également d'une 
importance décisive pour faire comprendre à l'opinion frençaise La 
portée de sa politioue européenne. 


Le Gouvernement francais est animé par 1 conviction! 
qu'en cette matière, comme dans beaucoup d'autres, une conci liation 
équitable et complète des intérêts frençeis et des intérêts allemands 
est réalisable et que les uns et les autres seraient au contraire 
atteints si cette conciliation n'était pas menée à bien, 


Veuillez agréer, lonsi eur le 
de me haute consideretion, 
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Betr. Besatzungskosten Frankreich, 


Bezugs a) Note der DW£W Del W 347 g 
vom 16. 10.42, 


b) Besprechung im Handels- 
politischen Ausschuss vom 22,10.42 


und 50.10.42. 
Der Leitende Intendant beim Militirbefehlshaber in Frank 
reich hat gemeldet, dass in der Vergangenheit Lieferungen im Gesant- 
betrag von rund ca, 90 000,000 RM monatlich getätigt worden sind, 
deren Regulierung im deutsch-franzüsischen Verrechnungsverkehr hätte 
erfolgen können, weil die beschafften Güter aus Frankreich ausgeführt 
worden sind, Die nachfolrenden Zahlen rind aus dem bisherigen Monats- 
durchschnitt des Jahres 1942 errechnet und können nur als Anhalt diee 
nen, weil die Aussonderung der nicht für den Bedarf der in Frankreich 
eingesetzten Teile der deutschen Wehrmacht beschafften Güter auf Grund 
der vorhandenen Unterlagen sehr schwierig ist. Es handelt sich im | 
einzelnen um folgende Postens 











































1.) Verpflegungs-und Futtermittel 08ο 11 Mio RM 
2.) Sprituosen, Wein und Sekt 08ο 4 Mic RM 
5.) Truppenrotwein da. 0,6 Mio RM 
4.) Marketenderwaren aller Art ca. 1 Mio RM 
5.) Unterkunftsgerit ca. 16 Mio Mi 
6.) Kraftfahrgerit ca, 3 Mio Mi 
7.) Beschaffungen der Feläzeugstäbe cae 0,4 Mio RM 
8.) Beschaffungen der Luftwaffe ca, 23,5 Mio Mi 
9.) Beschaffungen von Pferden cae 15 Mio RW | 
10.) Ankiufe des Wehrmachtbeschaffungsantsca, 4 Mio RM , 
ll.) Beschaffuhzen der Departenents 

Nord und Pas de Calais ca. 5,5 Mio RM 

2 


x Kriegsrisikoprämien Che c Mio RM A 
15,) Kriegemarine oa. 5$ Mio RM |. 


| Diese Beschaffungen ei og zu den sich aus der an 
Preissteigerung in Frankreich ergebenden Preisen durchgeführt worden. | 
Da die Beschaffungen für Dienststellen ausserhalb Prankreichs erfolgt? 
sind, ist die Regulierung im Wege des deutsch-franzisischen Verrech- 
fangeverkehrs an sich möglich. Besstzunzskos tenmittel sind bisher 
deshalb in Anspruch genommen worden, weil der endgültige Abnehmer der 
Güter im Zeitpunkt der Beschaffung in den meisten Füllen nicht bekannt 
ist, Die Bezahlung und endgültige Buchung der nn __ der 


Beschaffungsstelle in Frankreich, 
Der bisher für die Durchführung des Pauschelclearingvem- 
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b 
fahrens mit Frankreich vorgesehene Betrag von 150 Mio RM kann nh? 
erreicht werden unter Binbeziehung der von der Roges "Rohstoffhandels= ` 
gesellschaft m.b.H." durchgeführten Ankiufe anf dem schwarzen Markt, 
Dagegen sing bisher Bedemken erhoben worden, weil die Weitervcrüuse 
der auf dem S.-Markt beschafften Güter nur mit Verbilligungszuschüssen 
des Reicheministers der Finanzen möglich ist und ‘es nicht vertretbar 
sei, in Höhe der Verbilligungszuschüsse des Reicheministere čer Mnan- 
zen Frankreich gegenüber für einen Warenbezug eine kommerzielle Schuld 
einzugehen, der in Deutschäand einen erheblich geringeren als den aus- 
gegebenen Warenpreis erbringt, Eine Böwahlung der Beschaffungen auf dem 
Schwarzen Markt dürfte jéüoh zum mindesten in Höhe der von der Rogee 


bei der Weiterveräusserung der Güter tatsächlich erzielten Erlöse 
möglich sein, Der Betrag von 150 Mio RM würde, wenn die Roges angehalter 
würde, die bei der Weiterveräusserung der Güter erzielten Erlöse — 
die Verbilligungszuschüsse des Reiches ausgenommen — im deutsch-fran= | 
aösischen Verrechnungsverkehr zu überweisen, nahezu erreicht werden, 
Falls diese Regelung nicht durchftihrbar sein sollte, könnte die 
Durchführung des Pauschalclearingverfahrens auf den Betrag von 90 Mio | 
RM monatlich beschränkt werden, Die französische Regierung misste in | 
diesem Falle entsprechend den Vorschlag @s Reicheministers der Finanzen | 
vom 27.10.1942 verpflichtet werden, den an 150 Mio RM fehlenden Mehr 
betrag in Form von Besatzungekosten bereitzustellen, 

Der im Jahre 1942 aufgetretene Mehrverbrauch an Besetzungskosten 
ist in erster Linieg worauf in den letzten Sitzungen des Handelspoliti- 
schen Ausschusses bereits eingehend hingewiesen worden ist, auf die 
Verminderung der Kaufkraft des Franken zurückzuführen, wobei anzunehmen 
ist, dass diese gegenüber der Zeit von 1940 wenigstens um 1⁄3 abgesunken 
ist. Daneben mussten aug den BesatzungskostenBahlungen in erheblichem 
Umfange geleistet werden, die nicht zur Befriedigung des Bedarfés der 
in Frankreich eingesetzten Teile der deutschen Wehrmacht bestimmt 
Am 15.1, betrug das Besatzungskostenkonto B rund 2 Mia ΒΡ x 
Die Ursache für die Verminderung ergibt sich aus nachfolgender Gegen- 
überstellung: 


a) für Beschaffungen von aus Frankreich ausgeführten 
Gütern für die Zeit vom 1,1.-31,10,42 schätzunge» 
weise 10 x 90 Mio RM 900 Mio RM 


b) an Roges Rohstoffhandelsgesellschaft m.b.H, 
für Beschaffungen auf dem schwarzen Markt Του Mio RM 


e) für Beschaffungen von Devisen durch die Kriegsmarine 
(der Werb der Devisen mittels französischer Pranken 
wer erforderlich zum Ankauf und zur Ausbesserung von 
Handelsschiffen in spanischen Häfen, Diese Handels. | 
schiffe sollen der Versorgung der Panzerarmee Rommel 
in Afrika dienen), | 40 Mio RH 
Ral d ? AFO 
3r àf 


265 50 ha κα, 


| 








=> Fa I1 -p$ 
| 3] 
Erstattung an AusweAmt (Syrienabrechnung) 4 Mio RM 


Unterhaltszahlunren zugunsten der Familien von in 
Deutschland eingesetzten französischen Arbeitern 1,5 Mio RM 


Sonderbeauftragter Rum'nken 1,5 Hio RM 

Kosten für den Ausbau der Wohnuncen für die Direk- 

toren französischer Pulverfabriken 0,2 Mio RM 
1647___Mio_ RM 


Es ergibt sich demnach, dacs die Verminderung der Besatzungs- 
kostenreserven von 3000 Mio BM per 15.1.1942 in erster Linie auf die 
Aufwendungen für besatzungsfremde Zwecke zurückzuführen ist, Denn in 
der vorstehenden Aufstellung sim auch noch die nach Frankreich ver 
brachten Reichskreditkassenscheine unberücksichtigt geblieben, Von 


diesen ict vermutlich ein nicht vnerkeblicher Teil durch nach Frank- 
reich verlegte Truppenteile, sondern zur Durchführung von zur Ausfuhr 
aus Frankreich bestimmten Beschaffungen eingeführt worden) Hiernach 
ict anzunehmen, dass die Bedürfnisse der in Frankreich eingesetzten 


Teile der Wehrmacht bisher im crossen und ganzen aus den von der 
französischen Regierung monatlich bereitgestellten Abschlagszahlungen 
von 450 Mio RE hätten rodec-t werden können, Im übrigen wird darauf 
hingewiesen, dass Sin erheblicher Teil der vorstehend angegebenen 
besatzungsfrenden Ausgeben, insbesondere die Aufwendungen für Bee 
schaffungen auf dem 3,-NMarkt und fir die französischen Lebensmittel» 
lieferungen soweit sie nicht für die eigentlichen Besatzungstruppen 
bestimnt waren, nicht vom Oberkommando der Wehrmacht veranlasst 
worden sind, 
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dies als notwendig orveisen sollte, Stantenszretär Körner 
hat mir dabei mitgeteilt, dass der Herr loíchsmarschall beroit: 
ntschlues nd eben haben, die Schuarskeutexti 
ils absustell 
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Abschrift 
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I. 


Die derzeitige Beurteilung der Leistungsfähigkeit Frankreichs 
kann nur auf eine begrenste Zeit, etwa auf ein Jahr, abgestellt wer- 
den, auch wenn der Krieg noch länger dauérn sollte. Pur eine Beur- 
teilung auf längere Zeit sind die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
hinreichend konsolidiert, ; 

Ale die Leistungsfühigkeit mindernde Faktoren sind bei Prank- 
reich zu berücksichtigen; die bisherige Belastung mit französischen 
Kriegsausgaben und deutschen Besatzungskosten (269 Mrd.ffre einer- 
seits und mehr als 15 Mrd RM andererseits), die damit verbundene 
Aushöhlung der Wirtschaft, das Brachliegen wirtschaftlicher Produ- 
tionsmöglichkeiten wegen Rohstoffmangels, der Awfall eines geregel- 
ten internationalen Güteraustausches, die Fragwürdigkeit des Wäh- 
rungsverhuitnisses des Franken zu den übrigen Währungen, außerdem 
‚der Verlust von Blsaß und lokhringen, die Abschnürung Frankreichs 

von jetzt allen seinen tiberseeiechen Besitzungen, die Abtrennung 
der Verwaltung der bei den Nordprovinzen des Matterlandes, der Ver- 
lust der Arbeitskraft von noch 1,2 Mio Kriegsgefangenen u.a, 

Diese die Leistungsfühigkeit Frankreichs mindernden Paktoren 
sind teilweise auch bei anderen Ländern, aber dem Grade nach ver- 
schieden aufgetreten, teilweise treffen sie auf solche nicht zu. 
Daher führen Vergleiche zwischen Prankreich und anderen Ländern, 
euch kriegfiihrenden Ländern, leicht zu irreführenden Ergebnissen, 
ganz abgosehen davon, daß in Frankreich die psychologische Einstel- 
lung der Bevölkerung zur Opferbereitschaft für den deutschen Sieg 
fehlt. 

II. 
1. Die Gesmtbelastung Frankreichs | 

Die Höhe der Belastung für deutsche Zwecke, die jetzt Prank- 
reich zugemutet werden soll, stellt sich, auf ein Jahr gerechnet 


oder geschätzt, wie folgt: 


Besatsungskosten (ohne besatzungskostenfremde 
Ausgaben) 22,5 Mio RM = 450 Mio ffrs x 364 = 165,8 Mrd ffre 


Durch Verrechnung über Clearing: 
Auftragsverlagerung usw, es? m 
Besatzungskostenfremde Ausgaben Er " 3 
Quartierleistungen o RS ge 


Schwarzkäufe Veltjens ματ Ν᾽; 


inegesantt 247 Med fPra 
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Hervorsuheben ist, daß es sich hierbei ausschließlich um AUS- 

gaben in ffrs innerhalb Prankreichs handelt, die Schwächung der 
französischen Währung mithin dadurch nach außen nicht unnittel- 
bar in Erscheinung tritt. Transferiert werden davon nur dis Waren 
des Clearing und die Schwarzkäufe, zusammen immerhin 75,2 Mrd ffrse 
3,66 Mrd RM (Deutschlande höchster Sachleistungstransfer eines Jah- 
res an sämtliche Alliierte belief sich unter dem Dawes- ilan einmal 
auf rd 1 Mrd RM, die gesamte, im wesentlichen allerdings in Devi- 
sen sahlbare Young-Annuität im Durchschnitt auf nur 2 Mrd RM).Die 
entëtehende Clearingforderung bedeutet für Frankreich keine Entla- 
stung, da sie jedenfalls vorläufig durch deutsche Varenlieferungen 
nicht abgedeckt werden kann. 

Neben d erBelastung für deutsche Zwecke hat Frankreich fur e eigen 
Zwecke im laufenden Jahr im ordentlichen und außerordentlichen — 
halt Ausgaben in Höhe von 138 Mrd ffre vorgesehen, 

Die Gesamtbelastung Frankreichs während sines Jahres wiirde sich 
danach auf 247 + 158 = 585 Mra ffrs stellen. 

Diesen Gesamtausgaben stehen Steuereinnahmen im Jahr 1942 in 

‚Höhe von nur 90 Mrd ffrs oder noch nicht ein Viertel der Gesamtsum- 
me gegenüber. 295 Mrd ffrs muß mithin Frankreich gegenwärtig im We- 
-ge_ des Kredits oder durch Vers: 'huldung gegenüber der Banyue de 
France, also insoweit durch Notendruck aufbringen, 
er Verhältnis de igiachen Gesa thedarfs zum Volkseinko 


ma 


Das jährliche Volkseinkommen ist im Jahr 1938 auf 267 Mrd ffres 
und 1940 von französischen Professor Laufenburger auf 360 Nrd ffre ge- 
schitect worden, Wenn auch letztere Schätzung, die bei Annahme von 
40 Mio Köpfen des Mutterlandes auf den Kopf aur 9000 frs = 450 RM 

| Jahreseinkommen ergeben würde, jetzt als zu niedrig anzusehen ist 
und daher, mit Rückeicht auf die inzwischen eingetretene Verringerung 
der Kaufkraft des ffr um 60 Z zu erhöhen ist, so würde sich ein Íe- 
‚trag von 576 Mrd {ένα ergeben, Dieser ist wiederum wegen der die Lei- 
| stungefühigkeit mindernüon Faktoren (Verlust von älsaß und Lothringen 
usw.) um schätzungsweise mindestens 25 % zu kürzen. Alsdann erzgibi 
sich ein derseitiges Volkseinkommen von 452 Urà ffrs, Einen solchen 
Volkseinkommen würde mithin der oben angegebene Bedarf der öffent- 
lichen Hand in Hôhe von 385 Ἠτᾶ ffre gegenüberstehen. Der sich erge- 
: bende Prosentsatz von 89 % ist zwar nicht viel anders ale im Reich 
und in Großbritannien, aber die Bevölkerung beider Länder ist besser 
diszipliniert als die französische und glaubt an ihren Sieg. 


e HERD 


Der 
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Der Vergleich der Höhe des Gesantbedarfs und des Volkseinkon- 


mens Frankreich zeigt jedenfalls, daß die Grenze der finanziellen 
Leistungsfühigkeit mit der deutschen Forderung von 247 Mra und dem fran- 
sösischen Ligenbedur£f von 128 Mrd ffrs erreicht, wenn nicht schon über- 
schritten ist. | NS 
Auf den naheliegenden Hinweis, das Frankreich, weñn en mgoh im 
Kriege ere, eine höhere Belastung tragen würde und mißte, ist zu er- 
widern, daß sich Frankreichs Krisgskosten, wie bereits erwähnt, und 
zwar in der Zeit vom l. September 1959 bis 30, September 1940 nur auf 
264 Mrd ffre oder 73 Z des damaligen Volkseinkommens von 360 Mrd ffrs 
belaufen haben, und eine offene Prage ist, in welchem Ausmaß Frankreich 
in einem solchen Falle wirtschaftliche und ENER Hilfe von seinen 
Verbündeten erhalten haben würde. 
A, Der Notenumlauf 
Der Hotenumlauf stieg 
von 31.August 1959 mit 125 Mra. ffrs | 
zum 20.Juni 1940 mit 175 Mrd ffrs um 52 Mrd ffre. (während der griega 


Se 
gum 31, Desember 1940 auf 221 Mra ffrs um 46 ta ffre (in etwa 6 w-| 


nate 
sum 31. Dezember 1941 auf 270 Mrd être um 59 Mrd ffrs (in einen Jahr) 
sum 29. Oktober 1942 auf 349 Nra ffro um 79 Mrd ffro (in otwa 10 Mo-i 
daten). m 
DerNotenumlauf ist mithin gegen! iber der Yorkriegoneit fast auf 
das Droifache gestiegen, Diese Steigerung ist alarmierend. Dabei ist 


das Währungsgebiet des ffre durch den Wegfall von Elsaß und — — 
kleiner geworden. 


d 


Obige Übersicht betr. Prankrofoh zeigt ένο, daß die “Stel be 
besonders stark in den sechs Monaten nach Kriegsende und dann wieder 
im Jahre 1942 war. Dabei ist der Rythmus im Jahre 1942 zunehmend; die 
Steigerung betrug im ersten Vierteljahr 12,7, im zweiten Vierteljahr 
21,6, im dritten Vierteljahr 30 und in 29 Tagen des Oktobers allein 
14,5 Mrd ffrs. Dies bedeutet, daß die | Französische Regierung immor wee 
niger in der Lage ist, die benötigten ffre im lage der Steuern und der 


Kreditabschürfung zu beschaffen, vielmehr immer auf die Notenpresse sü- | 


rückgreifen muß. Hierin, nicht in der absaluten, Höhe der Ausgaben, liegt 
der entachsiäende Moment für die Inflation. 2 


Es sei acch darauf hingewiesen, daß der Notenumlauf in Griechen- 


. Land von 21 Mrd am 30.April 1941 auf 68 Mrd Drachmen ET I 1942, 


also auf etwas mehr als das Dreifache gestiegen war und daß bald nach 


‚loisterem 
Q 16539 


H4380-0142 





EURE 1741=PS /37 yt 


fe tatered Sii tpaikt die bekannten, nicht mehr aufzuhaltenden Sohwie- 
rigkeiten im griechischen Wirtechafts- und Wihrungssystem einsetzten, 
beispielsweise der Notenumlauf daselbst bis zum 31.0kteber 1942, also 
in nur sechs Monaten auf 238 Mrd Drachmen anstieg. Auch in Griechen- 
land mißlang es, die Kaufkraft (Staate- und Kriogsausgaben) durch 
Steuern und Kredite abzuschöpfen, | 
4. Die Stasteschuld 
Die Staatsschulä Frankreichs ist von 446 Mrd ffrs am 31.Aucust 
1959 auf 1030 Mrd ffrs, also beträchtlich gestiegen. Dies ist indos- 
sen unter den derzeitigen V rhältnissen weniger besorniserregend, zu 
mal es der Französischen Regierung gelungen ist, den Zinssatz der Ver- 
schuldung wesentlich zu senken, sodaß sich haushaltsmäßig die Nehr- 
belastung nicht besonders auswirkt. Die Steigerung der staatlichen 
erschuldunz ist übrigens verhältnismäßig nicht wesentlich niedri- 
e „la Z.B. in Großbritannien, dagegen beträchtlich geringer als 
in Deutschland, | — 
5. Dam :rgebnis * 
Insbesondere das Verhältnis cam Volkseinkommen und die Entwick- 
lung des Notanumlaufs zeigen nach Vorstehenden, daß Frankreichs Wirt- 
schafts- und Wihrungesyetem durch die deutsche Forderung der Besat- 
sungekosten usw. bei Berücksichtigung eines eigenen Bedarfs minde- 
Stens gefährdet ist, und daß daher, soweit als möglich, alles getan 
werden sollte, um Frankreichs Lage zu erleichtern, und auf eins bes- 
sere Deckung dor Ausgaben hiaguwirken,. 
III. | d 
Zur Abhilfe bieten sich unter den heutigen Verhältnissen drei Nög- 
lichkeiten, die jede für sich, soweit angüngig, restlos σσ 


᾽ ἈΝ solltens 
Einschränkung des Gesamtbedarfs, 


schifste Heranziehung der Bevölkerung zur Deckung des 
Gesamtbedarfs, | 


strengste Durchführung der Preiskontrolle. 
1. Einschränkung des Geszmtbedarfs; | 
a) des Bedarfs für deutsche Zwecke, | 
Die Einschrärkung des Gesamtbedarfs für deutsche Zwecke muß sich 
notgedrungen auf die Ausgaben beschränken, die nicht unbedingt kriege- 
notwendig sind. Der Berechnung der eigentlichen Besatzungskosten mit 
165,8 Mrd ffre lie,on die Angaben Ger Deutschen Wehrmacht zugrunde, 
Die Bemühungen, sie durch weitere Sparmaßnahmen und Maßnahmen zur Aug- 
schaltung des !iaescn-Ausverkaufs zu ermäßigen, miissen fortgeseizt wer- 
den, 
16590 
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“Gene Über den Erfolg solcher Bemüh-angen läßt sich allerdings Hl 

nichts sagen. 

Die Auftragsverlagerung wird kaum wesentlich eingeschränkt 
werden können. | TN 

Dagegen sollten in Zukunft alle Ausgaben fir besatsungskosten- 
fremde Zwécke und die SohwarskHufe völlig unterbleiben, Die Sohwarz- 
küufe sind jedenfalls nicht so kriegswichtig, daß dafür der völli- 
ge Zusammenbruch von Frankreichs Währung und Wirtschaft in Kauf ge- 
nommen werden könnte. Die sofortige -instellung der deutschen 
Schwarskiufe ist auch aus den bekannten anderen Gr nden geboten.Lie 
weitere Beibehaltung des >chwarzhandels in ‘rankreich wäre wegen 
seiner Tendens zu weiterer Ausbreitung die vielleicht größte Gefahr 
für Währung und irtscheft. 

blées Dedarfe für französische Zwecke. | 

Im französischen laushalt sind m.5. Einsparungen auf der ‘us- 
gabenseite möglich, auch wenn sie sich nicht besondere auswirken 
werden, So können die verhältnismäßig hohen Ausgaben für die fran- 
sösische Wehrmacht gedrosselt werden, jetzt auch wegen der Demobi- 
lisierung eines Teils der Truppe. Ferner kommen wegen der Absohntus 
rung Frankreichs von den Überseeischen Besitzungen auch die Ausgaben 
für diese in Wegfall. Allerdings fallen auch einige Baushaltseinnah- 
men ausbersse hinweg. 


Fran-reich hat bisher auf steuerlichen Gebiet keine wesentlichen 
Anstrengungen gemacht. Die Abschöpfung der zusätzlichen Kaufkraft 
durch Steuern ist als Mafinahme gegen die Infaltion in allen Län- 
dern von gr5Bter Bedeutung. 

| | Die Steuereinnahmen Frankreichs haben sich wie folgt entwickelts 
® 1938 53,6 Mrd, ffrs = 3,7 Mrd, RM 

1939 61,6 " 2:0, Pr. 

1940 62,3 " == 3,0 " N 

1941 72 » - À Mee ? 

1942 90 3 Om RAP ZE 

Diese Zahlen zeigen, daß das Aufkommen dem wirklichen erhöhten 
Einkommen nicht gefolgt ist. Die jetzt vom frangésischen finanzmini- 
sterium dem Militärbefehishaber vorgelegten Gesetsentwürfe stellen x 
gleichfalls keine durchgreifende Steuerreform dar. Sie sollen einen 
Mehrbetrag von 25 Mrd. ffre bringen. Neben einer “rhthung der tuer- 
sitse, insbesondere der direkten Steuern, ist vor allem eine schärfer 
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If d Erfassung der Steuern notwendig. 

Auch für die Behandlung der Steuerfrage ist vou fichtig- 
keit, das der deutsche Schwarzhandel eingestellt wird. Schwarz- 
händler bezahlen keine Steuern, und den deutschen Unterhiindlera : 
ist bisher bei den einschlägigen Zrórterungen von französischer 
Seite immer wieder entgegengehalten worden, daß ebenso wenig wie 
auf dem Gebiete der Preiskontrolle auch auf steuerlichem Gebiet 
fransüsischerseits entschieden durchgegriffen werden kann, 50 
lange ein wesentlicher Teil desSchwarzhandels von à en deutschen 
Behörden gedeckt wiirde. Wird der deutsche Schwarzkandel in Zu- 
kunft restlos eingestellt, so kann von der Französischen “e;ie- 
rung auch strengste Bestrafung des französischen Schwarzhundels 
gefordert und damit auch dieser zurückgedrängt werden, und zwar 
mit der Pole, höherer Steuereingänge. 

Neben der Abschöpfung zusätzlicher Kaufkraft durch Steuern 
wird in Frankreich auch eine stärkere sweckentsprechende “bechip= 
fung durch Kredit erzwungen werd or müssen, 
3.Streneste Durc G 249 Preiskc » (und des lohnstop) 
schließlich ist gleichfalls anerkanutermaßen bei Bekiimpfung von 
Inflationstendensen unerläßlich. 
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la protection de la partie jusqu'à 
métropolitaine et de la Tunisie, apre 
|, la Wehrmacht doit faire face A des 
sires pour le ravitaillement des troupes et pour l'exé- 
ructions stratégiques dans la zone nouvellement occupée, 


squ'à present A RM, 150 


nses journalières de la ehrmacht en zone anciennement 
uis un certain temps en moyenne jusqu'à RM. 
nt été couvertes jusqu'à présent, dans la me- 
les versements d'acomptes journaliers sur 
sbit du compte des frais d'occupation. Aus 
il ne reste plus qu'une réserve d'en- 
‚aisse et de couverture montant des dépenses s'éxplique pour une 
nartie essentielle par la hausse des prix, amenant une forte dév&lu&- 


tion des acomptes sur les ‘ais d'occupation. 


sulte pour le Gouvernement Frangais la nécessité 
d'augmenter le rsements d'ecomptes aux frais d'occupation à partir 
du ll novembre 1942 d'au moins RM. 10 Millions par jour, au titre de 
contribution A la défense des côtes françaises de la Méditerranée et 


pour le ravitaillement des troupes d'occupation. 


ion des prestations financières françaises exige, 
afin de maintenir une situation stable de l'économie et de la monnaie, 
et pour éviter une continuation de la dévaluation en France, des mesu= 
res efficaces, surtout dans le domaine des finences, de le monnaie et 
des prix. L'Allemagne, en tant Q puissance occupante et bénéficiaire 
des versements d'acomptes s Les frais d'occupetion, ainsi que par 
suite de la liaison très étroite des économies allemande et française, 
réalisée librenent en vue ce ‘canisation d'un nouvel espace europé- 


en, y est inter ssée dans la même mesure que la France, 


n 


1 est par conséquent dans l'intérêt bien compris des deux 
parties de collaborer étroitement ἘΠ la fixation et l'exécution des 
mesures nécessaires pour maintenir une situation stable dans le domaine 
des finances, de la monnaie et de l'économie. À cette fin, le Gouver= 
nement Allemand déleruere auprès cu Gouvernemént Français son conseil- 
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Gouver- 


Tl mura pour mission de conseiller le 


ler plénirotentiaire. 


nement Français au sujet de toutes les mesures s'y rapportant et d'en 


assurer l'exécution. 


paris, le 15 decembre 
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I, Dureh die Übernahme des Schutzes auch des bisher 
unbesetzten Französischen Mutterlandes und Tunesiens nach 
den Ereignissen in Nordafrika erwachsen dep deutschen 
Wehrmacht für die Truppenversorgung und für die Durchführung 
strategischer Bauten im neubesetzten Gebiet zusätzliche 
Aufwendungen, Gis sich nach den bisherigen Feststellungen 
auf monatlich RM 150 Mio belaufen, 

Die taglichen Aufwendungen fer Wehrmacht im altbesetzten 
Gebiet allein belaufen sich bereits seit einem längeren 
Zeitraum durchschnittlich bis zu RM 25 Mo täglich und 
sind, soweit sie die taglichen Besat zungskost ensahlungen 
von RM 15 Mic übebstieren, bisher aus dem Bosatzungskosten- 
gutheben bestritten worden, Dieses ist jetzt bis auf eine 
Kassen- und Deckungsreserve erschorft. Die Höhe der Ausgaben 
erklärt sich zu einem wesentlichen Teil aus der Prois- | 
steirerung, die zu einer starken Entwortung der Besatzungs- 
kostenzahlunren geführt hat, 

Danach ergibt sich die Notwendigkeit, dass die Franzo- 
sische Regierung als Beitrag fur die Verteidigung der fran- 
808 schen Mittelmserküsten und zur Verscrgung der Besatzungs- 
tropper aie bisherigen Besntz: neskortensahlungen mit Wirkung 
vom 11.Novenmter 1942 an um mindestens RA 10 Mio täglich 
erhöht. 


II. Die Erhöhung der französischen finanziellen Leistun- 
gen erfordert zur Aufpechterhaältung georünetem Wirtschafts» 
und Wöhrungsverhältnisse un? zur Vermeidung einep weiteren 
Geldentwertung in Frankreich wirksame Macsnahmen, vor allen 
suf dem Finanz-, währungs- und Preisgebiet, Hieran ist 
Deutsch-1end als Besatzungsmacht und Em:fancer der Besat- 
zungokostenzahlungen und infolge dep freiwillig epsielten 

ss 


M " 
24 165. + 
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weitechenden Verfleehtung der deutschen und französischen 
Wirtschaft zum Aufbau eines neuen eurc; &isehen Rauns 
in gleicher Weise wie Frankreich beteiligt, 

Es liegt daher im wohlverstandenen beiderseitigen 
Interesse, dass beide Teile bei der Anordnung und Duri- 
fuhr ng der erforderlichen Massnahnen gur Erhaltung ge- 
ordneter Finanz wehrunes= und Virtschaftsverhältnisse 
eng zusammenarbeiten. Hierfür stellt Ale Deutsche Regie- 
rung ihren bevollmächtigten Berater der Pranzösischen 
Regierung zur Verfügung, Seine Aufrahe wird es sein, 

Aie Französische Regierung hinsichtlich aller 441660 οσΏρ- 
lich erforderlich erscheinender Massnahnen zu beraten 
und deren Durchführung sicherzusteilen. 


Péris, den 15.pezember 1942 
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Le 12 Janvier 1943. 
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A Son Excellence, Monsieur HEMMEN, 


Ministre Plénipotentiaire 


Délégation Allemande d'Armistice pour 
l'Economie. 


— / 


Monsieur le Ministre, 


A la date du 15 décembre 1942, le Gou- 
vernement Allemand m'a fait demander par votre in- 
termédiaire que les versements d'acomptes pour les 
frais d'occupation soient, augmentés de dix millions 
de RM (200 millions de francs frangais), ce qui por- 
terait le total des a c omp tes journaliers & 25 mil- 
lions de RM contre 15 millions, soit 500 millions de 
francs francais contre 300. 


Au cours de notre entretien, tenu ce même 
jour, 15 décembre, à l'Ambassade d'Allemagne, je vous 
ai indiqué : 


D'une part, que ces versements dépassaient 
la capacité de paiement de la France; qu'ils oblige- 
raient le Gouxernement Français à couvrir cette aug- 
mentation par des avances de la Banque de France, et | 
risquaient, par conséquent, de compromettre définiti- 
vement la monnaie francaise; 
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d'autre part, que les versements de la 
France débordaient la notion des frais d'occupation 
et constituaient en réalité une contribution finan- 
cière de la France à la défende en commun de l'Europe: 


que, dans une volonté de collaboration, et 
pour apporter dans les circonstances actuelles un con- 
gours effectif à l'effort de guerre de l'Allemagne, 
j'acceptais ces versements supplémentaires. 


En formlant votre demande de majoration, 
vous aviez déclaré qu'une coopération étroite devait 
s'instituer entre nos deux Pays pour rechercher et ap- 
pliquer en commun les mesures destinées à assurer la 
stabilité de la monnaie et de l'économie françaises. 
Vous m' aviez indiqué à ce propos que le Gouvernement 
Allemand délèguerait auprès du Gouvernement Francais 
un plénipotentiaire ayant pour mission de dent oor 
le Gouvernement Frangais. 


Je me suis déclaré prêt, dans le domaine 
financier comme dans tous les autres, à une étroite 
collaboration, mais j'ai écarté formellement l'insti- 
tution d'un Conseiller financier, qui porterait attein- 
te à l'autorité du Gouvernement Français et qui risque- 
rait de ruiner la confiance des épargnants. 


A la suite de notre échange de vues du 15 
décembre, je vous ai annoncé mon intention de préciser 
le point de vue de mon Gouvernement dans une note, et 
je considerais que la conversation se poursuivrait 

pour fixer les modalités du régime nouveau des frais 
d'occupation. 


Il y a lieu d'observer en effet que les 
acomptes journaliers, faisant l'objet de la demande de 
majoration formulée pez. vous le 15 décembre, ne repré 
sentent pas la totalité des charges financières incom- 
bant à mon Pays. La France, en sus des acomptes, sup= 
porte les frais de logement et de cantonnement des 
troupes allemandes dans la zone occupée, ainsi que les 
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avances affectées au fonctionnement du clearing 
franc o—-al 1 emand. 


Je vous avais en outre indiqué, dès notre 
conversation du 15 décembre, qu'on pouvait prévoir 
une demnde du Gouvernement Italien. Depuis cette 
époque, bien que la Convention d'Armistice Franco-— 
Italienne ne mette pas à la charge de la France une 
participation à l'entretien des troupes d'occupation 
italiennes, le Gouvernement Italien a formulé une 
demande d'avances. 


J'estime enfin que les versements des acomp- 
tes journaliers, du jour où ils seront portés à 25 
millions de RM, soit 500 millions de france français, 
devront comprendre l'intégralité des charges incombant 
ἃ la France du fait tant de l'occupation que de l'ac- 
cord du clearing,et en tenant compte des avances qui 
pourront être éventuellement consenties au Gouvernement 
Italien. 


Aucune conversation n'a pu avoir lieu depuis 
le mois de décembre; je considére qu'une négociation 
sur ces différents points est indispensable et doit 
être poursuivie sans retard. | 


En attendant que ces négociations aient pu 
aboutir à l'accord nécessaire, je vous indique que 
j'accepte dès maintenant, dans les conditions que je 
Viens de préciser, de porter à titre provisionnel, à 
compter du mois de Janvier 1943, le montant de 
l'acompte journalier à 25 millions de RM, soit 500 
millions àe francs français. 


Le Gouvernement Français va prendre immé- 
dia tement les dispositions pour faire face, sur cette 
base, aux nouveaux paiements qui lui ont été rétlamés 
et notamment pour compléter prochainement le verse- 
-ment fait encore, le 11 janvier 1943, sur la base 
de l'ancien taux. 


Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, 
l'assurance de ma haute considération. - 


(be A 
B geom — 


H4380-0153 








H4380-0154 


ARA: IT ΣΤΡ P 





t1 4 oe 
H4380-0155 Í 


itündire 1 iltnisue der französlschen 


— ina 


ind Wirtechaft sich tollen, | heten mir diestes 


— te M 
— co — — 
— 


— 
ö— ſ — — — — — 


W Le e 5 


tene 
— — 
3% wie 
enarbeit bereit 
anzberatere au 
ensicischen kee 


ins Vertrauen 


augohes von 15, 
exündigt, den Standpunkt | 
Note genau u umreißen, und ich war | 
preche zu ατ]οι der Linz 


, rizeiührt würde, 
kemmeren 
' " 


IN ebracht, darauf hinzuweisen, 


Te ici ver ong tand ae: von | 
| 


Τὰ. auf Em LI 
hunde etragse- 
den Abschlagszahlun;.eg 
cnterbringun: und 
besetzten G biet, sowie die 
verkehr seloisteten Vom 


den bereits in unserer Aus» 
man eine Forde ung der 
e, Seit jener Zeit hat die 
ft Vorschiisse 


f_enstilis 


sie auf 
cer. erhöht 
«sl ole 


LI va 








taie QT Ai Me 


segebenenfal)s der (fe "ien? 
ewihrt werda? können, 


Vorschisse, welche 


61 


stattlinde: 


vin der Ansicht, daß eine 


or dies nentbehriich ist 
110! 


MUS € πη 


ver: 


— —— EE, 


w— sx w wf" 
7 vorläufi:e 


illionen 


— 


H4380-0156 








741-PS /40 Fk — TT VEM tee 
& TAS | ad Ltd SEET 


e "ET, < 
σῶν 


- Woe 


` $ " 

dim al ` Ft ic 
τοι ους 
a À 4- 

` š ` ) 
αν er ven 


Licht ere 


σ von 
Vm ~ gelt 
MLO TTTS 


H4380-0157 








| 
| 
| 
< 
| 
d 
| 


Wf 











IL 





1741-FPS /4 0 


16607 


H4380-0160 





4380-0161 


geen | za 
| gernídeeibttetie x. 


Rernfdreibname Laufende Nr. 


Angenommen A A4 οι) 


burd: ......... | Re « 


Bermerke: 


Diefer Teil wird von der Fernidreib-Stelle ausgefüllt. 


Fernſchreiben 
Pofttelegramm won 


Fernfprud 


CATION HEMMEN 


Ve «Ὁ... UND 836 


d 
= 
e 
2 
= | 
d 


GELEISTETEN 
IEN VAN UNS LEBEN 
IES STANDES -BES S 


DEENEN ee 


MEHRBELASTUNG t BLUE DURCH 


_ 


IENTSCHEN WE HRMACR MIRE 2 

RAUMES l ne ΓΕΝ IST; 
, WON FRANZ RE BIERUNG 
AGTEN ZAHLUNGEN- AUFr DAS 
EGIERUNG EINWENDUNGEN 


μμ. OHNE 


DAS DAS DEUTSCHE 
| Aq [4 N d | C | ] ZIE N Wm. "rk 
NF ALL 3 KOPNNEN 


uit 
DDE KI d 
29 11 


ANGESCHLOSSEN NAT, 


RESTLAGHEN «ἂν ΕΦ 








1741-PS/41 





ΗΠ 


Bernichreibname Laufende Nr. 


b " d : k. | Az ' LU) N 
T 
| _ - I WX à “À - N ` pe h) í - . net — | AMEN 11 fT Al lave “δ La « HINI] 
do: n 11 At Ë. IN | Y BINDUNI 111 -- Fe 1. ib | RIE ο we EE 
| 


E| BESATZUNGSSCHAEDEN 6 
H WERDEN. EICHSFINANZMINT® R LUM ΒΕΤΤΕΊ 


υπ 
Za 
ο» 
— 
^m 


| z à; : P n” A "s z | une all = Tn r+ C f c 

1322 DARAUF- HENZUWEISEN: ODA d TREIER SECOSSA 
d ΑΕΙ DEN VERHANDLUNGEN DES DELEGIERTEN DERIREICHSREGIERUNG 
Ë 


k —— Ze 
FUER WIRTSCHAF ID FINANZFI Ν΄: UEBER DA: 


` απ. ` . 7 Al L 





"E 


LALIENISGHEN 


e — 
(Y N 
T ms em | 
ry ÁJ 
73 > 
> | < 
-< my 
Aj - 
jap rr 
ww 85 
en WE 
n 
-æ 
e 
- eg 
Ca 
d 
. 





"+ HABEN, BPFTE BERICHT VEBER AUFNAHME. IHRER. DEMARCI 





ΛΞ wama Sinner i ` 


Bermerte für Beförderung (vom Abfender auszufüllen) 


Berimmungsort 








ο .-ϱουωυν ο ο... 


err πλ EI ZZ 





:-ὄἜ Ἢ ΗΤΟ ΤΊΣ 


ΕΕ στ το 


bç 466049. — Y 


Nicht zu übermitteln : | EXC | | | x 
| 
Wed Bernipreb-2nibluf des Aufgebers 


Beftel Nr. HA it: Er XII Wiesbaden 


H4380-0162 





eg III 


H4380-0163 
Rernidreibname Laufende Nr. 


1 9. JUNI 1944 
"Ertel. 


butd: oo — x x A Wen ; | pi - 20? 


—* fa: 
. Bermerfe: 


Fernjchreiben 
Pofttelegramm yon 


Ferniprud 


Dieter Teil wird von der Fernfdreib-Stelle ausgefüllt. 


Nr. 59 von 15 


Auf ον νε σον 1785 von 5.Juni und Drahtbericht NrsTO 
im edet Juni... 
Wir sind im Einvernehmen mit οπή. SN H und W iN - 
sowie Rei hsfinanzminis er ium mit Aufnahme der von Jhnen 
ο... nen Verhe lüngen einverstanden. Reichsfinans- © 
„ministerium bitte+.dabei..in. brkenntnis Tatsache, 1258 wir” 
„aller Voraussioht nach in kurzer Zeit doch an Französische . 
Regierung wegen Erhöhung Besatzungskösten heranzutreten 
endtizt sein werden, Verhäardiungen’eo zu führen, "dass mn 
gsrundsätztich- Frage Erhöhune- Zahlungen Nicht verbant- wird. 
und zum Ausdrbek zu bringen, dass eB sieh nur um einlei= 


tende Verha idlungen : zur Abhilfe techniach ier 99) wierigkei ten 


hi andelt. 


ee 
Acht zu übermitteln: 


` Unterfcpeifi des Aufgebers RecniprecyAnfcblug des Aufgebere 


Beftell-Rr. 849. Wir.- Dr, XH Wiesbaden 





1741-PS /43 


Ἧι VD 4 


E 


gr 


n p € 
gef, 10.6. 8 


" 


den Vor 
Deutschen 


Ihnen 
' 
zehlun 
voravs σι entı 


ner Note vom 


Zwar |l 
eo el, 
1944 haben dem- 


ryo "r9 1 NM +: 


D 


A rs 


nehrmach en-h e gegebenen 


` 71 
*? 


H4380-0 164 








1741-PS /43 


"P 
A > 


da die !öhe des 


brückung der beid 


H4380-0 165 


jie Uber- 


‘termine nicht 


den Ausdruck meiner 


yy, x 





2 Mise des à 22 Z? ee. DD, y he 23 JUWN4944 — 
: Cabinet due Minisite 2 / See: 
> Lap c? / 
PH Ze > ax. 


Granit WE 5 
Me ilt 


Mons 


ux | 7 We ND 


J’ai l’honneur de vous confirmer les conclusions de 
notre entretien du 21 juin : 


Les versements des frais d’occupation qui, jusqu’à 
présent, étaient effectués par décadeset d’avance, seront 
faits, provisoirement, pour tenir compte des circonstances 
actuelles, par mois et d’avance le £l de chaque mois. 


Il sera procédé le 25 juin prochain à un réglement 
qui, compte tenu du versement effectué le 21 juin, couvrira 
la période mensuelle du Zl juin au 20 juillet. A partir du 
21 juillet, il sera fait des versements mensuels et d’avan- 
ce au taux antérieurement prévu. 


Ces nouvelles modalités de règlement ont été adoptées 
en raison des circonstances exceptionnelles qui justifient 
la demande que vous m’avez adressée par note du 19 juin. Ei- 
les imposent à la trésorerie française de nouvelles charges 
à un moment où la situation monétaire m’inspire, vous le sa- 
vez, les apprehensions les plus vives, | 


Je compte donc que le régime des versements decadal- 
| res sera rétabli dès qu’il sera possible. 


~Q Veuillez agréer, Monsieur le Ministre, 1’assurance 
de ma haute considération. 


Ministre plénipotentiaire 
Président de la Délégation allemande d'armistice 
pour l?Economie 
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Übersetzung 
Finanzministerium 
das Paris, den 23.Juni 1944 
Ministerbüro 
Nr .247 DD 


Herr Gesandter, 


Ich beehre mich, Ihnen das Ergebnis unserer Bespre= 
chung vom 21.Juni hiermit zu bestätigen: | 


| Die Besatzungskosten-Absthlagszahlungen, welche 
bisher zehntägig im voraus erfolgten, werden mit Rücksicht 
auf die gegenwirtigen Umstände künftig vorläufig monatlich 
im voraus am 2l.eines jeden Monats überwiesen, 


Am kommenden 25,7uni wird eine Zahlung erfolgen, 
welche unter Berücksichtigung der am 21,Juni durchgeführten 
Zehlung für die monatliche Zeitspanne vom 21,Juni bis zum Ἢ 
20, Juli bestimmt ist. Vom 21.Juli ab werden die monatlichen 
Zahlungen im voraus zu den früher festgesetzten Beträgen 
erfolgen. 


Diese nauen Durehführungsbestimmungen für die Zahlun- 
gen sind wegen der Ausnahmeumstünde angenommen worden, welche 
den in Ihrer Note vom 19.Juni an mich enthaltenen Antrag 
rechtfertigen, Sie auferlegen den französischen Staats- 
finanzen neue Lasten in einem Augenblick, in welchem mir, 
wie Sie wissen, die Währungslage lebhafteste Beunruhi gung 
verursacht. 


Ich rechne daher damit, daß die zehntätige Zahlungs- 
weise sobald als möglich wieder eingeführt werden wird. 


Genehmigen Sie, Herr Gesandter, den Ausdruck meiner 
E) ausgezei chneten Hochachtung. 


gez, Pierre Cathala 


Herrn H emmen 


Bevollmächtigten Gesanäten 
Vorsitzenden der Deutschen 
Waffenstillstands Delegation 
für Wirtschaft, 


"X135. 
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® - DELEGATI-ON VOM 5.6. NR- 1785 ENTSCHIEDEN » DASS BEI 
|  — L — — mt Tasa er 
SICH 'BIETENDER GELEGENHEIT ΑΝ FRANZOESISCHE REGIERUNG 
HERANGETRETEN WERDEN MOEGE 
— 
ZU ERREICHEN 
EINZULEITEN 


» -UM.ERHOEHUNG BESATZUNGSKOSTEN ᾽ 


ES WIRD GEBETEN ENTSPRECHENDE VERHANDLUNGEN 


NOTWENDIG ERSCHEINT ERHOEHUNG BESATZUNGS 
emgeet —— < Y= ae 


KOSTENBEITRAGS AUF 1 ΜΙΑ RM VOM 1.7.44 AB . DIE VOM 
 — ERE EE AE Ae e une 


+ D E 
GESANDTEN HEMMEN 'VORGESCHLAGENE GRUNDLAGE FUER SEINE 


VERHANDLUNGEN ZUR ABHILFE TECHNISCHER SCHWIERIGKEITEN DUERFTE 
HIERZU DIE BESTE VORAUSSETZUNG UND MOEGLICHKEIT BIETEN 


SCHON VOR BEGINN INVASION SIND DIE BESATZUNGSKOSTENMITTEL IN 
STAENDIG WACHSENDEM UMFANG : IN :ANSPRUCH GENOMMEN WORDEN » 
' SODASS SCHON IN ENIGEN MONATEN EINE KASSENMAESSIGER FEHLBE’ 
STAND VORAUSZUSEHEN WAR . DIE AB 1.7. BEABSICHTIGTEN 
MASSNAHMEN ZUR EINSCHRAENKUNG DER INANSPRUCHNAHME DER ; 
BESATZUNGSKOSTEN “KAMEN NICHT MEHR ZUR AUSWIRKUNG . STATT 
DESSEN WAR JUNI BEDARF BEREITS AM 22.6. AUF RUND 950 MIO RM 
ANGESTIEGEN UND WURDE ‚VOM CHEFINTENDANTEN BEIM MILITAERBEFERES 


HABER FUER JUNI AUF FAST 1 MILL} ARDE ANGENOMMEN ; 
NR 1 ERH DB PARIS 07.30 “BOE ++ 8 46615 
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TRUPPEN SOWIE MATERIAL ZUGEFUEHRT 'UND- DER BAU VON BEFESTI 
GUNGSANLAGEN BESCHLEUNIGT FORTGEFUEHRT WERDEN MUSS .. AUCH? 


LUFTWAFFE HAT SEIT DEM 6.6. ERHEBLICH GESTEIGERTEN BEDARF , 


SODASS MIT FORTDAUER_  MINDESTMONATSBEDARFS | VON 1 MIA RM ZU. 


— — — — — - — 


RECHNEN IST .: ERHOEHUNG BESATZUNGSKOSTENBETRAGES ERSCHEINT 

UM: SO MEHR BERECHTIGT , “ALS ENTWERTUNG DES FRANKEN WEITER | 

FORTGESCHRITTEN IST UND DURCH EINFUEHRUNG - I NVASIONSGELDES. | 

SICH NOCH WEITER FORTSETZEN WIRD .. DA -AUF DIE DAUER poch 
NICHT MIT BISHERIGEN BEI TRAEGEN FRANKREICHS AUSGEKOMMEN D 

WERDEN KANN > -ERSCHEINT AUGENBLICK , ΙΝ DEM DEUTSCHLAND 

DEN BODEN FRANKREICHS MIT DEUTSCHEN. BLUT VERTEIDIGT , | 
j  W—RRANARETUM-— 20m Ne, Up FRANKREICH | 
ZU. VERMEHRTEN BEITRAG ZU VERANLASSEN .. DADURCH HILFT 


GUENSTIG ZU SEIN 


FRANKREICH SEIN LAND UND DIE KULTUR EUROPAS VERTEIDIGEN 
DIESER ERHOEHTE _ FINANZIELLE ‘BEITRAG IST GEGENUEBER DEM " 


— —— — zf ` = ο "E 
'BLUTEINSATZ DEUTSCHLANDS EINE GERINGE LEISTUNG . SIE ist. 


* am p AERE ge. AT. EE | 


-----. = 7 —* μα. v 
UM SO MEHR ZU FORDERN , ALS BISHERIGE VERSCHULDUNG FRANK | 


REICHS IM VERHAELTNIS ZU DERJENIGEN DEUTSCHLANDS UND DER 

ALLIIERTEN UNBEDEUTEND ZU NENNEN IST .: AUCH STEUERLAST DES 
EINZELNEN IST IN FRANKREICH VERHAELTNISMAESSIG GERING ,MÍ 
VERGLICHEN MIT ENTSPRECHENDEN ZAHLEN IN DEUTSCHLAND . ES 
LIEGT DURCHAUS IM DEUTSCHEN : INTERESSE , DASS LASTEN DES M 
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DIE VON UNS 


KRIEGES AUCH AUF 
WERDEN UND IHRE -BEWOHNER IN DEMSELBEN UMFANG 


DEUTSCHE STAATSBUERGER BELASTET WERDEN 
DER FRANZOESISCHEN BEFUERCHTUNG ; 


n 
I 


"K 
17 


Ka! 
| d 


BESIEGTEN LAENDER GELEGT 
‚WIE DERR 


DURCH SCHNELLERE 


CH fy 


wl A 


HNELLEREN 


VORAUSZAHLUNGEN UND ERHOEHTE LEISTUNGEN EINEN 
WAERE DURCH DEN. 


DEUTSCHEN VERBRAUCH ZU UNTE 


— — e di * 
ENTGEGENZUTREIEN ; 


HINWEIS 
DIE EINSPARUNGSMOEGLICHKEITEN BEACHTET WERDEN UND DIE 


VORPRUEFUNG DER VORANSCHL 


RSTUETZEN ; 


DASS IM RAHMEN DES MOEGLICHEN 


AEGE DURCH DIE-INTENDANTEN IN 


DEN NICHTKAMPFGEBYETEN ERFOLGEN WERDE 


ry i 


( SCHLUSS SCHREIBENS OKW 


ABSATZ . 
DER *AUFFASSUNG DES OKW 
BEIGETRETEN AUCH RFM 
DIE DAUER UM ERHOEHUNG 
KOMMEN .- 
VIERJAHRESPLAN ANREGI 


MIT FRANZOESI SCHER 

FUEHLUNG ZU NEHMEN 

REICHSKREDITKASSENSCHE 
FUER 


BESCHE 
Lm 


U 


— — — 


Ji nom 


DASS FRANZOESISCHE REGI 


IHRER FINANZIELLEN 


— — — 


Mi 


ABSAIZ 
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REGIERUNG 


VIERJAHRESPLAN 


KRAEFTE VE 


WIRD HIER GRUNDSAETZLICH 
DER ANSICHT , DASS WIR AUF 
HERUM 


ER 


BESATZUNGSKOSTEN ‘NICHI 


GLEICHFALLS BEI ERSTER GELEGENHEIT 


WEGEN ERHOEHUNG ZAHLUNGEN 
HAELI SGABE VON 


ry I 
"I i 


I NEN UND BEZAHLUNG 
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BITTE IM EINVERNEHMEN MIT BOTSCHAFTER :ABETZ 'UM 
ST A 
DRAHTLICHE STELLUNGNAHME , IN EINER ZUR VORLAGE 
HERRN RAM GEEIGNETEN FORM .- -- RIPKEN + 
— — 


466,8 
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Yponkséliohe zu bezeichnen. Bine solche rormulierung liegt 
in der politischen Linie Levels und seiner wiederholt 8b- 
gegebonen zrklárungen. Sie ändert nichts en der Tatsache, 
daB auch diese Zehlungen, wie bereits die frühere Trhöhung, 


f 


über Besatzungskostenkonto laufen und damit praktisch 
weiterhin als solche behandelt werden, 


Um diesem Gedanken auch äußerlich Ausdruck zu geben, 
schlafe ich vor, über eine einmalige zusätzliche Leistung 
in Höhe von L'Millisrde RM, zehlbar in monatlichen Raten 
von je 250 Millionen Ni, zu verhande eh À 

vier Monaten wire gegebenenfalls je n ` erzeitigen 
militärischen Lage über einen weiteren Le x Frankreichs 
erneut zu verhsndeln, 


Botschaft hat zugestimmt, 


Hemmen 


^ 
” 1 
hv 


M" 


À ES 
246621 
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Deutsche Waffenstillstands- 
Delegation für Wirtschaft : 


Nr. 2598/44 Paris, den 31. Juli 194 


UOTE 


für den Vorsitzenden der Französischen Abordnung bei der 
Deutschen Waffenstillstands-Delegation für Wirtschaft, 


Herrn Gouverneur de Boisanger, 


Herr Vorsitzender I 


Im besonderen Auftrag der Reichsregierung habe ich je 
die Ehre, Ihnen folgendes mitzuteilen: 


Gemäß Artikel 18 des Waffenctillstandsvertrages trägt 
die Kosten für den Unterhalt der deutschen Besatzungstruppen 
auf französischem Boden die Französische Regierung, 


chen besat skostenausgaben für die Wehrmacht 

in Ir ch belaufen sich 2.2t, auf mehr als 75 Millionen Ré, 
Seit 11. November 194% werden seitens der Französischen He o: 

2 llionen Ru täglich Abschlagszahlungen auf ‘i> B 
‘pat BSKosten geleistet, Durch den daraus sich monati ^ 
gebenden Fehlbetrag sind, wie Sie selber bereits mehr! 
Gelegenheit genomien haben zu bemerken, inzwischen di 
Reserven aus dem Besatzungskostenguthaben verbraucht, 
meinen Notenvechsel mit Herrn Minister Cathala über die 
ge monatliche Vorauszahlung der Besatzungskosten vom i: 
Juni 1944 wurden zwar momentan die sich daraus zwançsu: 
ergebenden Kassenschwierigkei ten überwunden, jedoch der 
handene Fehlbetrag nicht bessitict. Ioh ersuche daher die 
französische Regierung nunmehr, die soh ER 8 | 
Besat Wirkung von l. August dede auf ti m 

onen Rh zu erhöhen ə 

Entsprechend dem genannten Notenvechsel vom 19./- Juni 
1944 = Nr.2076 - sind die kbschlarszehlungen monatlich in einem! 
Batrag im voraus, und zwar jeweils am 21, des Vormonats, zu | 
leisten. Der auf die Zeit vom 1, bis 20. August entfallende | 


Mehrbetrag in Höhe von 200 Millionen RH ist hiernach bereits 
fällig geworden und bis zum 15. August 1944 zu leisten, 


Ich bitte Sie, Herr Gouverneur, mir den Empfang der Note 
zu bestätigen und mir von den getroffenen Anweisungen Kenntnis 
zu geben, welche die Französische Refierung zur Durchführung 


ao = 


B 46622 
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der vorstehenden Forderung der Reichsregierung getroffen 
hat, 


Genehni sen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausaruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung, | 


gez, Hemmen. 


| 
i 
| 


| < |y 
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Paris, den 11. August 1944 


1.) Auswärtig 
| Berlin 


Telegramm (G-schreiber) 


zc? | Ki Nin à ὁ νυν μονή Ch: Vth, 
Nr. 104. vom 11.5.1944. 


Im Anschluss an mein Telegramm Nr.106 vom 3, August d.J. 


Der auf Sonnabend, den 5.August,,einberufene Ministerrat 
{n Vichy hat nicht stattgefunden, weil keine Reisemóglichkei- 
ten von Paris nach Vichy gegeben waren und wie Laval pir sag- 
té, Déat wiederum Schwierigkeiten dagegen gemacht habe, Inzwi- 
schen ist Präsident Laval nach Paris gekommen und hat mir 
gestern früh Ace gen Vorsitzenden der Französischen Abordnung 
eine mit den bekannten finanziellen Gerenargumenten | 


lich begründete Absage auf unsere Forderung auf Erhôh 


u 
Besatzungskosten übersandt, die mit den Worten chliess 


"Die Französische Regierung bittet 
auf die von ihr erhobefe Forderung zu verzeichten, jer sie 
nicht in der Lage ist stattzugeben. 

, Nach einer sofortisen mündlichen Besprechung Ger 
nenden Note mit dem Finanzminister, der jedoch wie 
lei persönliche Stellung -einnehmen wollte, sondern mir eine 
Aussprache mit Präsident Lave Nenprahl habe ich rt diese 
gestern abend in Anwesenheit von Minister Cathala seilne-Sab4en- 
Aande-Heltung-besproehen-tmd unsere Forderung erneut mungiics 


m 


P- cm š ‚begründet und un £3 Hinweis auf die dringenden Erfordernis: 
ui Mr po NE gegenwärtigen Situation mit Nachdruck und unter Heran- 
ziehung aller verfügbaren Argumente in dringender 
treten, Laval wiederholte di 
Argumente gegen eine 
kostenzählungen, die bei gleichzeit 


einnahuen und den infolge Kriegsiul 
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französischen Boden gewaltig ansteigenden Staatsausgaben die 
französische Währung innerhalb weniger Wochen zum Zusammenbruch 
brinsen würde. Laval stützte Ablehnung aber in erster. ' — 
"Linie und mit Nachdruck auf die für ihn aus "moralischen" Grün-- 
den völlige Unmöglichkeit, in diesem Augenblick, wo die Saget) 
Ree Armee im Vormarsch auf Paris stent, eine solche neue 
Verpflichtung einzugehen, Er werde damit, wenn er a dennoch 

tate, vom Marschall und ddi ganzen Lande, insbesondere auch 

ver der Hoehfinanz und den Banken, désavuiert werden. Von Catha” 
la wirde er beider Argumentation sehr naghärlicklien Zeen der 
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkurte an erstutztry | 

Trotz eingehender Widerlegung aller seiner Argumente Und 

eindringlicher Vorstellung, dass es sich im Falle unserer jet- 
zigen Forderuny im gegenwärtigen Augenblick um eine unabwendbare 
‘militärische Notwendigkeit handle und dass SEE wirtschaftlichen 
und finanziellen Leistungen Prankre ichs Sesen ter Meu tiNti anen 
Blutopfern auf französischem Boden ede wmYerpleichbar ER ` 
son scien, verblieb Laval beharrlich ablehnend, weit ihm im 
jetzigen Augenblick avit andere Haltung in schärfsten Gegensatz 
zum französischen Volke bringen werde. Erst auf meinen 11618. 
dass im Falle seiner behartlichen Ablehnung. sich für die deut- 
sche.Armee die Lage ergeben Könnte, und wahrscheinlich ergeben 
Werde, An, en Hz Selbsthtire unvermeidbar werde und gë SY dial 
Verantwortung für die sich daraus edem ergëébenden katastro- η 
phalen Folgen der Französischen Regierung' überlassen bleiben | 
müsse, erklärte en’sich schliesslich zógernd bereit, das Problem. 
erneut zu überprüfen und dem Marschall und den Ministerrat damit 
zycbefassen, machte dann aber gogleiéh wieder die Einschränkung, 
dass er em von Paris aus den Marschall einstweilen nicht: würde 
sprechen Können. Um Zeit für solche weiteren Prüfungen und Ver- 
handlungen zu gewinnen, erklärte er sich bereit, iu Vorgriff Ë 
uf die am 21, Agusdy fällige Septemberrate in Höhe von 16 Mia 
Francs die Hälfte bereits am komsenssn Sonnabend, dem 12.Augüst, - 


EE LA >y 
zu "r... Lil e 


Diese sofortige Erleichterung der militärischen Kassenlate 


E 10655 


2 
End P — 
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den, 





H4380-0179 


am 12,,alle Armee im Vormarsch auf Paris bereits in greifbarer Nähe gemeldet 
mr u 


3 


ist angesichts der praktischen Erschöpfung des Besatzungs- 





kostenkontos wichtig una ist vom Generalintendanten des Heeres 
besonders begrüsst worden, weil dieser bei leeren Kassen sonst 


ce) 


keine Zahlungen vor dem 21,6, erwarten konnte und mich darum 
in letzter Zeit ständig bedrängte, mit Beschleunigung die er- 
wünschte Erhöhung der Zahlungen mit Wirkung vom 1.August durch- 
zusetzen, 

Ich habe aber Herrn Laval gegenüber ausdrücklich festge- 
Stellt, dass dieser Vorgriff. keine Lösung unserer Forderung 
auf Erhöhung der Besatzungskosten,bedeuten könne, sondern nur 
dazu diene, ihm die Möglichkeit für eine weitere Prüfung der | 
Forderung zu geben, won der ich mit Zuversicht ein baldiges und 
günstiges Ergebnis erwarte,/— 

2) Persönlich habe ich den bestimmten Eindruck, dass Laval 


freiwillig jetzt in diesem Augenblick, wo die amerikanische 


wird und ihrer in Paris eine fiebernde Volksmenge harrt, sie 
als Befreier zu begrüssen, nichts mehr tun will, was ihn in 
den Augen dieser.Volksmenge noch mehr als bisher schon belastet 
und damit in diesem gefährlichen Moment allzu leicht den Sturm 
gegen den "SE ES 


mächteer aber in letzte 


D 


gierungschef auslösen könnte, Ebensowenig 


ptunae durch einen so sichtbaren Akt 





Tr 
bereitwilliger Unterstützung der deutschen Armee jetzt den Zorn 
der Angelsachsen auf sich ziehen, Laval weiss natürlich, dass 
der Marschall bestimmt und dass das Kabinett wahrscheinlich 
unsere Forderung ablehen wird, wenn der Finanzminister und er 
selber dagegen stimmen. Ersucht also Zeit zu gewinnen, um uns 
hinzuhalten in der Erwartung, dass die weitere Entwicklung des 
amerikanischen Vormarsches für uns alle hier in Paris eine neue 
Situation schaffen wird. In dieser hofft er dann 
E ` Wighti weil e" | | i 
können, Er weiss-aber ebenso ‚darauf dass diese — uns Deutsch 
nur die Wahl lässt zwischen rechtzeitiger Abreise oder Gefängen- 


A ισα Se1D6I I 
mit Hilfe der Amerikaner vor der Rache des Maquis retten, zu | 
~ EE a i 
sena + | 


516626 


Meines Erachtens ist deshalb von der Französischen Hegziermng 
eine finanzielle wie überhaupt jede andere wirksame Unterstüt- 
zung nicht mehr zu erwarten solange sie in Vichy oder Paris ist. 
Dort ist sie unserer ständigen Einwirkung allzu weit.entrückt 
und zudem unmittelbar vom Maquis bedront, zumal im Falle eines 
smerikanischen Vorstosses in östlicher Richtung zwischen Paris 
und Vichy, wodurch aldann jegliche Verbindung zwischen Rarisxund 
Mkenx uns und der Französischen Regierung unterbrochenrWürde. 
Senon jetzt hat es wegen der schlechten Verbindung 10 Tage ge- 
braucht, um auf unsere Forderung überhaupt eine Antwort zu er- 
nalten, zudem eine ablehnende. In Paris dagegen steht sie in | 
ihren Entschlüssen unter Gen Druck eines bevorstehenden Ἀπρλο- 
amerikanischen δώ hes und einer dieses Ereignis freudig: 
erwartenden SEEN Bevölkerung. In beiden Fällen würden 
uns überdies alle Zahlungen, wahrscheinlich auch der, Waffenstili- y 
standsvertrag, unverzüglich gekündigt werden, 

Zur Sicherung unserer heute absolut.notwendigen Tranzösı- 
schen Leistungen ist es deshalb nach meinem Dafüvhalten unbe- © 
ding /'t erforderlich, die französische: Regierung den oben; darge- 
legten deutschfeindlichen Einflüssen baldmöglichst zu entziehen 
und ihren Sitz an einen Ort im östlichen Frankreich zu’verlegen, 
wo unsere Einwirkung voll zum Tragen kommen kann und wo ihr zu= 
gleich jede Hoffnung genommen ist, sich mit den anrückenden 


© 


PEROT 


angelsächsischen Mächten zu verständigen, < r an 


d - . — — 


d 
JA 17) 7 


Botschafter hat Kenntnis fof diesem Telégramm, mit dessen Aus- 
| 


führung er übereinstimm | Er bittet mich hinzufügen, dass 
die SD ERE Verlezung Hés französischen Reaiemngssitzes 
eiller Stadt im östlihhen Frankreich auch voll in angestrebt 
a stellten sich d aber vorläufig nooh osse, Schwie- 
rigkeiten entgegen, er gel deshalb vorslo'.tig , Qm ünter 
Jmetänden sicher zu ptellen, dass dabei dig} Legitimi tat 
der fransösischen — gewahrt bleibe, Am | 


Hemmen, 
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Botschafter hat von diesem Telegramm Kenntnis, mit dessen 
Ausführungen er in wesentlichen übereinstimmt. Er hat mich aus 
diesem Anlass über die innterpolitische 
bittet mich, einen entspreohenden 
baldige Verlegung des französischen Reri ste 
Stadt im bstlichen Frankreich werde 
stellten sich dem aber vorläufig noch gros 
Petain entgegen, der diese glatt abgelehnt 


jetz zt von Laval irenneg,an seine Stelle ein Direktorium v: 


Gener: ‘len ein: 3etz dE und die Nationalversammlune einberufen 


seinerseits sei auch er |; 
Nationalversämnlung zut läubig 
der letzten 4 jahre (zurecht 


Gedanken Natfonalversäanml: 
ve gzubekommen und um di 
gierung zu benutzen und 
lune gicherzuëtel] en, 


A. 14 
` κ. cy 
Chau tem 3 


g£ währt bleib 
zeta! 


= onaly 


L LIE 


kar 
` ^" 
J cl | LA 30; 


Experimenten in 
Stunde gewarnt, die nicht nur einen R 


. 
sas om n 
-Ad — A ` À » Y kb à Ae 


sogar eine staatsrechtLiche Umbildung in si 
deren innen-und 


trollier 
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Durch Sonderweg über Altkirch, 


Belfort, den 20. August 1944 


Fernschreiben 


Auswärtig 
Berlin 


Nr. D D ^ B vom 20.8.1944. 


Im Anschluss an Nr. 107 vom 11. August. 


Μον A 
Wie ich bereits am 12. August mitteilte, ist die für dB 
12. August von Präsident Laval zugesagte Ὁ Milliarden-Hate 
(schliesslich pü mktlich bezahlt worden yet n 
windung Schwierigkeiten (vergl. inen Bericht 
von 16. — EA die laufende Konvention nur nogh die 


Zahlfne von 5 Mia zulie ss und trot; 2s zanlungsversprechens 


von/Präsident Laval am 10. keine gntsprechende Vorgorge ge- 
troffen worden way. Es bestand unverkennbar das Bestreben, 
diese Zahlung liber die bevorstehen ankfeiertage hinaus 
bis zum 16, zu verschieben 
die Entwicklung der militäris 
dern würde (Amerikanisch 
gemeldet. ) 

Neben « dise 


λα dem "pm auf Wun: cn 


θε va 
de Boisanger "asas 8 übe 


Notenreserven in Paris 
(80 Mia Ffrs.) nach dem östlichen Frankreic 
schaft, der Banque de France dag war lure haus 
v Transportmöglichkeiten und der —— ; 111 
de jedoch äusserst gering. Bar ersterTransport vo 
„Paris mach Nancy war für den 12, August v 
sollte~=suchn die am 12.-källige 
sonst für diese keine weiteren Trans} 
Dieseflransportg six? ook 


éen zweiten Transport von 25 Mi 
tamer 
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Hy- 


zy (ç ` 


us s A.A. mich erneut auf die dringende Verfolgung 
der Resatzungs BEE REN verwiesen habe. Botschafter 
Abetz hielt diese Weisung des SES beet le Ent- 
wicklung der hiesigen Lage und seine eigene an mich ergan- 
gene Weisung anxmieh für überholt und erteilte mir „als 
— fitglied der Botschaft "diese Weisung 
| Pete nck vi priis eg: δεν, ον» i 
schriftlicher Form,vmieh am selben Abend einem 
abes Konvoi ler Botschaft anzuschliséqe0 N PEN Unter 
linweis auf die «ame wei 
\.,æ die Erhöhung der Besatzungskosten 
ich den Botschafter, ihn für seinen um 9 Uhr abends bei 


Laval vorgesehenen Besuch begleiten zu dürfen, um diese 
bei dieser KEXKIS Gelegenheit erneut zur Sprache Zu 
nd'gienoch'ausstenende. endgültige Antwort zu R rd tiu 


τ Bbixchafter. lehnte Geen Bitte a ES ab E weil 


14 Miss) politischen Lage FÊTE Frage 
Präsident ‚en — An die- 
auch der Leitende Deeg, ES nach- 
persönlich ein Schreiben überbringen 
s Verbleiben meiner Delegation in 
urchführung der eingangs erwähnten Notentrans- 
porte und Bingane der Besatzungskostenzahlungem wes 12.8 
nit seinem Abrücken nicht mehr erforderlich sei, Am giei— 
reisti, we Deutsche Bankenkommissar À 
rwaltungsstellen des Mil.Bef., 
Gen.Luftzeugmeisters abs: 


, ) : 

lgenden Tage,cdem 17. noch einmal 
Cathala απ EBC gas anger erneut,, 
mar unsere Forderung &e4 Erhöhung der Bes at zum skosten > 
, ! or bas n 

mündlich verhandelt, Cathala erklartev 

Jem in Ohms ` s Präsidenten Laval, dass die Franz.Re- 

gierung die geforderte Erhöhung aus den bereits dargeleg- 

ten Griindenvdefinitiv ablehne, Ich stellte fest, dass &2 

iamit unsere KürdürWdirkasu Verhandlungen endgültig als 


B 166% 


-- 


- u. 
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gescheitert sa betrachtem Ze —— Entschlüsse 
einer Regierung vorbehalte® Da ich »edseh inzwischen er- 
fahren hatte, dass für die am 21.8. fällige Restzahlung von 
erforderliche Konvention bei der Banque de France 
noch nicht beantragt worden war, also am Fälligkeitstag 


voraussichtlich mit feuen 4anlungsschwierigkeiten gerech- 


το d A ~ 
Li 11e 


net werden musste, gab ich der bestimmten Erwartung der 
Reichsregierung Ausdruck, dass diefRestzahlung rechtzeitig 
vom Finanzministerium angewiesen werde. Cathala gab darauf 
lle Erklärung ab, dass die Franz. Regierung über vier Jahre 
thre Verpflichtun en immer prompt erfüllt habeş $o- 
ervals Finanzminister fungiere, habe er es stets 
besondere Pflicht beträchtet, die übernommenen Ver- 
pflichtungen der Franz. Regierung zu erfüllen, er werdegas, 
AMEM er am 21. . noch im Amte sei, auch dieses Mal Aiton 
Cel Kerang eot unlängst-iberrommenen Verrébtenteer — 
— | dlerbei spielte er deutlich auf die schweben- 
einer Regierungsumbildung und die gegenwärtige 
des Präsidenten Laval an, 


I — Uv ten “pants 


- 


" 
CA 


anschliessend sofort den Botschafter Abetz, 
‘S@inem Unwillen darüber Ausdruck gab, dass ich trotz 
‚ner Weisung noch in Paris sei und €r selber én Vorabend 
nit, Laval über die Besatzungskostenfrage 4:3. 9.0 T. 30.5 nicht 
menr gesprochen, rete, 


= 
teilte er mir mit, dass er heute friih an 17.8, η 


Herrn RAM erhalten habe, noch heute abend 
retain und Präsident Legal sowie die übrigen 
Regierung; Soweit sie nicht abge- 
zwangsweise, zusammen mit der Bot- 
ort zu überführen. Er habe.dafür die ents 
'eisungen bereits gegeben, sodass die Abreise 
otschaltsmitglieder heute abend erfolgen 
und Finanzfragen werde,aber für 
keine. Verhand hmgsmëglichkeit ge- 
teshalb erneut und dringend, mich 
- > = 
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thine 
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aen Botschaftstransport um 6 Uhr nachmittags anzuschlies- 
sen und nunmehr abzureisen. Von einem am Vormittag des 
17, 8 Peingegangenen Telegramm des Herrn Staatssekretary 
wonach ich in Paris bleiben solle, habe ich keine Kennt- 
nis erhalten, sondern gesitt erst nachträglich erfahren 
ohne den Wortlaut dieser Weisung bis heute zu kennen, 
Unter diesen Umständen entschloss ich mich, zusammen 
mit dem Rest meiner Delegation noch am Nac ' des 
gleichen Tages mit dem Botschaftsconvoj 
Dà ich jddocM teleronssch erneut You A. 
de strikte Weisung wegen der Besatzun | rinner 
worden war und da m.E, durch e or λος. der Regie 
rung nach Belfort, wenn sie en würde, für die 
tung des Präsidenten ET — neue 
fen sein würde, andererseits ich in Wiesbadi 
wichtigen Augenblick jede Fühlung mit der Franz. 
gerade als Waffenstillstandsvorsitzender una De 
der Reichsregierung verloren haben wiirde, entsch 
mich, nach Belfort zu fahren, wo ich 
Et Van Präsident Laval und Ges.Ra 
Durch die plötzliche Evakuierung aller 
und zivilen Dienststellen aus Paris und deren zerstreuve 
Uebersiedelunz in eine Reiehe verschisdener Stšëdte des 
östlichen Frankreichs wurden su#teith eine grosse Anzahl 
neuer Probleme aufgeworfen, Ich habe deshalb von hier 
versucht, gemeinsam mit Herrn Hartlieb Fühlung mit 
Leitenden Intendanten in St, Die, mit der Bangu 
Paris, der Reichskreditkasse in Nancy u.a.m, aufzunehmer 
was bei der Unterbrechung aller ReisemOglichkeiten und 
telefonischer Verbindungen äusserst schwierig ist. 
Wichtig ist zunächst die Zusammenarbeit der vorge- 
DEA 


7 Abi ER 
=. J^ Apes hee 


s : aA At "cy Ge 4 
Belfort, yum vor allem den Zahlungseingan 


nannten Stellen,voraussichtlich durch 


zustellen, Un nämlich diese Zahlung noch 
fete. Beständen zu erhalten, ist vorher verabredet 
die Verlegung des Besatzungskostenkontos von 
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Belfort, den 26,8,44, i PPP 


_Fernschreiben  ( amuon duroh Sonderweg 
über Altkirch ) 


Ber lin. 


Wr. Li c vom 28 9 ° 44 ` 


Im Anschluss an mein FernschreibenVyom 20.8.44, r.111 


1.) Gleichzeitig mit meiner Rückkehr nach hier vom Teldquar- 
tier des Herrn RAM über Berlin und Wiesbaden traf auch Herr Reichs- 
bankdirektör Hartlieb von seiner persönlichen Fühlungnahme mit den 
militärischen Verwaltungsstellen im Raume Nancy hier ein, 

Dieser hat dabei folgendes festgestellt: 

Die am 21.8,44 fällige Restrate der Besatzungskosten in 
Höhe von 415 Mio RM. ist nicht mehr bezahlt worden, Nach hier vor- 
liegenden Meldungen. ist Minister Cäthala und wahrscheinlieh aueh 
Gouverneur de Boisanger von der inneren Front in Par a verhaftet, 
mrter. Alle in Paris vom Heeresintendante in den Tazen vom 22, 
| 24, August unternommenen Versuche, mit Boisanger in Verbindung 

treten, sind gescheiterte Seitdem Nachmittag des letzten Tages 
ist mit ihm selber jegliche Verbindung unterbrochen.  . 

Die Pilialé Nancy der Banque de France ist Seit dem 16, 
ohne Post und Telefonverbindung mit der Bank in Paris und hat 
folgedessen weder von meiner Note an die Französische 
Der die Errichtung eines Besatzungskostenkontos in N GER 
Kenntnis, noch für die Bezahlung &r Restquote Anweisung erhalten, 

Die Notenreserven, die sioh im zurzeit noch deutschbesetz- 


kel 
LA 


rankreichs, einschliesslich der Departements Nord und 


ή 


Pas-de-Calais, befinden, belaufen sich auf cx. 50 Miot Franken, von 
denen jedoch 23 am einer neuen Serie gehören, deren Druck und Emis- 
Sion vom Generalrat der Bank genehmigt, worüber aber vor der In- 
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der Reichskreditkasse in 
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1 worden, e€*r—sueh 


ον 
der Reichskre- 
nsbe sondere also 
nzubringen; 
dem 21.S5ep- 


von der Franzü- 


‘ierung noch aufzu- 
tung eines Office des Changes 
1Zseemasser gës Auszahlungen 

in Nancy nicht Set 
die geger Ertige 

1 Entführung nach 

betrachtet, habe ich angesichts der 
iten heute den Versuch unter- 
für die Ueberzangpzeit die 


erforderlic 
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GAS. 


asidenten in Naroy, gedoc! 
die Anweisung zur 
aus chliesslich zur Brärogative der 
pénis IT M icht verfügt werden könne, 
amit der letzte Versuch gescheitert, mit der 
aber zugleich en sommeil"befindl ichen 
rale Steuerung dieser Frage, fur die 


insetzunz einer neuen Regierung sicher zu 


iber das een. OK. Gëém Mi- 
lit waltu) Nancy die chticung zu erteilen, die fällige 
Restañhlung im Requisitionswege bei der Banque de prance uU feingu- 
olen, sobald die Kassenlage der Reichskreditkasse in Nancy für 
die Durchführung ih Aufgaben das erfordert, ferner im Bedarfs- 
Notenserien in HOhe von 25 Mia Francs 
zur öffentlichen Kenntnis zu brin- 
litkasse in Nancy mit der Duroh- 


krung des provisorischen Clearings zu beauftragen und deren Spel- 


ein der-Reichskreditkasse in 
HAT Tr 
anaue de France in Nancy, 
tenbestände und mit der Ueber = 
nden Notenreserven und deren 
übrizen Filialen der Banque 
zen, gegebenenfalls auch, 80- 
neung der Notenreserven in Cramaliére 
und der Druckstöcke, womit der SD. beauftragt wor- 
den ist, betreiben. 
bald eine neue aktionsfähige Regierung gegründet ses 
\yon_m if mit die sen neue Verhand] ‚ungen aufzuneh men, um 
gegen": — ren Unterbr®] w Y Wiederaufnahme der ‘ 
lung Sesaltzungskos’ em in bisherigen Umfenge <<< 


9 hy 
za den vereinbarten Terminen sicher zu stellen, Dabei darf ich 
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darauf hinveisen, dass nach Auffassung d! LÉ Entendanten in 
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Tay bei der heutigen militärischen Lage und den verbleibenden Móg- 
ichkeiten der Französischen Rüstungslieferungen bis auf weiteres 
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der bisherige Betrag von 800 Mig RM. pia Monat vollauf ausreichen 


wirde. Ebenso sind alsdann sofort von hier aus eefe»+ Verhandlungen 


über die Errichtung eines Office des Changes in Nancy 


aufzunehmen Lë 
ische Lieferungen 


zur Regelung der Clearingzahlungen für französ 
und Unterstützungsübermeisungen französischer Arbeit r in Deutsen- 
land in der bisherigen Weise dureh Vorschüsse der Banque de France 
und die Abdeckung der in der Pmischenzeit von uns aus Desa:zungs- 


koster Tt. verauslagten Beträge. 
Abdruck ert sheichzeitts die Militärver altung in 
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A) 
aec. "nung ist beigefii 
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rar Befehle wenden werde. Nachder 
bindung mit dem Oberkommando der 
teiber nicht erreichen konnte, hat d 


dor Beschlagnahme von Notenbeständen u 


den Wilitärbefehlshaber zur Entscheiäu 


tirbefehishaber hat am 7. September i 
rd, 5 Milliarden ffrs bei acht Filiai 
durch die Feildkomsandanturen angeordan 


+ 147 4 ἃ à. I x K i 
Ev. Wiewelt die Descni 
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gefihrt worden sind und welches Ergebni: 


dem Chefintendanten bisher noch ni 
auf meine Veranlassung vou cen betel 
die Beschlagnahmeprotokolle bez! 
Weiterer Bericht nicr 
Obgisich die 
zungskostenrate f r 
onen KU nicht menr 
kreditkasse z.Zt. noch 
von 500 Millionen 
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die Legation angeregt i f À ^uruacnb möglichst ail@ Loi 


fender eguisitionen tunlicnst 


vermetde 
918 CI espr ecnuig en in Kobien 
Dienststellen der neue Sitz bekanntzegeben: 
ärbefehlsiiaber -- Verwaltungss ırtschaltsabteilung - 
Deralrftı 9 
Stelle de: ilitürbefenisn rs fur die Erfassung 
wichtiger Erzeugnisse (MVAChef Dr, Jenle Luneviils. 
Chefinten tant bei Liiti t l liedsrlahnstell 
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per Militürbefehlshaber in 


ολα κα E ict 


TTTTTIT2 MALA deg ΖΧ Ze 
OU eo den 7 Sep tember 1944 


Frankreich 


EES m I 
É ctd < pp p O Le 


o 5 


An 
Verteiler 


Die Französische Regierung hat die zum 21, August fällige 
2,8eptemberrate der Besatzungskosten bisher nicht bezahlt, Zur 
Sicherstellung der Geldmittel für die auf franzisischem Boden b3?* 
findliche Wehrmacht ordne ich folgendes ani 

Die im Verteiler genannten FK beschlagnahmen sofort an 
ihrem Dienstsitz bei der Filiale der Bank von Frankreich die 
Hälfte der dort vorhandenen Gesantbarbestände. an französischen 
Franken und veranlassen Abtransport unter militärischer Sicherung 
zu folgenden Reichskreditkassen: Belfort, Colmar, Mülhausen, 
Straßburg, Saarsemünd und Saarlautern, Nach den Stand von Ende 
Juli befanden sich folgende Barbestände bei den Filialen der 
Bank von Frankreich: Belfort 698 Mill,ffrs., Besançon 642, Epinal 
853, Luneville 93, Nancy 1 411, Nevers 1 016, Saint Dió 181, 
Vesoul 227. 

Außerdem befinden sich im Tresor der Bank von Frankreich 
13 Nancy oder Epinal 2 Milliarden, ffrs. in Tausendernoten, die 
mit Transport Mitte August aus Paris nach Nancy verbracht wurden, 
Diese 2 Milld.ffrs. sind ebenfalls zu schlagnahmen und abzu= 
transportieren. 

gez, Kitzinger 
General der Flieger 
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Befehl wird fernmiindlich \urchgegeben, y 
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a 
Abschrift 


Der Militarbefehlshaber 
in Frankreich 


An 
NC fr Z qa it eT 


Die Französische Regierung he 
rate der Besatzungskosten bisner 
mittel für die auf französischem 
endes an: 
Die im Verteiler genannten FK beschlagnahme: 
tz bei der Filiale der Bank von Frankreich die 
hen Gesantbarbestände an französischen Frank 
Unter militärischer Sicherung zu folgenden Reichskrecit eni Lfort,Col- 
mar, Mülhausen,Straßburg, S&ergemünd unc sarlauter: 
Ende Juli befanden eich folgende .Barbestände bei den Filialen der nk von 
Frankreich: Belfort 698 Mill.ffrs Besançon 642, Epinal 855, Lunevi 93, 


> 
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Nancy 1 411, Nevers 1 016, Saint, Die l81.Vesoul 227. 
J > , , 


Außerdem befinden sich im Tresor der 
oder Epinal 2 Millisrden ffrs. in fausendernoten,die 


duzust aus Paris nach Nancy verbracht wurden. Diese 2 
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Auswärtiges Amt et FRE Ab lin, den 13, September 1944 


"me 

tands-Delegation 
wa | í e 
Abschriftlich "Un 


der Deutschen Waffenstill tandges 5t? 1944 
Delegation für Wirtschaft = 


in Wiesbaden 


—— 


im Anschluß an den Erlaß . - Ha Pol 4712/44 g = 
vom 13, September zur gefälligen Kenntnis übersandt, 


Im Auftrag 
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Fernschreiben 
Gehe im 


Chefintendant beim Militärbefehlshaber 
in Frankreich 


Betr.: Geldyeraorgung.der Wehrmacht in Frankreich. 


Bezug: 1) FS OKW 58 ο 12 - F 
eres g 4€ WV 5 (VD 
v.T.9.44 


2) Bericht Hemmen v.28.8.44 aus Belfort. 


Chefintendant ist nach Bezug Su 1) ermächtigt, 
soweit noch möglich, 


1) am 21,8,44 fällig gewesene Restza _Besatzungs- 
kosten durch Requisition bei Banque de France um- 
gehend hereinzuholen; 

2) alles Erforderliche wegen Hersusgabe der neuen 
Notenserie in Höhe von 23 Mia ffrs. und Aufsicht 

über Filialen der Bank von Frankreich durch ter- 
ritorial zuständige Behörden zu veranlassen; 
vorhandene Notenreseryen ggf. durch Umlagerung zu 
sichern, 
Oberkommando der Wehrmacht 
586.12 - I 


Ag W 3 (VI) 
4278/44 g 2.Ang. 


I.A. 
gez. Dr. Ullrich 
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pue | x ITHI~DS a 
ib Hauptverwaltung Berlin, C 111, den 7 November 1944 
“+ der 

Reichskreditkassen 


SA 
Fernsprecher : Fernverkehr 164081 ` 1 4 1! |! 
Ne 5 


Ortsverkehr 164051 
.Nr 10 906/44 


B t Dortigen Sohreiben vom 12.Oktober 1944 
" -Nr,II 2846-. ^ m "a 

Die vom Militärbefehlshaber in Prankreich bei uns 
eingezahlten französischen Zahlungsmittel in Höhe von 


Ki 
FEN 
J ΠΤ | fire 2 931 000 000,-- - | | 
| ZA f 7" ihaben wir gemäß unserem als Fotokopie anliegendem Schrei- 
| / bem vom 25.0ktober 1944 mit der Bank von Frankreich, 
A Niederlassung Belfgrt, verrechnet, 

S. CH | ng derfReichskreditkassen 
Deutsche Waffenstillstands- ⁄ | RR d 

tion für Wirtschaft 7 


/ 
) Salzburg D PTS 
Hotel Österreichischer Hof 24661 é 
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lauptverwaltang Berlin C.lll, den 25.Qktober 12444 
der 


Relchskreditkassen / 2. 
u 


Teb rr. 10314/44 


Der Militärbefeblshaber in Frankreich hat bei uns 
französische Zahlungsmittel in Höhe von ffre 2 931 000 000.- 
einjezahlt, die von der fruppe bei Ihren “iederlassungen 

in "ancy  (ffrs 2 130 000 000) 
Epinal. ( ^" 545 000 000) 
Vesoul ( " 108 000 000) 
und bei Ihnen selbst ( * 150 000 000) 
entnommen worden sind. Den Betrag haben wir nit den nachstehende 
Unterlagen verrechnet: 
{frs 100 000 000,-- 





Sr, deg Schecks 1903807 gelb Ru 5 OGÇ Q Ven = 
4 » " 5 000 00G.- = " 100 000 «οὐ. 
5 e - 5 000 Q σοι” = ” 100 000 QUO, — 
6 8 " 5000 000.- = *" 100 000 Alass 
l 8854 " " 5 000 000.< = P 100 000 Du e sm: 
Y Τα. "5000 000, = " 100 020 QOQ.--. 
| >." "5 600 000.-= " 100 000 ονο.-- 
7 ad D 5 099 Mam = e 190 QUU Oviesse; 
8 5 "5000 000,- p " 100 000 000.<- 
ν EB. C " 5 000 000, = " 100 000 000 — 
e 90 » - 5 00 ΄ GI = 100 O00 VAM, m 
Ίνα S 305 ^" "5000 000,- s " 100 000 000.1 
d p " 5 000 000,- = H 100 000 000,-- 
0464992 ¿run " 800 000 ==x 
1262530 ” " 2 540 923.-- 
5042195 " " 45 336 — 
8903570, " " 3 457 209.--, 
«59. " " 40 557 214.-- 
3280006 rosa " 50 615 499.70 
1902925 gelbRM 112 510.59 = " 2 250 215.80 
0740694 Zirkularscheck " 100 000 000, 
5 ` » 100 ους Q Ú °... 
6 " ^ 100 000 οοσ.-- 
7 " " 100 000 000.-<= 
731 e w 100 οσο οσ.--. 
2 g " 100 000 οὐς.-- 
" e 100 000 000.—— 
248016 " 20 QUU OOU. 
7 m " 20 000 000 me - 
8 * " 40 MAM ον ο,” 
9 " ~ 40 OOO 000 — 
An die «Ὁ " = AD 000 οὐὖς.-- 
1 e - 40 QOO υ M e € 
Bank von Frsnkreich, 2 " " 02 337 550.-- 


1 293 wA e mo 
546 615 Vue 
402 174, dv ` 


Niederlassung Belfort, 
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/ Sie wir Ihnen sur seiteren Veraunlausunrgrnieral® "ütwergeben, " 


Den Empfan, bitten wir uns auf der beigefügten Durchschrift 
/ gu beatitlen. 


Hauptverwaltung der Reichskreäitkassen 


gez. Maul gez. Wilz 


Das Originalschreiben und die umstehend 


verzeichneten Anlagen haben wir erhalten. 


Belfort, den # * Arredo Zë. 


2 


, £75. 2 r^» 
Lé ^ AMOR ders Juccutóa ls 


N 











— 








III 


H4380-0201 











II 








w 
Salzburg, DEN (Gr) — mo Pr 


1) An das [3 


Auswärtige Amt Reinschriften gefertigt 12.10.44 
Berlin 


Ke 


Betr,: Beschlagnahme von Notenbeständen der Bank 
von Frankreich 


Bezug: Bericht vom 13,9, 44 - 2846, 
2 Berichtsdurchschläge 


Laut fernmiindlicher Mitteilung des Chefintendanten 
Frankreich (z,2t.Potsdam) vom 11,0ktober wirdverwogen, 
die im Besitz der Reichskreditkasse befindlichen Schecks 
auf die Bank von Frankreich im Gegenwert von rund 5,6 Mie 
ffrs, der Filiale in Belfort zur Abdeckung der vom MITI- 
tärbefehlshaber gemäß Anordnung vom 7. September beschlag- 
nahmten Notenbestände der Bank von Frankreich in Hoge von 


Z 


rund 3,1 Mie ffrs, G2QYWEn (vzgl.Schriftbericht vom 15. 
9, W 2846), RTE e Aut ete Car: usager ehren s sd = 


Mit Rücksicht darauf,daß die fraglichen Schecks 2.20. 
micht ψέγεται werden können, erhebe ich hiergegen keine 
Einwendungen, schlage jedoch aus taktischen und psycho- 

logischen Gründen folgendes Verfahren vor: 


1) Die Schecks sind zunächst der Bank von Frankreich T. 
Belfort zur Einlösung vorzulegen. Da Belfort nicht E 
über genügend Barmittel verfügt (It, Beschlagnahnean- ZZ 
ordnung des Militärbefehlshabers besaß Belfort Ende ok 
Juli nur einen Barbestand von 698 Mio ffrs.; der sich: 
um die von der Miliz und der Wehrmacht dee ft 
Beträge in Höhe von insgesamt etwa 450 Mio ffirs.nocn 
wesentlich vermindert hat), wird die Bank eine Zinlö- 
sung ablehnen, 


Alsdann ist die Bank aufzufordern, die Schecks gegen 
Abdeckung der beschlagnahmten Beträge unter Erteilung 
einer entsprechenden Quittung hereinzunehmen und den 
übersteigenden Betrag bar auszuzahlen, | 


Sofern die Bank eine Auszahlung des — et 
Betrages ablehnt, sind ihr Schecks im ungefähren Ge" 
genwert der beschlagnahmten Beträge gezen enteprechende 
Quittung zu überreichen unter Bareinzahlung des etwa 
fehlenden Spitzenbetrages, 


Da es sich bei den Schecks m.W.nicht hur um Zirkular- 
schecks handelt, kann móglicherweise der Fall eintreten, 
daß die Bank von Frankreich die “ntgegennahme der 
Schecks zwecks Abdeckung der beschlagnahmten Beträge 
überhaupt ablehnt. Alsdann ist es notwendig, daß die 

mit der Durchführung betrauten Beamten ein eingehendes 
Protokoll über den Vorgang aufnehmen, 
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— der 
erner an, daß Wortlaut der von der Bank 
von Frankreich zu erteilenden Quittung vorher in den 
Grundzügen festgelegt wird. š 
Lob bitte, dem Chefintendanten (Fernruf Nora 67o) 
von meiner Stellungnahme umgehend in Kenntnis zu 
setzen und mich über den weiteren Verlauf der Ange- 


legenheit zu unterrichten. 


gez.Hemmen 


| - στ 
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GIN 


] 
3 | 117. 
iw ROY ` 
2) Abschrift von 1) (8 ; ; > 


an die Hauptverwaltung der Reichskreditkassen by 
Zelid.von Herrn Reichsbankdirektor Wil z 


Berlin C 111 
Deutsche Reichsbank. 
Abschrift in doppelter Ausfertigung mit der Bitte 
um Kenntnisnahme übersandt. Es wird gebeten, dem Chef- 
intendanten z.Hd.von Herrn Oberstabsintendanten Dr. 


Hollwich eine Abschrift zugehen zu lassen. 
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gez.Hartlieb 
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vatfenstill étande-Delegation 
für Wirtschaft — 


Jee. 
De " 
Nr. 2846 II (12$) Kr» Hotel Jeter Hot 


Betr,: Beschlasnahme von Notenbeständen der 
Bank von Frankreich 


Bezug; Bericht vom 17.9.44 <r, 2046. 


2 Di richtsdurohschlige 


Laut fernmindlicher Kitteilung deg Chefintendanten Prank- 
* reich (s,Zt.Potsdam) vom 11,0ktober wird dort erwogen, die 
; im Besitz der Reichskreáitkasse befindlichen Schecks auf 
die Bank von Frankreich in Gegenwert von run? 3,6 Mia tree, 
© der Filiale in Belfort cur Abdeckung der vom Militürbefehls- 
haber ¿cenn Anoránung vom 7,Scptember beechlasnahmten Noten- 
vest/nde der Bank von Frunkreioh in Höhe von rund 3,1 iia 
ifra., ansubleten (vgl. Schriftbericht vom 15,9, -1 m, 2846) , 
"e wird dazu meine Stellungnahme erbeten, 

Bit Rokeioht darauf, dal die Treglichen Schecks “Zt, 
anderweitig nicht verwertet werden können, erhebe ich hier- 
gegen keine hinwendungen, schlage jedoch aus taktische: 

Und psychologischen Gründen folgendes Verfahren vor: 


1) Die Sohecke sind Sunichet der Dank von Frankreich in 
belfort zur -inlSeung tat ee Belfort nicht ther 
sen'igend Barmittel verfügt (1 » 62018; nahmcano 
168 Hilitürtefehlehatero besaß Belfort inde Juli nur 
einen Darbestand von 698 Mio ffrs,, der sich um die von 
der Milis und derWehrmacht beschlagnahsten Det in 
H'he von insgesamt etwa 450 Mio ffrs, noch wesen 
vernindert hat), wird die Bank eine Hislüsung ablehnen, κ 


Aledam iot die Bank aufpufordern, die Schecks 
Abdeckung der beechlavnahmten j 

einer entsprechenden © 

überoteigenden he trag 


Sofern die hank eine Aussehlung deg ibereteigenden Bee 
tPages ablehnt, sind ihr Schecks in ungefithren Gegen- 
wort der b sehia nahmten Detrige Eegen enteprechende 
| juittung zu Uberreichen unter Bareinsahlung des etwa 
An das Ichlenden Spitzenbe tragen, 


Ausvivtige amt ^ 
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4) De es eich bei den Schecks m.W.nioht nur um 
Sirkularscheoke handelt, kann τον συν» 
Pall eintreten,dai die Jank von Frankreich die : 
Entgegennahme der Schecks zwecks Abéeckung der 
beschlegnahnten 1 triga Uberhaupt ablehnt, Ale] 
dann ist ee notwendig,dal die mit der Surchfii 
be treuten Beamten ein cingehenóes Protokoll ther 
den Vorgang aufnehmen, 


Ich rege ferner an,dal der Wortlaut der von der 
onk von Frankreich zu erteilenden uittung vorher 
in den Grundztigen festgelegt wird, 

Ich bitte, dem Chefintendanten (Ternruf hora 670) 
von meiner Stellungnahme op chen in X-nntnie eu 
setsen uni mich über den weiteren Verlauf der Ange» 
legenheit su unterrichten, 


ges Hemmen 
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